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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
13. Jahrgang 1965 2. Heft/April 

ALEXANDER BEIN 

„DER JÜDISCHE PARASIT" 

Bemerkungen zur Semantik der Judenfrage 

Bei der Frage, wie die in ihrer Systematik und Grausamkeit unfaßlichen Juden­

verfolgungen der Hitlerzeit möglich waren, hat man vielleicht nicht genügend das 

Problem der Semantik in Betracht gezogen. Untersuchen wir die Vorstellungen, 

welche die Verfolger und ihre Zeitgenossen von den Juden hatten, das Bild, in dem 

die Juden ihnen erschienen, so bietet sich neben der bildlichen Darstellung in der 

Karikatur als wichtigstes Material die Sprache dar. In ihr spiegeln sich unsere Vor­

stellungen und unsere Gedanken, mehr noch: sie ist das Element, ohne das unsere 

Gedanken nicht möglich sind, sie lenkt unsere Bilder und Vorstellungen und gibt 

ihnen den entscheidenden Ausdruck. Mit Recht haben sich daher Untersuchungen 

über den Bedeutungswandel von sprachlichen Vorstellungen in den letzten Jahr­

zehnten einen immer wichtigeren Platz in der Geschichtsforschung erobert und 

bilden unter dem Namen Semantik einen eigenen Forschungszweig. I h m kommt 

besondere Bedeutung gerade für unser Problem zu. 

Man hat schon früher darauf hingewiesen, daß die Vorstellungen der christ­

lichen Welt im Mittelalter vom Juden und sein Vergleich oder seine Gleichsetzung 

mit dem Teufel vielleicht entscheidend waren für die Grausamkeit der damaligen 

Judenverfolgungen1. 

Es ließe sich wahrscheinlich auch eine Verbindung herstellen zwischen dem Wort 

vom jüdischen Wucherer, der dem Volke „das Blut aussaugt", und der Beschuldi­

gung, daß die Juden Christenblut für rituelle Zwecke verwenden. U m hier zu 

einem sicheren Schluß zu kommen, müßten natürlich eingehende Einzelunter­

suchungen über Sprache und Vorstellungen des Volkes in Bezug auf die Juden an­

gestellt werden. Etwas klarer wird jedoch unser Bild, wenn wir uns der neueren 

und neuesten Zeit zuwenden, für die uns literarische Zeugnisse in großer Anzahl 

zur Verfügung stehen. 

1 Vgl. dazu vor allem das grundlegende Buch von Jehoshua Trachtenberg, The Devil and 
the Jews, The Medieval Conception of the Jew and its Relation to Modern Antisemitism, Yale 
University Press 1943; paperback edition in Meridian Boots, New York-Philadelphia, 1961. 
Vgl. auch meine Bemerkungen zur Semantik der Judenfrage in meinem Aufsatz: Der moderne 
Antisemitismus und seine Bedeutung für die Judenfrage, in dieser Zeitschrift 6 (1958), S. 340ff., 
besonders S. 359—360, und in: Yad Washem Studies of the European Jewish Catastrophe and 
Resistance, Vol. I I I , Jerusalem 1959, S. 7-15. 
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Victor Klemperer, der deutsche Philologe jüdischer Abstammung, der - wenn 

auch unter den entwürdigendsten Bedingungen, als ehr- und rechtloser Sklaven­

arbeiter - die Nazizeit in Dresden verbringen durfte, weil er mit einer „Arierin" 

in Mischehe lebte, hat sich über die Schwere der Zeit mit Notizen über die Nazi-

Sprache hinweggeholfen, die er nach dem Kriege in einem außerordentlich auf­

schlußreichen Buch zusammengefaßt hat2. Was, fragt Klemperer im einleitenden 

Kapitel, war das stärkste Propagandamittel der Hitlerei: Die stärkste Wirkung, 

antwortet er, „wurde durch nichts erzielt, was man mit bewußtem Denken oder 

bewußtem Fühlen in sich aufnehmen konnte. Sondern der Nazismus glitt in Fleisch 

und Blut der Menge über durch die Einzelworte, die Redewendungen, die Satz­

formen, die er ihr in millionenfachen Wiederholungen aufzwang und die me­

chanisch und unbewußt übernommen wurden." Denn Sprache lenke das Gefühl, 

sie steuere das ganze seelische Wesen, je selbstverständlicher, je unbewußter man 

sich ihr überlasse. „Und wenn nun die gebildete Sprache aus giftigen Elementen 

gebildet oder zur Trägerin von Giftstoffen gemacht worden ist? Worte können sein 

wie winzige Arsendosen: sie werden unbemerkt verschluckt, sie scheinen keine 

Wirkung zu tun, und nach einiger Zeit ist die Giftwirkung doch da".3 

Zwei charakteristische Merkmale stellt Klemperer an der Nazisprache fest, und 

die Entwicklung dieser Merkmale läßt sich unschwer auch in der Literatur fest­

stellen, die im 19. Jahrhundert und zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu den Nazis hin­

führt. Das eine Merkmal ist ihr ausschließlicher Appell an den Glauben, ihre magische 

Wirkung4 . — Ähnlich weist Ernst Cassirer in seinem Buch „Vom Mythos des Staates " 

auf diesen Wandel in der Funktion der Sprache hin. Das Wort habe in der Ge­

schichte der Zivilisation zwei ganz verschiedene Funktionen erfüllt, die man kurz 

als die semantische und die magische definieren könne. Das Bezeichnende an der 

Entwicklung in den Jahrzehnten, die der Naziherrschaft vorangingen, sei, daß das 

magische Wort die Oberhoheit über das semantische Wort gewonnen habe. „Neue 

Worte sind geprägt worden; und selbst die alten sind in einem neuen Sinne ver­

wendet; sie haben einen tiefen Bedeutungswandel durchgemacht. Dieser Bedeu­

tungswandel folgt aus der Tatsache, daß jene Worte, die früher in beschreibendem, 

logischem oder semantischem Sinne gebraucht wurden, jetzt als magische Worte 

gebraucht werden, die bestimmt sind, gewisse Wirkungen hervorzubringen und 

2 LTI [Lingua Tertii Imperii] , Notizbuch eines Philologen, 2. Aufl. Berlin 1949. Als 
Motto stellt Klemperer seinem Buch das Wort Franz Rosenzweigs voran: „Sprache ist mehr 
als Blut." Völlig abwegig und aus dem Rahmen fallend sind jedoch Klemperers absprechende 
Bemerkungen über den Zionismus. 

3 Victor Klemperer, LTI, S. 21 . Vgl. auch Heinrich Böll in „Die Kiepe", Köln 1959, 
N. 1 : „Der Spruch: Wenn Worte töten könnten, ist längst aus dem Irrealis in den Indikativ 
geholt worden: Worte können töten, und es ist einzig und allein eine Gewissensfrage, ob 
man die Sprache in Bereiche entgleiten läßt, wo sie mörderisch wird." 

4 Klemperer, LTI. , S. 29 : „Jede Sprache, die sich frei betätigen darf, dient allen mensch­
lichen Bedürfnissen, sie dient der Vernunft wie dem Gefühl, sie ist Mitteilung, Gespräch, 
Selbstgespräch, Gebet, Bitte, Befehl, Beschwörung. Die LTI dient einzig der Beschwörung." 
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gewisse Affekte aufzurühren. Unsere gewöhnlichen Worte sind mit Bedeutungen 

geladen; aber diese neu geformten Worte sind mit Gefühlen und heftigen Leiden­

schaften geladen."5 

Das zweite Merkmal, das Klemperer feststellt, ist die Koppelung von Mechani­

schem mit Organischem. „Während sie [die Nazisprache] überall das Organische, 

das naturhaft Gewachsene betont, ist sie gleichzeitg von mechanischen Ausdrücken 

überschwemmt und ohne Gefühl für den Stilbruch und die Würdelosigkeit solcher 

Zusammenstellungen wie einer ,aufgezogenen Organisation' "6. 

Man könnte die Wandlung der Sprache vielleicht auch so charakterisieren. I m 

ausgehenden 19. Jahrhundert und im Beginn des 20. haben drei Entwicklungen sich 

in ihr vollzogen: die Biologisierung, die Technisierung und die Mythisierung. 

Besonders hervorstechend ist zunächst die Erscheinung, die man als „Biologisie­

rung" der Sprache bezeichnen könnte7. Ihre Anfänge reichen bis ins ausgehende 

18. Jahrhundert zurück. In der Romantik mit ihrer Betonung des „Organischen", 

des „Gewachsenen" tritt diese Erscheinung sichtbar ans Tageslicht8. Der moderne 

Nationalismus ist kaum denkbar ohne diesen biologischen Begriff des „organisch 

Gewachsenen", mit dem sich nur zu leicht mystische Vorstellungen von „Blut und 

Boden" als den Grundlagen wahren Volkslebens verschmelzen können. Die natur­

wissenschaftlichen Begriffe werden dabei zunächst in der Hauptsache als Vergleich 

gebraucht, und solange sie im Wesentlichen der Veranschaulichung abstrakter Be­

griffe dienten, war gegen diesen Gebrauch nichts einzuwenden9. Sprache hat aber 

5 Ernst Cassirer, Vom Mythos des Staates, Übersetzt von Franz Stössel, Zürich 1949, 
S. 368/369. 

6 Klemperer, LTI. , S. 5 3 : Beispiele hierfür sind Worte wie „Betriebszellen", Wortver­
bindungen wie Menschen „gleichschalten", „eine Organisation aufziehen". 

7 Vgl. hierzu auch Renate Schäfer, Zur Geschichte des Wortes ,zersetzen', in: Zeit­
schrift für deutsche Wortforschung 18 (1962), S. 40-80. In der Nazi-Sprache „nehmen die 
biologisch gefärbten Bilder einen breiten Raum ein, und zwar ist es vor allem die trübe, 
dunkle, schmutzige Seite des organischen Lebens, die die nationalsozialistische Metaphorik 
inspiriert ha t" . Ernst Jünger schreibt 1930 in einem Aufsatz „Über Nationalismus und Juden­
frage" (Süddeutsche Monatshefte, 27 (1930), S. 844): „Beliebt sind Vorstellungen volksheil­
kundiger Art, in denen die Unschädlichmachung von Schwärmen von atomistisch angreifen­
den Bakterien und Spaltpilzen eine große Rolle spielen." 

8 V. Klemperer betont wiederholt die enge Verbindung von Nazismus und deutscher Ro­
mantik. S. 151 : „Denn alles, was den Nazismus ausmacht, ist ja in der Romantik keimhaft 
enthalten: Die Entthronung der Vernunft, die Animalisierung des Menschen, die Verherr­
lichung des Machtgedankens, des Raubtiers, der blonden Bestie." Ähnlich vgl. u. a. E. Friedell, 
Kulturgeschichte der Neuzeit, 3. Buch, S. 954ff. („Das Organische"); Ernst Cassirer, Vom 
Mythos des Staates, 1949, S. 236ff.; R. Schäfer, a. a. O., S. 42ff. Vom Wirtschaftlichen her 
hatte vor allem Quesnays physiokratisches „Système naturel" die Grundlage für die Theorie 
des „Organischen" gelegt. 

9 Vgl. die Warnung des konservativen Historikers G. Below (Die deutsche Geschichts­
schreibung von den Befreiungskriegen bis zu unseren Tagen, 1924, S. 80): „Das mißliche 
bei der Verwendung des Begriffes des Organischen liegt jedoch darin, daß aus ihm das Ver­
schiedenste herausgelesen worden ist und werden kann und daß man mit ihm den Mißbrauch 
getrieben hat, das ,organische' Gebilde als etwas streng Naturgesetzmäßiges zu deuten. Stets 
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ihre eigenen Gesetze, und das in einem Wort eingeschlossene Bild hat die Tendenz, 

sich von der Einschränkung des Vergleichs und der Anspielung zu befreien und in 

seiner naturhaften Bedeutung ernst genommen zu werden. 

So kann etwa das Bild von einem „Volkskörper", das von den konservativen Par­

teien in Deutschland seit Jahrzehnten gebraucht wurde, im Verlaufe der Zeit immer 

mehr eine biologisch-reale Bedeutung erhalten, wenn davon gesprochen wird, daß 

die Gifte des Bolschewismus, Kapitalismus und Intellektualismus in ihn einzu­

dringen und ihn zu vernichten suchen. Und dieses Bild kann zu absurder Konse­

quenz gesteigert werden, wenn man den „Untergang des lebendigen deutschen 

Sprachleibes durch die jüdische Infektion" beklagt und davon spricht, daß sich in 

ihm „das jüdische Element eingefressen" habe10. 

Auch in den Diskussionen über Juden und Judenfrage wurden Worte und Wort­

bilder biologischen Charakters zunächst mehr als Vergleiche gebraucht. Man denke 

etwa an Mommsens neutral oder positiv gemeintes Wort von den Juden, die im 

Römischen Reich und späterhin ein „Ferment der Dekomposition" der Völker 

und Stämme zu Gunsten größerer menschlicher Einheiten gebildet hätten, — 

das sich dann in der antisemitischen Literatur mit dem Wort vom „zersetzenden" 

Einfluß der Juden vereint, in dieser negativen Bedeutung weite Verbreitung fin­

det und immer mehr in seiner naturhaft-biologischen Wurzel gefaßt wird11. Ähn­

liches geschah etwa mit dem Bilde vom „Krebsgeschwür des Wuchers "12, das Wil­

helm Marr 1879 in seiner Schrift vom „Sieg des Judentums über das Germanen­

t u m " verwendet hatte, oder vom Vergleich der Börse mit einem Giftbaum, wie 

er von Lagarde zuerst gebraucht und dann zum geflügelten Worte der Antisemiten 

wurde. Werden die Juden in der antisemitischen Literatur als Schädlinge, als Volks-

schädlinge bezeichnet, so klingt dieser Ausdruck zunächst zwar als eine Anschuldi­

gung, aber als eine Beschuldigung sprachlich neutralen Inhalts. Erinnert man sich 

aber, daß man mit dem Wort Schädlinge im allgemeinen Gebrauch (nach der De­

finition des „Großen Brockhaus") „tierische und pflanzliche Lebewesen" bezeich­

net, „die die Belange des Menschen in Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau, an 

Vorräten, Rohstoffen, Erzeugnissen, auch die Haus-, Zucht-, Jagdtiere, den Körper 

des Menschen selbst beeinträchtigen und deshalb mehr oder weniger planmäßig 

bekämpft und vernichtet werden (Schädlingsbekämpfung) "13, so gewinnt das in 

haben wir uns vor Augen zu halten, daß es sich nur um ein Bild handle. Die hiermit begrenzte 
Verwendung des Vergleichs entscheidet über die Brauchbarkeit der organischen Theorie." 

10 Die Juden in Deutschland, Herausgegeben vom Institut zum Studium der Judenfrage, 
München 1939, S. 184. 

11 Siehe meinen oben, Anm. 1 zitierten Aufsatz. Vgl. auch hierzu und zu manchen nach­
folgenden Bemerkungen den in Anm. 7 erwähnten aufschlußreichen Aufsatz von Renate 
Schäfer „Zur Geschichte des Wortes ,zersetzen'". 

12 Auch das Wort „Wucher" hat im Deutschen eine biologische Wurzel. „Wuchern" 
heißt ungehemmt wachsen. Das entsprechende hebräische Wort „Neschech" (wörtlich: Biß) 
faßt den Begriff aktiver und zugleich mit negativerer Wertung. 

13 Der Große Brockhaus, 15. Auflage, Bd. 16 (1933), S. 507. Am Ende des Artikels wird 
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Bezug auf Juden gebrauchte Wort „Volksschädling" einen anderen Charakter. Es 

rückt bedenklich in die Nähe des ominösen Wortes „Schmarotzer" oder „Parasit", 

des in diesem Zusammenhang vielleicht verhängnisvollsten Wortes, das aus der 

Biologie in das gesellschaftliche und politische Leben übertragen und ganz besonders 

auf die Juden angewendet wurde und wird. Es lohnt sich deshalb, der Geschichte 

dieses Wortes, seiner Verwendung und praktischen Auswirkung in Bezug auf die 

Judenfrage etwas genauer nachzugehen. 

Das griechische Wort Parasitos (Mitesser), ursprünglich in gutem Sinne auf 

priesterliche oder städtische Beamte angewandt, die auf Staatskosten verpflegt 

wurden, bezeichnete seit dem 4. Jahrhundert v. Chr. „arme Schlucker, die sich bei 

den Reichen und Vornehmen ungeladen zur Tischzeit einstellten und sich für ein 

Mittagessen vom Gastgeber wie von den Gästen die erniedrigendste Behandlung und 

die gemeinsten Späße gefallen ließen. Die Parasiten waren eine stehende Figur der 

mittleren und neueren griechischen Komödie. "14 Mit der Rezeption und Erneuerung 

der griechischen und lateinischen Sprache und Literatur durch den Humanismus kam 

das Wort im 16. Jahrhundert in diesem Sinne in den europäischen Sprachgebrauch, 

d.h. als verächtliche Bezeichnung für Menschen, die auf anderer Kosten leben, die sich 

durch Schmeichelei und Unterwürfigkeit Vorteile bei Reichen und Mächtigen er­

schleichen, ohne dafür wirkliche Arbeit zu leisten und die sich schwer wieder ab­

schütteln lassen15. I m Deutschen wird es gleichbedeutend mit dem Wort „Schma­

rotzer" verwendet, das — unklarer Herkunft - ebenfalls seit dem 16. Jahrhundert 

in Gebrauch kam16. I m 18. Jahrhundert dringt das Wort in die Naturwissenschaften 

ein, wird anscheinend zunächst nur in der Botanik verwendet17, dann aber im 

auf folgende zusätzliche Artikel verwiesen: Feldschädlinge, Forstschädlinge, Gartenschäd­
linge, S c h m a r o t z e r , Pflanzenkrankheiten, Unkräuter, Pflanzenschutz. 

14 Der Große Brockhaus, 15. Auflage, Bd. 14 (1933), S. 166. Vgl. Hans Lamer, Wörter­
buch der Antike (Kröners Taschenausgabe, Bd. 96), 5. Aufl., S. 553: Parasit, gr. „bei an­
deren essend", Schmarotzer, Possenreißer, der gegen freie Kost die Gäste unterhielt; stehende 
Figur der neuen Komödie. — Nouveau Petite Larousse, edit. 1951, S. 743: le parasite est un 
des types de la comédie latine. 

15 Siehe Gr. Oxford Dictionary, Bd. VII, S. 463/4: „One who eats at the table or at the 
expense of another; always with opprobrious application . . . one who obtains the hospitality, 
patronage, or favour of the wealthy or powerful by obsequiousness and flattery; a hangeron 
from interested motives; a ,toady'." In diesem Sinne wird es schon 1535 von Rabelais verwen­
det und gelangt zu immer allgemeinerer Verbreitung. Shakespeare läßt 1607 seinen Timon 
von Athen sagen (III, VI, 99ff.): „You knot of mouth-friends! . . . Most smiling, smooth, 
detested parasites . . . " Bolingbroke schreibt 1736 in seinem „Letter on the Spirit of Patrio-
t i sm" : „Crowds of spies, parasites and sycophants will Surround the throne under the patronage 
of such ministers." 

16 Vgl. Grimm, Deutsches Wörterbuch, Bd. IX, Sp. 937-942. Der Große Brockhaus, 
15. Aufl., Bd. 16 (1933), 708ff. S. auch Anmerkung 21 . 

17 Oxford Dict. vermerkt: „1727-1741, Chambers Cycl. P a r a s i t e s . . .: in botany a kind 
of diminutive plants, growing on trees, and so called from their manner of living and feeding, 
which is altogether on others . . . Such as moss, . . . which with the lichens and mistletoes, 
make the family of parasite plants." 
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19. Jahrhundert als allgemeiner biologischer Begriff18 auch auf tierische Lebewesen 

übertragen19. 

M. Caullery definiert in seinem grundlegenden Buche „Le Parasitisme et la 

Symbiose" den Begriff folgendermaßen: „Der Parasitismus läßt sich als die nor­

male und notwendige Lebensbedingung eines Organismus definieren, der sich auf 

Kosten eines anderen, Wir t genannten, ernährt, ohne ihn zu zerstören . . . Um 

regelmäßig von seinem Wirte leben zu können, lebt der Parasit im allgemeinen in 

ständigem Kontakt mit ihm, entweder auf seiner äußeren Oberfläche oder in seinem 

Innern: Der Parasitismus stellt also eine im allgemeinen dauernde Verbindung 

zwischen zwei verschiedenen Organismen dar, von denen der eine auf Kosten des 

andern lebt. Die Verbindung hat einen im Wesen einseitigen Charakter: sie ist 

für den Parasiten notwendig, der stirbt, wenn er vom Wirte getrennt wird, weil 

er sich nicht ernähren kann; sie ist es keineswegs für den Wirt. Die Organisation 

des Parasiten ist entsprechend den Lebensbedingungen des Wirtes spezialisiert: 

die Anpassung ist das Merkmal des Parasitismus."20 

Ähnlich lautet die Definition in anderen Werken der naturwissenschaftlichen 

Fachliteratur, in Sprachwörterbüchern, in allgemeinen Encyclopädien. Der Große 

Brockhaus (15. Aufl., Bd. 14, 1933) definiert: „In der Biologie versteht man unter 

Parasit ein Tier (z. B. Floh, Bandwurm, Trichine, Blattlaus, Borkenkäfer) oder eine 

Pflanze (Mistel, Schuppenwurz, Rafflesia, Typhusbazillus, Bazillus des Bakterien­

brandes beim Steinobst), die auf Kosten des befallenen Tier- oder Pflanzenkörpers 

leben, ohne diesen unmittelbar zu töten." Ähnlich ist dort der Begriff Schmarotzer 

definiert21, auf den verwiesen und unter dem über die Parasiten im einzelnen ge­

sprochen wird. Allen Definitionen gemeinsam ist, daß der Parasit auf Kosten eines 

18 Wort und Begriff „Biologie" für alle Lebewesen umfassende Erscheinungen prägte 1802 
der deutsche Naturforscher G. R. Treviranus (1776—1837) in seinem Werke „Biologie oder 
Philosophie der lebenden Natur" (6 Bde., 1802-1822). Vgl. J. Leibowitz in: Ha-enciclopedia 
Ha-ivrit, Bd. 8, Sp. 313; Der Große Brockhaus, 15. Aufl., Bd. 19 (1934), 61; Allg. Deutsche 
Biographie, Bd. 38. 

19 Oxford Dict. gibt als erste derartige Verwendung ein Zitat aus dem Jahre 1826 („The 
great body of insect parasites") and zitiert aus Darwin's Buch Descendence of Man (1871): „Man is 
infected with internal . . . and is plagued by external parasites." - Bei Darwins, The Origin of 
Species (1859), wird das Wort noch mehr im vor-naturwissenschaftlichem Sinn gebraucht, 
wenn es im Kap. VIII (Instincts) heißt: „Some Species of Molothrus . . . have parasitic habits 
like those of the cuckoo . . . This bird . . . lays its eggs in the nests of strangers." (Mentor 
Books, 1958, p. 237/238). 

20 Vgl. auch die eingehende Darstellung des Parasitismus und seinen Zusammenhang mit 
dem Begriff der Symbiosis in G. Lapage, Animals Parasitic in Man, 1957 (Pelican Books), 
S. 13-23, bes. S. 18/19: „A parasit is an organism . . . that gets its food from the bodies of other 
organisms which are called its hosts, and that, as it does this, it inflicts a degree of injury on 
these hosts . . . The parasite . . . is usually smaller and weaker than its host." Vgl. auch An­
merkung 97. 

21 Der Große Brockhaus, 15. Aufl., 16 (1933), S. 708: „Schmarotzer [vom spätmittelhoch­
deutschen smorotzen ,betteln'], Parasiten, Lebewesen (Pflanzen und Tiere), die auf dem 
Körper anderer Lebewesen (der Wirte) oder in ihm sich aufhalten und auf dessen Kosten sich 
ernähren." 
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anderen Lebewesens existiert, der sein „Wirt" genannt wird. Durch diese seine 

Existenz schädigt er seinen Wirt, oft bis zur Vernichtung22. 

Mit dem Eindringen der naturwissenschaftlichen Begriffe und Methoden in die 

Gesellschaftswissenschaften wird der Begriff Parasit, Parasitismus, Schmarotzertum 

in seiner neuen, der biologischen Definition, von den Geisteswissenschaften und 

insbesondere von den Sozialwissenschaften übernommen23 . Wir finden ihn besonders 

in der sozialistischen, antikapitalistischen Literatur. Die bei den Physiokraten 

als „classe sterile" bezeichnete städtische Schicht der Kaufleute und Manufakturi-

sten (im Gegensatz zu der einzig produktiven Klasse derer, die auf dem Lande sitzen 

und es bearbeiten) wird nun zur „parasitären" Schicht der ausbeutenden Kapitali­

sten24. „Unproduktiv" im Sinne der marxistischen Lehre und „parasitär" werden 

in Sprachgebrauch beinahe identische Begriffe. 

Der Jude, seit dem Mittelalter als Blutsauger und Ausbeuter seines „Wirtsvolkes" 

verschrien, dann als Repräsentant des Kapitalismus in dessen Odium einbezogen, 

immer und überall als Fremdling betrachtet und nach der Rassentheorie des Anti­

semitismus Angehöriger einer minderwertigen, unschöpferischen Rasse — auf wen 

ließ sich leichter das Bild vom Parasiten übertragen als auf ihn, auf den die biologi­

sche Definition so zu passen schien, als wäre sie eigens dafür geschaffen worden! 

Tatsächlich finden wir das Wort auf die Juden angewendet, und zwar in seinem 

neuen, biologischen Sinn, seitdem es in diesem Sinne existiert. Schon Johann Gott­

fried Herder — im allgemeinen alles andere als ein Judenfeind, ein Verherrlicher 
22 Vgl. die neueste Definition im Fischer-Lexikon Biologie I (1962), S. 208: „Wir verste­

hen unter Parasiten solche Organismen, welche auf Kosten anderer Wirtsorganismen, die sie 
befallen, leben und diese schädigen und oft auch tö t en . " . . . Vgl. auch die Definition für den 
biologischen Begriff „Parasit" in der neuesten (16.) Auflage des Großen Brockhaus (Bd. 8, 
1955, S. 743). 

23 Vgl. die einschlägige Definition des Wortes Parasit in Shorter Oxford Dictionary, 1959, 
S. 1430: „c. fig. A person whose part or action resembles an animal parasite. 1883." 

24 Es ist hier nicht der Ort, ausführlicher auf die (noch zu wenig behandelte) Semantik der 
sozialen Frage, des Sozialismus und des Marxismus einzugehen. Als ein Beispiel aus unserer 
Zeit zitiere ich aus einem Aufsatz von W. Ruge in der (marxistischen) Zeitschrift für Geistes­
wissenschaft, Bd. 7 (1959), wo der Imperialismus als „ein notwendiges, und zwar das letzte 
(monopolistische, parasitäre) Stadium des . . . Kapitalismus" bezeichnet wird. Der Verfasser 
verweist auf Lenin, Ausgewählte Werke in 2 Bänden, Berlin 1954, S. 839ff., hin. Siehe dort 
z. B. S. 848ff. das Kapitel „Parasitismus und Fäulnis des Kapitalismus"; S. 851: „Der Rentner­
staat ist der Staat des parasitären, verfaulenden Kapitalismus." Interessant wäre es, in diesem 
Zusammenhang die Verwendung des Wortes „Parasit" in der UdSSR zu untersuchen. Aufrufe 
gegen die Parasiten als nichtarbeitende Nutznießer der Gesellschaft, oft mit einer ausge­
sprochenen Wendung gegen Juden, scheinen dort gang und gäbe zu sein. Vgl. darüber z. B. 
den Artikel „Die Parasiten an den Schandpfahl" in der hebräischen Tageszeitung Davar 
vom 21. 9. 1960, oder das im Maariv vom 3. 2. 1962 wiedergegebene antijüdische Bild 
mit der Unterschrift: „Parasiten — raus aus Moskau!" Chruschtschow hat es in seinem Antwort­
brief an Bertrand Russell vom 21. 2. 1963 häufig verwendet. S. die offizielle englische Über­
setzung in Jewish Observer and Middle East Review, 8. 3. 1963, S. 14/15: „Our State . . . 
protects honest working people from parasites." „The so-called ,work' of the speculators . . . 
and the like is simply social parasitism." „. . . the capitalist system . . . permits some people . . . 
to lead a parasitic life . . . . " 
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der altjüdischen Poesie - faßt 1784 im Kapitel „Hebräer" seiner „Ideen zur Philo­

sophie der Geschichte der Menschheit"25 sein (und seiner Zeitgenossen) Urteil 

über Wesen und Geschichte der Juden in folgenden Worten zusammen: „Das Volk 

Gottes, dem einst der Himmel selbst sein Vaterland schenkte, ist Jahrtausende, ja 

fast seit seiner Entstehung eine parasitische Pflanze auf den Stämmen anderer 

Nationen; ein Geschlecht schlauer Unterhändler beinah' auf der ganzen Erde, 

das trotz aller Unterdrückung nirgend sich nach eigner Ehre und Wohnung, 

nirgend nach einem Vaterland sehnt." 

I m weiteren Verlauf der Entwicklung wird das Wort Parasit von zwei Anschau­

ungsweisen her auf den Juden angewendet. Der Rassenantisemitismus, dessen Ent­

stehung und Lehre ich an anderer Stelle ausführlicher behandelt habe26, stellt die 

jüdisch-semitische Rasse als eine parasitäre Rasse dar; ihre Angehörigen sind Para­

siten, die nur auf Kosten ihrer „Wirte" leben können. Das Bild von den „Wirts­

völkern "27, unter denen die Juden leben, gerät immer mehr in den Bann dieser 

naturalistischen Vorstellungen vom Parasiten und seinem Wirte, auf dem er lebt, 

von dessen Blut und Lebenssäften er zehrt und den er dadurch schädigt und oft 

vernichtet. Mit diesen Vorstellungen vereinigen sich nun die antikapitalistischen 

Neigungen, besonders in die Augen fallend bei manchen Sozialisten (bei denen oft 

physiokratische Vorstellungen den Untergrund bilden), aber mitschwingend auch 

in den Worten vieler anderer Judengegner. P . J. Proudhon schreibt 1858 die Zer­

streuung der Juden dem ihnen angeborenen „merkantilen und wucherischen Para­

sitismus"28 zu. Seit Jesus' Zeiten leben sie „auf Kosten anderer Nationen", und 

25 Herders Werke, Goldene Klassiker Bibl., 5. Buch, S. 57. 
26 Siehe meinen in Anm. 1 angegebenen Aufsatz. Dort auch Belege für die nachstehenden 

Ausführungen bei Duehring, Lagarde und anderen. 
27 Die Begriffe „Wirtsvolk" und „Gastvolk" in ihrer Anwendung auf die Judenfrage ver­

dienten eine systematische Untersuchung und Darlegung. Sie stammen offenbar aus der Auf­
fassung des Fremdenrechts, wie es sich im Mittelalter aus antiker Tradition entwickelte. 
Luther sagt in seiner Schrift „Von den Juden und ihren Lügen" (1543): „Leiden wir doch 
mehr unter ihnen [den Juden] als die Welschen [Italiener] von den Spaniolen! Die nehmen 
dem Hauswirt Küche, Keller, Kasten und Beutel ein, fluchen ihnen dazu und drohen ihnen den 
Tod. Ebenso tun uns die Juden, unsere Gäste, auch; wir sind ihre Hauswirte." Treitschke, 
Eduard von Hartmann, Duehring und andere haben das Wort vom Wirtsvolk seit Beginn der 
achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts dann so popularisiert, daß es zuletzt selbst von Juden 
in beinahe naiver Weise angewendet wurde, ohne seine Implikationen zu ahnen. Friedrich 
Ratzel, der Anthropo-Geograph, wendet das Bild von der politischen Geographie her auf die 
Juden an, wenn er sagt: „Juden, Armenier, Zigeuner wohnen bei anderen Völkern gleichsam zur 
Miete." (Friedrich Ratzel, Erdenmacht und Völkerschicksal, eine Auswahl aus seinen Werken, 
herausgegeben v. Karl Haushofer, Stuttgart (Kroener) 1940, S. 240). Herzl polemisiert 1896 
gegen den Begriff in der Einleitung zum „Judenstaat" - Bemerkungen, die durch ein Gespräch 
mit dem Generalsekretär der Alliance Israélite Narcisse., Leven, ausgelöst wurden. Vgl. Theodor 
Herzl, Tagebücher, I, S. 277. Vgl. auch die Bemerkungen bei A. Leschnitzer, Saul und David, 
Die Problematik der deutsch-jüdischen Lebensgemeinschaft, Heidelberg 1954, S. 200-201. 

28 In seinem Buche: De la Justice dans la Revolution et dans l 'Eglise; hier zitiert nach 
dem Buche von S. Silberner, Hasozialism hamaaravi vesheelat hayehudim (Der westliche So­
zialismus und die Judenfrage), Jerusalem 1955, S. 316. 
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auch die ihnen durch die französische Revolution gegebenen Freiheiten haben 

daran nichts geändert: „Le Juif est reste Juif, race parasite, enemie de travail, 

adonnée à toutes les pratiques du trafic anarchique et menteur, de la speculation 

agioteuse et de banque usuraire."29 Und 25 Jahre später: „Le Juif est par tempé-

rament antiproducteur . . . toujours fraudouleux et parasite. "30 

Der Sozialist Albert Regnard stellt 1890 den Gegensatz zwischen Juden und 

Ariern in Parallele zum Gegensatz Kapitalist und Proletarier31. Der Anarchist 

Bakunin, Gegner des Kapitalismus und des Marxismus, schreibt 187132, die ganze 

jüdische Welt bilde „eine ausbeuterische Sekte, ein Blutegelvolk, einen einzigen 

fressenden Parasiten", sie stehe gleichzeitig Marx und den Rothschilds zur Verfü­

gung. 

So, in den beiden Fassungen, der rassenantisemitischen und der antikapitalisti­

schen, die sich in den verschiedensten Wendungen ineinander verschlingen, wird 

das Wort „Parasit" immer mehr zur Bezeichnung des Juden als Individuum, als 

Angehöriger der jüdischen oder semitischen Rasse und als Vertreter einer wirt­

schaftlichen Schicht. 

Eugen Dühr ing — dessen Buch über „Die Judenfrage als Racen-, Sitten- und 

Culturfrage" erstmalig 1881 erschien und eine vielleicht als klassisch zu bezeich­

nende Grundlage des Rassenantisemitismus bot - sagt vom Juden, daß er sich als 

Parasit am wohlsten in einer schon etwas korrumpierten Gesellschaft fühle. Der 

bekannte Orientalist und Kulturpolitiker Paul de Lagarde vergleicht die Juden mit 

Bazillen und Trichinen33. Jeder Fremdkörper erzeuge in einem lebendigen anderen 

Unbehagen, Krankheit, oft sogar Eiterung und Tod34. 

Man sieht hier, wie das Bild vom Parasiten, zunächst mehr als Vergleich ge­

braucht, immer stärker mit der naturhaften Wirklichkeit identifiziert wird. Das 

ließe sich in den Einzelheiten der Formulierung in vielen Beispielen nachweisen. 

1893 schreibt etwa der Florentiner Physiologe Paolo Mantegazza in einem kritischen 

29 Ähnlich stellt der fourieristische Sozialist Alphonse Toussenel in seinem judenfeindli­
chen Buche: Les Juifs, rois de l 'époque: histoire de la féodalité financière (Paris 1845, 2. 
Aufl., 1847) die Juden als „eine ausschließlich parasitische Rasse" dar und überträgt den 
„verächtlichen Namen Jude" auf alle, die sich mit Geldhandel beschäftigen und „als un­
produktive Parasiten von der Substanz und der Arbeit anderer leben. Juden, Wucherer und 
Händler sind für mich synonym." Hier zitiert nach E. Silberner, the Attitude of the Fourierist 
School Towards the Jews, in: Jewish Social Studies 9 (1947), S. 339-562. 

30 In dem Buche: Césarisme et Christianisme, 1883; hier zitiert nach Silberner, a. a. O., 
S. 317. Interessant - und folgenreich! - wie sich mit diesen Formulierungen altüberkommene 
Vorstellungen vereinigen, wenn es weiter bei Proudhon heißt : „c'est le mauvais principe, 
satan, ahriman, incarné dans la race de Sem." S. darüber auch weiter unten. 

3 1 Zit. bei Silberner, a. a. O., S. 320: „Le Juif est vis à vis de l'Aryen comme le capitalisme 
vis à vis du prolétaire." 

32 Gesammelte Werke (Berlin 1931-1934), Bd. 3 ; hier zitiert nach Silberner, a. a. O., S. 354. 
33 Paul de Lagarde, Juden und Indogermanen, eine Studie nach dem Leben, Göttingen 

1887, S. 339. Siehe dazu auch weiter unten [S. 144]. 
34 Deutsche Schriften, Letzte Gesamtausgabe 1886, S. 330; neue Ausgabe München 1924, 

S. 293/294. 



130 Alexander Bein 

Aufsatz über den zeitgenössischen Antisemitismus35, man werfe den Juden vor, „sie 

seien keine Glieder unseres europäischen Körpers, keine Sehnen unseres Fleisches, 

keine Venen unseres Blutes, sondern Knoten, Auswüchse, Geschwülste, die da und 

dort zerstreut sind und die freie Zirkulation unserer Säfte und Kräfte behindern. 

Sie seien mit einem Worte die feisten und dreisten Parasiten europäischen Lebens ".36 

Von den Juden in Böhmen schreibt Herzl 189737, die Deutschen, mit denen sie sich 

identifizierten, hätten plötzlich begonnen, sie abzuschütteln. „Plötzlich hieß es, sie 

seien Parasiten, die den Stamm aussaugen." 

Ähnliche Vergleiche werden immer häufiger seit dem Ausgang des ersten Welt­

krieges, und der Charakter des Vergleichs tritt immer mehr hinter dem einer 

naturwissenschaftlichen Identifizierung zurück. Gleichzeitig werden die biologischen 

Elemente oft in die Sphäre des Mythos erhoben. Das entsprach dem Charakter der 

Zeit, für die wohl Oswald Spenglers erstmalig 1918 erschienene Geschichtsschau 

vom „Untergang des Abendlandes" der typischste Ausdruck ist. Die Kulturen wer­

den in seiner „Morphologie" der Geschichte beinahe real-naturalistisch als Organis­

men aufgefaßt und unterliegen deren Wesensgesetzen von Wachstum, Aufstieg, 

Abstieg, Verwelkung, Erstarren und Untergang. Wohl lehnte Spengler - wie 

Nietzsche ein Verächter der Masse und ein Gegner des billig-rassenhaften Massen­

kultes — die nationalsozialistische Weltanschauung ab und wurde denn auch später 

von den — seinem cäsarischen Führertyp in Wirklichkeit nicht fernen — national­

sozialistischen Führern abgelehnt. Aber zur Popularisierung und zur Mythisierung 

des Judenbildes seiner Zeit hat Spenglers Buch sicherlich nicht unwesentlich beige­

tragen ; sein Einfluß mag in mancher Beziehung dem von Treitschkes „Deutscher 

Geschichte" vierzig Jahre früher verglichen werden. Durch sein Buch drangen die 

zeitgenössischen Stereotypen vom Juden als „anerkannte wissenschaftliche Wahr­

heiten" in morphologisch-mythischer Überhöhung in Kreise ein, die sich von dem 

Einfluß der gröberen, propagandistischen Geschichtsklitterungen radikaler Anti­

semiten fernhielten. Das Kapitel, das seine Ansichten über das Judentum zusammen­

faßt38, ist ein seltsames Gemisch von im Halbdunkel biologisch-mythischer Begriffe 

35 Neue Freie Presse, 23.-24. September 1893; die zitierte Stelle aus dem Schlußartikel 
vom 24. September. 

36 Er zieht aus dieser Diagnose die zionistische Folgerung: „Und wenn wir unserem Hasse 
freien Lauf lassen könnten, so würden wir ihnen, stände es in unserer Macht, mit Freuden 
Jerusalem wieder geben und ein Reich Israel wieder herstellen." 

37 In dem Aufsatz: Die Jagd in Böhmen, in: Die Welt, 5. 11. 1897; wiederabgedruckt 
in: Gesammelte Zionistische Werke, Tel Aviv 1934, S. 217. 

38 Übrigens führt ein gerader Weg von seiner Betrachtung der Judenfrage als einem Ab­
schnitt des Kapitels „Probleme der arabischen Kultur" direkt zu Toynbees Auffassung des 
Judentums als einem Fossil der „Syriac Culture". Spengler sieht diesen Begriff der arabischen 
Kultur, für welche die Geschichte Israels Vorgeschichte ist, als eine große Entdeckung an. 
„Ihre Einheit ist von späten Arabern geahnt worden, den abendländischen Geschichtsfor­
schern aber so völlig entgangen, daß nicht einmal eine gute Bezeichnung für sie aufzufinden 
ist." S. O. Spengler, Untergang des Abendlandes, Band 2, Kap. 3; über das Judentum, S. 398ff. 
Zu Spenglers Auffassung vom Judentum vgl. vor allem Max Grunwald, Das Judentum bei 
Oswald Spengler, Berlin 1924. 
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formulierten Antithesen und Vergleichen, deren Brillanz nicht darüber hinweg­

täuschen kann, daß - gleichzeitig mit manchen intuitiv erfaßten Wahrheiten über 

das Wesen der jüdischen Existenz unter den europäischen Völkern - darin viel 

stereotypes Meinungsgut aufgenommen und verbreitet wird von den Juden als 

„zersetzendes Element", als Träger eines vergiftenden Zynismus, bis zu der inneren 

Fremdheit, mit der sie, auch mit dem besten Willen, immer dem Leben des „Wirts-

volkes" gegenüberstehen. 

Für diese Mythisierung biologischer Vorstellungen in anderer Weise typisch ist 

etwa Hans Blühers Schrift „Secessio Judaica", die erstmalig 1922 erschien und 

sofort großes Aufsehen erregte. Wie der Untertitel dieser Schrift besagt, wollte 

Blüher damit „eine philosophische Grundlegung der historischen Situation des 

Judentums und der antisemitischen Bewegung" geben. Auch Blüher, der von der 

deutschen Jugendbewegung herkam und für deren Haltung in vielem typisch ist, 

hält sich von den groben antisemitischen Formulierungen und Vergleichen fern. 

Das Wort „Parasiten" und „Parasitismus" erscheint nicht in dieser Schrift oder in 

ähnlichen Schriften, die er vor- und nachher über die Judenfrage veröffentlicht hat. 

Zentral erscheint ein verwandter naturwissenschaftlicher Begriff, der ebenfalls ins 

Mythologische überhöht wird: der Begriff der Mimikry. „Die Juden" - meint 

Blüher — „sind das einzige Volk, das Mimikry treibt. Mimikry des Blutes, des 

Namens und der Gestalt."39 Ihr Sichverbergen sei ein anderes als das anderer 

Völker, sei tiefer in ihrer Substanz verwurzelt. Es komme — dekretiert Blüher in 

mythischer Übersteigerung der christlichen Tradition von Augustin bis Hegel, die 

hier mit biologischem Gedankengut vereinigt wird — von ihrem historischen Ver­

sagen : ihre Auserwähltheit war einzig und allein für die Geburt Christi. Mit seiner 

Verwerfung sei der Jude - das Volk der Juden und jeder einzelne Jude — „in seiner 

Substanz krank". Das eine große historische Ereignis in dieser Situation sei der 

Zionismus; in ihm habe das Judentum aus sich heraus eine Gesinnung erzeugt, die 

die Substanzmimikry in der Wurzel aufhebe. Das zweite historische Ereignis, das sich 

in der Gegenwart abspiele, sei die Loslösung des Judentums von den Wirtsvölkern, 

der Blüher (wie er es sich in einer „philosophischen Grundlegung" offenbar schuldig 

zu sein glaubt) den lateinischen Terminus „Secessio Judaica" gibt. Ihre Mimikry ver­

sage. Die Juden lägen nun offen durchschaut vor den Völkern: „Jehuda patet". Und 

die Konsequenz daraus: „Das drohende Weltpogrom hängt über ihren Köpfen. "40 

Waren Schriften wie die von Blüher für intellektuelle Kreise bestimmt, so gab es 

andere Bücher, die in primitiv einprägsamen Bildern die gleichen Lehren ver­

gröbert in anderen Schichten des Volkes verbreiteten. Wohl am typischsten für 

diese Literatur und am meisten gelesen waren die Bücher des antisemitischen 

Schriftstellers Arthur Dinter, besonders sein Roman „Die Sünde wider das Blut", 

39 Vgl. dazu Alfred Rosenbergs Wort über „die beständige Lüge als die organische Wahr­
heit der jüdischen Gegenrasse". Darüber weiter unten [S. 136]. 

40 Das einzige Land, das vor dem Pogrom zurückschrecken werde — meint Blüher — werde 
Deutschland sein. „Es ist unedel, den entwaffneten Feind zu quälen. Der Deutsche ist kein 
Franzose." 
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der 1918 erschien und 1920 bereits in über 100 000 Exemplaren verkauft war. In 

einer Mischung von kleinbürgerlich-nationalistischer Romantik41, billiger Kolpor­

tage-Technik, Rassenmythologie in Verbindung mit christlich-theosophischer 

Mystik und unter Hinzufügung pseudo-wissenschaftlicher Anmerkungen und Er­

läuterungen wurde hier ein antisemitischer Schlager geschaffen, der an vielerlei 

Instinkte, Angstvorstellungen und Interessen appellierte. 

Der Held des Buches, ein arischer Wissenschaftler, kommt durch seine ehelichen 

Verbindungen mit einer Jüdin und einer — in ihrer Jugend von einem jüdischen 

Offizier geschwängerten und dadurch nach Ansicht des Verfassers für immer in 

ihrer Erbmasse verdorbenen - Nichtjüdin zur Erkenntnis der naturhaften und 

seelischen Gesetze der Rassenlehre, die zu verbreiten er nun als seine Lebensauf­

gabe erkennt. Die Grundlage dieser Lehre ist, daß jede Berührung mit dem schlech­

ten jüdischen Blute das gute germanische für immer, auf Generationen hinaus, 

verunreinigt und verdirbt. So verderblich ist der vergiftende Einfluß dieses jüdi­

schen Blutes, daß jüdische Erbeigenschaften immer wieder zum Durchbruch kom­

men, wenn ein deutsches Mädchen auch nur einmal geschlechtlichen Verkehr mit 

einem Juden gehabt hat42. Der jüdische Kommerzienrat, der Schwiegervater des 

Helden, nützt diese Rassenvergiftung systematisch aus und verfolgt damit „plan­

mäßig geradezu teuflische Ziele". Dem Verfasser ist es ganz klar: „Planmäßig 

wurde das deutsche Volk durchseucht und vergiftet." Das alles geht aus einem 

nach dem Tode des Kommerzienrates aufgefundenen Schriftwechsel hervor, dessen 

Inhalt in vielem dem Inhalt der zur gleichen Zeit in Deutschland zum erstenmale 

weit verbreiteten „Protokolle der Weisen von Zion" entspricht. Der Schriftwechsel 

umfaßte den ganzen Erdball und bezog sich - abgesehen von den erwähnten 

dämonisch-pornographischen Angelegenheiten - auf Vermittlungsgeschäfte in allen 

Gebieten menschlicher Tätigkeit, nirgends auf produktive Arbeit. Für die Verbin­

dung, die naturwissenschaftliche, mythologische und technische Vorstellungen im 

Bewußtsein der Zeit eingehen, sind die Formulierungen dieses Kolportage-Romans 

sehr aufschlußreich. Man nehme etwa folgenden Satz als Beispiel: „Aus jeder 

Tätigkeit, die fleißige Menschen nur irgendwie verrichten, wußte der Kommerzien­

rat seinen Gewinn zu ziehen. Hunderttausende, ja Millionen von im Schweiße ihres 

Angesichtes arbeitenden Menschen zappelten in allen fünf Erdteilen an den Dräh­

ten, die in seiner Hand zusammenliefen. Wie eine Spinne saß er in seinem Berliner 

Kontor, all diesen Menschen durch seine Drahtkanäle das Mark aus Leib und Seele 

saugend . . . Es war das große mitleidlose Herz, das Menschenblut aufsaugte, u m es 

in bares Geld zu verwandeln, mochte es nun aus den Adern von Weißen oder 

41 Der Roman endet mit den Worten: „So ward ihm doch noch sein Wunsch erfüllt, für 
das heilige Vaterland zu sterben." 

42 Diese Argumentation kehrt dann ganz ähnlich in Hitlers „Mein Kampf" wieder und wird 
des langen und breiten mit Illustrationen und Holzschnitten und Vergewaltigungs- und Ri­
tualmordgeschichten pornographisch und im Stile der Revolverpresse ausgewalzt im „Stürmer" 
des Fränkischen Gauleiters Streicher. Vgl. dazu auch Gilbert, Nuremberg Diary, New York 
1961 (Signet Books), S. 111-112. 
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Schwarzen, Gelben oder Roten, Christen oder Heiden springen." Und als Konse­

quenz predigt der arische Held des Buches den Geschworenen, vor denen er sich 

wegen des Mordes an dem jüdischen Verführer seiner zweiten Frau (vor ihrer Ehe 

mit ihm, dem Helden!) zu verantworten ha t : „Wenn es dem deutschen Volke nicht 

gelingt, den jüdischen Vampir, den es ahnungslos mi t seinem Herzblute großsäugt, von 

sich abzuschütteln und unschädlich zu machen — und das ist schon durch einfache 

gesetzliche Maßnahmen möglich —, so wird es in absehbarer Zeit zugrunde g e h e n . 4 3 

Für den Begriff des Parasiten in seiner Anwendung auf die Judenfrage sind 

Bücher wie das erwähnte von Dinter ein gutes Beispiel. Der Begriff Parasit tr i t t 

hier in eine ausgesprochene oder unausgesprochene Verbindung mit Vorstellungen 

aus früheren Epochen in der Geschichte der Judenfrage, gewissermaßen mit tiefer 

liegenden Schichten des Volksbewußtseins über die Juden. Der Teufel, der blut­

saugerische Wucherer und Ausbeuter, der Weltverschwörer im Sinne der „Pro­

tokolle der Weisen von Zion"44, und die mythische Figur des Vampirs45 werden 

hier mit dem ihnen zunächst völlig fremden Begriff des Parasiten synonym ge­

braucht. Es ist ja eine der Wesenseigenschaften des Mythischen, daß in ihm Wirk­

lichkeit und Phantasiegebilde ineinander verschmelzen und der vom Mythos Er­

griffene dann nicht mehr feststellen kann, wo die Wirklichkeit aufhört und eine 

gläubige Phantasievorstellung beginnt. Größenverhältnisse verschieben sich hier 

völlig: Winziges kann mächtig werden und Ungeheures sich bis zur Unsichtbarkeit 

verdünnen. Die in ihrer Kleinheit unsichtbaren, in ihrer Wirkung aber ungeheuren 

Parasiten können so sich mit dem Dämonischen in den Vorstellungen vom Juden so 

eng verflechten, daß ohne weiteres die verschiedenen Begriffe und Vorstellungen 

miteinander ausgetauscht werden können, ohne daß es dem Leser und Hörer zum 

Bewußtsein kommt, und das u m so mehr, wenn der Benutzer dieser Begriffe selbst 

unter dem Druck von Angstvorstellungen und Zwangsneurosen steht, wie es für 

nicht wenige der Führer und Anhänger des Nationalsozialismus der Fall war46. 

43 Dinter, a. a. O., S. 276/277. 
44 Es ist ein Problem für sich, wie die groteske Fälschung der sog. „Protokolle der Weisen 

von Zion" seit 1919 in immer neuen Auflagen und Kommentaren verbreitet werden — und 
Glauben finden konnte, bis in Kreise hinein, die auf abstruse Machwerke sonst sehr sensibel 
reagieren. Vgl. dazu meinen Aufsatz, Die Judenfrage in der Literatur des modernen Antise­
mitismus als Vorbereitung zur „Endlösung", in: Bulletin des Leo Baeck Instituts 6 (1963), 
No. 21 , S. 4 -51 , bes. S. 23 -31 . 

45 Brockhaus, 15. Aufl. Bd. 19, 1934, definiert das Wort Vampir: „Nach dem südslavischen, 
rumänischen und griechischen Volksglauben, Verstorbene, die nachts ihrem Grabe entsteigen, 
um Lebenden das Blut auszusaugen. Vampir entspricht dem deutschen Blutsauger oder Nach-
zehrer. Vgl. auch Montague Summers, The Vampire, New York 1960. 

46 Typisch für die Zeitstimmung ist vielleicht in dieser Beziehung ein Sammelbuch, das 
1932, am Vorabend der Nazi-Umwälzung, in Amerika unter dem Titel erschien: Our Neurotic 
Age. In der Einleitung sagt der Herausgeber des Buches Samuel A. Schmalhausen: „That 
the times are strangely and desperately perturbed even congenital optimists now know. All 
the economists have taken to writing of contemporary civilization as if they were specialists 
in psychiatry and psycho-pathology. The social System is admitted to be in the last stages of a 
wasting disease. The atmosphere of modern life smells like a sick room." 
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Besonders typisch und besonders einflußreich in dieser Beziehung sind natürlich 

die Schriften Adolf Hitlers, insbesondere seine Programmschrift „Mein Kampf". 

Vergleichen wir das Wort Parasit, wie es zur Zeit des Aufkommens der modernen 

antisemitischen Bewegung zu Beginn der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts 

gebraucht wurde, mit seinem Gebrauch bei Hitler und seinen Anhängern, so fällt 

der weit naturalistischere Gebrauch sofort in die Augen. Der Wiener Orientalist 

Adolf Wahrmund hatte 1883 in seiner Schrift über „Das Gesetz des Nomadentums 

und die heutige Judenherrschaft" die Eigenschaften der Juden von ihrer Nomaden­

natur her erklärt und dabei von dem parasitären Charakter des Nomaden mehr als 

Bild denn als naturhafte Wirklichkeit gesprochen47. Hitler meint dagegen, auch 

der Nomade habe eine bestimmte Einstellung zur Arbeit, nicht aber der Jude: „er 

war deshalb kein Nomade, sondern immer nur Parasit im Körper anderer Völker". 

Er schweife nicht wie der Nomade; im Gegenteil: „Er ist der ewige Parasit, ein 

Schmarotzer, der wie ein schrecklicher Bazillus sich immer mehr ausbreitet, so wie 

nur ein günstiger Nährboden dazu einlädt." Die Wirkung seines Daseins aber 

gleiche ebenfalls der von Schmarotzern: „Wo er auftritt, stirbt das Wirtsvolk nach 

kürzerer oder längerer Zeit ab." Der Jude führt ein Dasein als „Völkerparasit", 

dessen verheerenden Einfluß auf „die von ihm angefressenen Völker" im Laufe der 

Geschichte Hitler eingehend schildert. Durch systematische Rassenschändung ver­

gifte der Jude bewußt das Blut seiner Wirtsvölker. „Das Ende aber", prophezeit der 

Verfasser, „ist nicht nur das Ende der Freiheit der vom Juden unterdrückten 

Völker, sondern auch das Ende dieses Völkerparasiten selbst. Nach dem Tode des 

Opfers stirbt auch früher oder später der Vampir." (Bd. 1, S. 358) 

Auf den deutschen Zusammenbruch zurückblickend, meint Hitler (1, 184ff.) 

von der „Seuche und Pestilenz" des jüdischen Marxismus hätte man sich in Deutsch­

land im August 1914 befreien können. Damals mußte die Regierung „rücksichtslos 

die gesamten militärischen Machtmittel einsetzen zur Ausrottung dieser Pestilenz". 

Mit Gewalt und Beharrlichkeit wäre das damals möglich gewesen: „Wenn an der 

Front die Besten fielen, dann konnte man zu Hause wenigstens das Ungeziefer 

vertilgen." (1, 185/87.) Oder, wie es im Schlußkapitel (2, 772) über die versäumte 

Abrechnung mit dem „jüdischen Marxismus", in die nahe Vergangenheit zurück­

blickend und auf die nahe Zukunft grausig vorausweisend, heißt : „Hätte man zu 

Kriegsbeginn und während des Krieges einmal 10000 bis 15000 dieser hebräischen 

Volksverderber so unter Giftgas gehalten, wie Hunderttausende unserer allerbesten 

deutschen Arbeiter aus allen Schichten und Berufen es im Felde erdulden mußten, 

dann wäre das Millionenopfer der Front nicht vergeblich gewesen." 

Vielleicht noch typischer für die wörtlich naturalistische Anwendung des Wortes 

Parasit auf die Juden und seine Verschmelzung mit den mythischen Vorstellungen 

eines Vampirs, ist ein abstruses Buch, das aber einen bedeutenden Einfluß auf 

47 Siehe Wahrmund, 3. Aufl., 1919, S. 67: „Sind die Araber . . . heute noch Parasiten und 
waren es zu allen Zeiten — weil sie als Nomaden es sein müssen — und werden andererseits 
die Juden von den heutigen Nichtjuden als Parasiten bezeichnet, so ist gar kein Grund anzu­
nehmen, daß sie auch in Palästina anders denn als Parasiten gelebt hätten." 
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manche der Naziführer ausgeübt hat, insbesondere auf Alfred Rosenberg, der es 

anerkennend in seinem „Mythus des 20. Jahrhunderts" zitiert, weil es seiner An­

sicht nach den „streng wissenschaftlichen Nachweis über die wirkenden Lebens-

gesetze beim jüdischen Parasiten" führt. Der Titel des Buches ist „Sozialparasitismus 

im Völkerleben"48. Das Titelbild zeigt in blutigem Rot den jüdischen Vampir-

Parasiten, wie er den Erdball mit seinen Saugarmen umschlingt. Für Schickedanz 

ist das Judentum „das Gegenteil eines ,Ideals konstanter Rasse' — mithin eine 

,Gegenrasse'. Judentum ist Schmarotzertum." Diese These führt der Verfasser nun 

in aller Ausführlichkeit mit rein naturwissenschaftlichen Argumenten, die wie die 

typischen Ausführungen eines Autodidakten klingen. In einer Auseinandersetzung 

mit Sombart über den Einfluß des Judentums auf die Entstehung des modernen 

Kapitalismus, formuliert der Verfasser: „Nicht der ,homo capitalisticus', sondern 

der ,homo parasiticus' im Kleide der Geldwirtschaft war es, der sich zu einem 

,homo paralyticus' für seine europäischen Wirtsvölker ausgewachsen hat ." Die 

Juden sind für ihn „eine instinktverbundene parasitäre Gegenrasse . . . Judenheit 

ist ununterbrochen fortschreitender ,Sozialparasitismus', von dem als einzigem 

Beispiel in der Natur alle menschlichen sozialen Gemeinschaften befallen sind, die 

hochstehenden am allermeisten." Erklärend fügt der Verfasser in Anmerkung hinzu, 

daß der Begriff Sozialparasitismus der Ameisenkunde entstamme. Er zitiert aus 

einem Werk von K. Escherich über die Ameise: „Wir kennen heute eine ganze 

Reihe dauernder Sozialparasiten unter den Ameisen." Auch bei bestimmten 

Ameisenarten trete gegenüber Königinnen ursprünglich fremder Ameisenrassen eine 

„Instinktperversion der primären Ameisenarten" ein, die gleichbedeutend sei mit 

der „allmählichen Lähmung des Denk- und Unterscheidungsvermögens der primären 

Menschenarten durch den jüdischen Intellektualismus". Die Zersetzung jeder Ge­

sittung durch das Judentum gehe „Hand in Hand mit der leiblichen Infiltration der 

Volkskörper mit seinem Blute, die schließlich auch nichts wie Zersetzung ist"49. 

In einem „Die Weltwende" überschriebenen Kapitel kommt der Verfasser auch 

auf Herzls Auffassung der Judenfrage zu sprechen und zieht die Folgerung, daß 

durch den politischen Zionismus „der in den einzelnen Volkskörpern verteilt wir­

kende Parasi t . . . damit einen Kopf" bekommen habe. In einer beigegebenen Tafel 

zeichnet der Verfasser — parallel zu einem graphischen Schema über die parasitäre 

Wirkung des organisierten Judentums mit dem jüdischen Orden Bne Briss an der 

Spitze und Abzweigungen des Zionismus als Saugarmen — einen Sackkrebs und 

betitelt diese Zeichnung: „Eine der obigen verwandte Weise des Parasitentums 

(Schmarotzertum an einem einzelnen Körper)."50 

Dieses Bild wird von Alfred Rosenberg wörtlich übernommen. In seinem erst-

48 Arno Schickedanz, Sozialparasitismus im Völkerleben, Leipzig 1927. 
49 A. a. O., S. 121/122. 
50 Die erwähnte graphische Darstellung betitelt der Verfasser folgendermaßen: „Versuch 

der Überwucherung der deutschen Volksgemeinschaft durch das Judentum schematisch dar­
zustellen (dauerndes Sozialschmarotzertum einer durch ihren Artinstinkt verbundenen mensch­
lichen Gegenrasse an einer Artgemeinschaft)." 
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malig 1930 erschienenen und bis 1942 in über einer Million Exemplaren verbreite­

ten Buch über den „Mythus des 20. Jahrhunderts"5 1 setzt der Verfasser das Wesen 

des Judentums mit Schmarotzertum gleich. „Dieser Begriff" - sagt Rosenberg in 

seinem Versuch einer biologisch-mythischen Schau - „soll hierbei zunächst gar nicht 

als sittliche Wertung, sondern als Kennzeichnung einer lebensgesetzlichen (bio­

logischen) [sic] Tatsache aufgefaßt werden, genau so wie wir im Pflanzen- und 

Tierleben von parasitären Erscheinungen sprechen. Wenn der Sackkrebs sich durch 

den After des Taschenkrebses einbohrt, nach und nach in ihn hineinwächst, ihm 

die letzte Lebenskraft aussaugt, so ist das der gleiche Vorgang, als wenn der Jude 

durch offene Volkswunden in die Gesellschaft eindringt, von ihrer Rassen- und 

Schöpferkraft zehrt — bis zu ihrem Untergang. "52 Der Jude besitze keine organische 

Seelengestalt und deshalb auch keine Rassengestalt. Es handle sich beim Judentum 

nicht u m eine eigentliche Rasse, sondern u m das, was Rosenberg nun (nach dem 

oben erwähnten Buch von Schickedanz) Gegenrasse nennt, das heißt u m eine durch 

eine gewisse Blutauslese zusammengehaltene Menschengruppe, die in ihrer „para­

sitären Lebensbetätigung das Gegenteil von der Aufbauarbeit der nordischen Rasse " 

darstelle. Lüge sei das Element des Judentums. „Paradox ausgedrückt: die bestän­

dige Lüge ist die ,organische Wahrheit ' der jüdischen Gegenrasse." Aber auch diese 

„schmarotzerhafte Umwertung des schöpferischen Lebens" habe ihren Mythos: 

den Mythos der Auserwähltheit. Es klinge zwar wie ein Hohn, ein Gott habe sich 

„diese Gegennation" zu seinem Liebling auserwählt, aber tatsächlich leite sich „das 

jüdische Schmarotzertum als eine zusammengeballte Größe . . . her vom jüdischen 

Mythus, der vom Gott Jahve den Gerechten zugesagten Weltherrschaft". Auch der 

Zionismus bedeute darin keine ernstliche Wandlung — er sei keine staatspolitische 

Bewegung („wie unverbesserliche europäische Schwärmer vermuten") , sondern nur 

dazu geschaffen, schmarotzerhaften Weltherrschaftsplänen ein strategisches Zentrum 

zu schaffen. Denn diese Welthoffnung der Auserwähltheit muß . . . darin bestehen, 

an alle Nationen angesaugt zu leben und Jerusalem nur als ein zeitweiliges Bera­

tungszentrum auszubauen."53 

Für die Verbindungen, die in dem oft unverständlichen Schwulst mystischer 

Geschichtsschau die Vorstellung vom jüdischen Parasiten mit älteren Bildern vom 

jüdischen Dämon und der legendären Gestalt des „ewigen Juden" Ahasver ein­

gehen, mögen die folgenden Formulierungen als Beispiel dienen. Für Rosenberg ist 

der Mythos eines Volkes seine zeugende und erhaltende Kraft. Diese Theorie auf 

die Judenfrage anwendend, lehrt er: „Eine solch ungeheure Kraft entfaltet aber 

nicht nur ein schöpferisches Traumgesicht, sondern auch vom schmarotzerhaften 

Weltherrschaftstraum der Juden ist eine ungeheure — wenn auch zerstörende -

Kraft ausgegangen. Er hat durch bald drei Jahrtausende schwarze Magier der Politik 

51 Alfred Rosenberg, Der Mythus des 20. Jahrhunderts, Eine Wertung der seelischgeistigen 
Gestaltenkämpfe unserer Zeit, München 1930. Ich zitiere hier nach der 7. Auflage, München 
1933. 

52 Rosenberg, a. a. O., S. 461. 
53 A. a. O., S. 463/65. Vgl. auch weiter oben Anmerkung 39. 
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und der Wirtschaft vorwärts getragen . . . I m Mephistopheles wurde diese Kraft 

unnachahmlich gezeichnete Gestalt54. Sie weist aber das gleiche innere Baugesetz 

auf wie die Herren der heutigen Getreide- und Brillantenbörsen, der Weltpresse 

und der Völkerbunddiplomatie. Wenn irgendwo die Kraft eines nordischen Geistes­

fluges zu erlahmen beginnt, so saugt sich das erdenschwere Wesen Ahasvers an die 

erlahmenden Muskeln; wo irgendeine Wunde aufgerissen wird am Körper einer 

Nation, stets frißt sich der jüdische Dämon in die kranke Stelle ein und nutzt als 

Schmarotzer die schwachen Stunden der Großen dieser Welt. Nicht als Held sich 

Herrschaft erkämpfen, ist sein Sinnen, sondern sich die Welt ,zinsbar' zu machen, 

leitet den traumhaft starken Parasiten. Nicht streiten, sondern erschleichen; nicht 

Werten dienen, sondern Ent-Wertung ausnutzen, lautet sein Gesetz, nach dem er 

angetreten und dem er nie entgehen kann - solange er besteht."55 

Wie bei Rosenberg, so verschmelzen auch bei anderen die schon immer mit 

Bezug auf die Juden verwendeten Begriffe vom Teufel56 und Dämon und Antichrist, 

von Pest und Seuchen57, von Heuschrecken und Blutegeln58, von Spinnen59 und 

54 Nach Rosenbergs Ansicht hat Goethe in der Figur des Mephistopheles bewußt den Juden 
gezeichnet. 

55 Rosenberg, a. a. O., S. 459/460. Mit Recht sagt Alfred Bäumler, der vom verfälschten 
Nietzsche zu Rosenberg vorstieß und sein Herold und Verherrlicher wurde, Rosenberg habe 
nicht einzelne Juden angegriffen, sondern den sichtbar gewordenen Juden-Dämon, als den 
Todfeind des Deutschtums. Siehe Alfred Bäumler, Alfred Rosenberg und der Mythus des 
20. Jahrhunderts, München 1943, S. 19. - Max Weinreich, Hitler's Professors, The Part of 
Scholarship in Germany's Crimes against the Jewish People, New York 1946, S. 24. 

56 Siehe das oben, Anmerkung 1 erwähnte Buch von Jehoshua Trachtenberg, The Devil 
and the Jews, 1943 (paperback edition 1961). 

57 Das Wort „Pest" und Worte ähnlicher Bedeutung in ihrer Anwendung auf die Juden 
wäre einer besonderen Untersuchung wert. Es scheint, daß man zunächst die Juden als V e r ­
b r e i t e r der Pest durch Vergiftung von Brunnen und durch andere Mittel, besonders mit Hilfe 
magischer Kräfte ansah, und erst später die Identifizierung der Juden mit Pest und Seuche 
selbst hinzukam, wobei diese Identifizierung ihren ursprünglichen metaphorischen Charakter 
immer mehr verlor zu Gunsten realistischer und mythologischer Vorstellungen. Sogar die 
Nazis verwendeten noch die erste Version — „Brunnenvergifter, Seuchenverbreiter" - als 
Begründung für ihr Vorgehen gegen die Juden beim Einmarsch in Polen 1939 (vgl. Trach­
tenberg, a. a. O., 1961, S. 240), benutzten aber dann in weitestem Maße und in realistischer 
Vorstellung vor allem die identifizierende Version. Für die metaphorische Verwendung vgl. 
z. B. Treitschke, Deutsche Geschichte, I I (1937), S. 265, wo er nach Vincke's „Übersicht über 
die Verwaltung Westfalens" vom August 1847, halb zitiert und halb paraphrasiert: „Und 
zu alledem ,die Pest des Landes, die Wucherjuden in jedem Dorf ." 

58 Von den Juden, „die sich wie verzehrende Heuschrecken unter uns verbreiten", spricht 
schon 1819 ein Flugblatt. Vgl. E. Sterling, Er ist wie Du, Aus der Frühgeschichte des Anti­
semitismus in Deutschland (1815-1850), München 1956, S. 189. In Würt temberg bezeichnet 
eine Denkschrift in den Vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts die Juden als „die schädlichen, 
nagenden Würmer der Landesordnung". Vgl. den Aufsatz über „Die bürgerlichen Verhält­
nisse der Juden in Deutschland" in: Die Gegenwart, Eine enzyklopädische Darstellung der 
neuesten Zeitgeschichte, Leipzig (Brockhaus) 1848ff., Band 1, S. 362 und S. 390. Der Jung-
Hegelianer Arnold Ruge sagt von den Juden, sie seien „die Maden in dem Käse der Chri­
stenheit" (E. Sterling, a. a. O., S. 114). 

59 Vgl. oben, S. 132, über Dinter; ferner Hitler (der von Dinters Kolportage-Phantasie viel 

Vierteljahrshefte 2/2 
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V a m p i r e n m i t de r Vors t e l lung von Pa ra s i t en , m i t d e m Begriffe von B a k t e r i e n u n d 

Bazil len, d ie Fäu ln i s h e r v o r r u f e n u n d die v o n i h n e n befa l l enen O r g a n i s m e n z u m 

V e r d e r b e n b r i n g e n . U r s p r ü n g l i c h n i c h t ab t räg l ich g e m e i n t e W o r t e w e r d e n i n dieser 

A t m o s p h ä r e , w i e bere i ts e r w ä h n t , i m m e r m e h r ve rg röbe r t u n d biologisiert . D i e 

J u d e n als „zersetzendes E l e m e n t " 6 0 i n der europä i schen , i n der deu t schen K u l t u r — 

e in Schlagwor t , das N a h r u n g aus de r t ak t los -überkr i t i schen Schreibweise m a n c h e r 

jüdischer In te l l ek tue l l e r z ieh t — w e r d e n i n d e m Bild des Pa ra s i t en zu fäu ln i se r regen­

d e n B a k t e r i e n u n d Bazi l len ; i m m e r m e h r ve rwisch t sich de r Bild- u n d Vergle ichs­

c h a r a k t e r u n d t r i t t a n se ine Stelle die n a t u r h a f t e Wi rk l i chke i t des Pa ra s i t en , d ie 

I d e n t i t ä t zwischen J u d e n , Pa ras i t en , D ä m o n e n , V a m p i r e n u n d Bazil len. Goebbels 

f a ß t 1937 ( in e i n e r R e d e ü b e r „ D i e W a h r h e i t i n S p a n i e n " a u f d e m N ü r n b e r g e r 

Pa r t e i t ag ) die ve r sch iedenar t igen , i n e i n a n d e r ü b e r g e h e n d e n Bilder u n d Vors te l lun­

g e n v o m J u d e n i n fo lgenden W o r t e n z u s a m m e n : „Sehet , das ist de r F e i n d der 

W e l t , de r Ve rn i ch t e r de r K u l t u r e n , der Pa ras i t u n t e r d e n Völkern , de r Sohn des 

Chaos, d ie I n k a r n a t i o n des Bösen, de r plast ische D ä m o n des Verfalls de r M e n s c h ­

he i t . " 6 1 F ü r die V e r w e n d u n g des W o r t e s Pa ras i t i n F r a n k r e i c h m ö g e als Beispiel das 

1932 e r sch ienene B u c h v o n George Sa in t -Bonne t d i e n e n : „ L e Ju i f ou l ` I n t e r n a t i o n a l 

d u Paras i t i sme . " 6 2 

U n d diese biologisch-mythologische Auffassung, die i h r e n Ausd ruck i n der 

S e m a n t i k findet, w u r d e n u n m i t a l len M i t t e l n der m o d e r n e n „ A u f k l ä r u n g " u n d 

gelernt zu haben scheint), Mein Kampf, Bd. I, S. 212, über die Juden in den sogenannten 
Kriegsgesellschaften des ersten Weltkrieges: „Die Spinne begann dem Volke langsam das 
Blut aus den Poren zu saugen." — Dietrich Stürmer sagte 1920 in einer Studie über Maxi­
milian Harden, S. 17: „Harden ist kein Löwe des Geistes, der mit einem Tatzenschlag ver­
nichtet, sondern eine Spinne, die überall hinkriecht, ständig auf der Lauer liegt, um den 
Opfern . . . die unheimlichen Arme um den Leih zu schlingen und den Unglücklichen das 
Blut auszusaugen." Walter Frank (aus dessen Buch „Höre Israel", 1942, S. 195, ich hier 
zitiere) fügt hinzu: „Harden ist in der Zersetzung zu Hause, er lebt in ihr und von ihr, wie das 
Gewürm im und vom Aas lebt." 

60 Siehe dazu die bereits erwähnte Untersuchung von Renate Schäfer, Zur Geschichte des 
Wortes ,zersetzen', Zeitschrift für deutsche Wortforschung 18 (1962), S. 40 bis 80, und Cor­
nelia Berning, Vom ,Abstammungsnachweis' zum ,Zuchtwart', Vokabular des Nationalsozia­
lismus, Berlin 1964, bes. S. 211-215. 

6 1 Hier zitiert nach Renate Schäfer, a. a. O., S. 69. 
62 Die Sprache dringt so tief ins Bewvußtsein der Zeitgenossen ein, daß das Wort Parasit 

geradezu leichtfertig von den Juden selbst übernommen wird. J. Chazoff (wie es scheint ein 
jüdischer Sozialist) schreibt im Vorwort zu diesem Buch: „Pour moi la question juive n'est 
pas une question de race, mais une question sociale. Le parasitisme juif, qu'il serait pueril de 
nier, disparaîtra avec tous les parasitismes." Ähnlich wird das Wort nicht selten von Zioni-
sten, besonders sozialistischen Zionisten verwendet, um die, in weitem Maße den Juden von 
der Umwelt auferlegte ungesunde Berufsschichtung in der Diaspora zu kennzeichnen und die 
Notwendigkeit zu begründen, daß sie nach Palästina und zur Urproduktion zurückkehren. Der 
sozialistisch-tolstoianische jüdische Arbeiterführer in Palästina A. D. Gordon bezeichnet 1911 
eine auf jüdischer Herrschaft über arabische Arbeiter aufgebaute national-jüdische Wirt­
schaft als „nationalen Parasitismus". Vgl. A. D. Gordon: Ha-Umah veha-Avoda [Das Volk 
und die Arbeit], Jerusalem 1952, S. 124. 
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Propaganda dem Volke eingehämmert. Wie es eine Annonce des „Instituts zum 

Studium der Judenfrage" 1939 bei der Ankündigung eines Buches über die jüdische 

Weltpest63 sagte: „Die Erkenntnis von der Gefahr der jüdischen Weltpest in weiteste 

Kreise zu tragen, ist Sinn und Zweck dieses Buches. "64 Ein Lehrplan für die welt­

anschauliche Erziehung in der SS und Polizei, offenbar aus den Dreißiger Jahren, 

weiß über „zersetzenden Einfluß der Rassenvermischung mit den Juden" folgendes 

zu lehren65: „Diese Parasiten der Menschheit haben es wohl verstanden, bis zum 

heutigen Tage eine Vollvermischung mit ihren Wirtsvölkern66 zu vermeiden . . . 

Darüber hinaus bestand eine besondere Gefahr darin, daß das Judentum mit den 

Mitteln der seelischen Zersetzung das altbewußte Handeln und Denken der Völker 

systematisch auszuhöhlen begonnen hatte . . . Die Juden machten jedes echte 

Gefühl verächtlich und ihre ganze Propagandaarbeit zielte bewußt auf eine innere 

Aushöhlung und Aufsplitterung des Volkskörpers hin. Die Nachwirkungen dieser 

vor 1933 zersetzenden jahrzehntelangen Infektion sind sogar noch bis heute in den 

Völkern zu spüren. Es bedarf einer angestrengten Arbeit, um auch die letzten 

Spuren dieser Seuche auszumerzen und Europa auf die natürliche und einzig rich­

tige Bahn des Lebens zurückzuführen." 

Und eine Aufklärungsschrift aus dem Jahre 1941, die vom Amte Rosenbergs 

verbreitet wurde67, lehrte die Biologie der Judenfrage in folgenden Ausführungen: 

„. . . Zur Betrachtung von solchen rassischen Auseinandersetzungen sind die 

bisherigen Methoden der Geschichtsforschung nicht mehr ausreichend. Es ergeben 

sich hier andere Perspektiven, die einem naturkundlichen Denken entnommen sind. 

Genauso wie in der Natur, in der Tier- und auch Pflanzenwelt das schaffende und 

das parasitäre Prinzip vertreten ist, genauso gilt dies auch für das Völkerleben. 

Diese Prinzipien, das schaffende und das parasitäre, sind eben von vornherein in 

allen Teilen der Schöpfung gültig gewesen, und als ein Teil der Schöpfung müssen 

die Rassen und Völker betrachtet werden. 

Ein gutes Beispiel für eine derartige Auseinandersetzung bietet der menschliche 

Körper. Er stellt einen hochentwickelten Zellenstaat dar, der parasitär z.B. durch 

Bakterien unterwandert wird, die selbst nicht in der Lage sind, einen Staat zu 

bilden. Sie können in einem Körper wohnen, sie können sich dort vermehren, an 

bestimmten Stellen festsetzen. Sie sondern dort ihre Gifte ab und führen damit zu 

Reaktionen des Körpers, die mit inneren Vorgängen im Völkerleben, die aus ähn-

63 von Hermann Esser. Die Annonce erschien u. a. in dem von dem erwähnten Institut her­
ausgegebenen Buch: Die Juden in Deutschland, München, 1939. 

64 Ähnlich Rosenberg im Schlußwort seines Buches über Die Protokolle der Weisen von 
Zion (4. Aufl., 1933, S. 132): „Eines der tiefsten Worte über den Juden stammt von Richard 
Wagner. Er nannte ihn den plastischen Dämon des Verfalls der Menschheit . . . Als eines 
der Vorzeichen dieses kommenden Kampfes um eine neue Weltgestaltung steht die Erkennt­
nis vom Wesen des Dämons unseres heutigen Verfalls." 

65 Hier zitiert nach Walter Hofer, Der Nationalsozialismus, Frankfurt 1957, S. 281. 
66 Man beachte, wie das Wort von den „Wirtsvölkern" hier in Analogie des biologischen 

Begriffes „Wirt" in der Parasitologie verwendet wird. 
67 Hier nach Hofer, Nationalsozialismus, S. 279/280. 
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lichen Gründen stattfinden, sehr gut verglichen werden können. Ein so befallener 

Körper muß die eingedrungenen Parasiten überwinden oder er wird von ihnen 

überwunden. Hat er sie überwunden, so muß er ein Interesse daran haben, auch 

seine Umgebung von ihnen zu säubern, u m eine Infektion für die Zukunft zu 

verhindern. 

Bei derartigen Auseinandersetzungen und Vorgängen können humanitäre Grund­

sätze überhaupt nicht herangezogen werden, ebensowenig wie bei einer Desinfek­

tion eines Körpers oder verseuchten Raumes. Es muß hier ein vollständig neues 

Denken Platz greifen. Nur ein solches Denken kann wirklich zu der letzten Ent­

scheidung führen, die in unserer Zeit fallen muß , u m die große schöpferische Rasse 

in ihrem Bestand und in ihrer großen Aufgabe in der Welt zu sichern." 

Es kann kein Zweifel sein, daß hier nicht einfach mit satanischer Böswilligkeit 

Anschuldigungen gegen Juden vorgetragen und in das Gewand biologischer Ver­

gleiche gekleidet werden. Die so schrieben und lehrten, glaubten ihre Lehren; 

wenn nicht zu Beginn ihrer Laufbahn, so doch mehr und mehr im weiteren Ver­

laufe : die Sprache ihrer Bilder und Vergleiche hatte solche Macht über sie gewonnen, 

daß Bild und Wirklichkeit eines wurden, für sie und noch mehr für die von ihnen 

Belehrten und Geführten. In ihrer Vorstellung verlor der Jude den Charakter des 

Menschlichen und erhielt den eines niedrigen tierischen Wesens, furchtbar und 

unbegreiflich in seiner zerstörenden Wirkung, wie Würmer und Insekten68 und 

wie vor allem die dem menschlichen Auge unsichtbaren parasitären mikrobiologi­

schen Wesen, die Bazillen und Bakterien, von denen man als Krankheits- und 

Fäulniserreger täglich hörte und las. Schon in dem Hetzruf von 1819: „Hepp-Hepp, 

Juda verreck!" lag wohl die Vorstellung von dem tierischen Charakter der Juden 

eingeschlossen; denn das Wort „verrecken" wird im allgemeinen nur auf Tiere 

angewendet69. Es erlebte bei den Nazis eine Auferstehung in dem Kampfruf: 

„Deutschland erwache, Juda verrecke!" Jetzt konnte man präzis erklären: „Der 

Nationalsozialist hat erkannt: Der Jude ist kein Mensch. Er ist eine Fäulniserschei­

nung." 7 0 

Diese Vorstellungen vom Juden, der kein eigentliches menschliches Wesen mehr 

68 Vgl. dazu Maurice Maeterlincks Charakterisierung der Insekten; hier zitiert nach der 
englischen Übersetzung in M. V. C. Jeffreys, Personal Values in the Modem World, 1962 
(Penguin Books), S. 9: „The insect does not belong to our world . . . One would be inclined 
to say, that the insect comes from another planet, more monstrous, more energetic, more 
insane, more atrocious, more infernal than our own . . . There is, no doubt, in our astonish-
ment and lack of uneasiness inspired by those existences incomparably better armed, better 
equipped than our own, by those creatures made up of a sort of compressed energy and activity 
in whom we suspect our most mysterious adversaries, our ultimate rivals, and perhaps our 
successors." 

69 Vgl. Kluge, Etymologisches Wörterbuch, 19. Aufl., Berlin 1963, S. 818: „,Starr aus­
reckend verenden, sterben', so noch in Dichtung des 17. Jahrhunderts, aber seitdem auf Tiere 
beschränkt. Daher der rohe Klang, wenn es neuere Sprechweise auf Menschen anwendet." 

70 So der Oberrichter der NSDAP Walter Buch in: Deutsche Justiz 100 (1938), 2. Tl., 
S. 1660; hier zitiert nach Max Weinreich, Hitler's Professors, New York 1946, S. 89 (Anm. 
204) und S. 249. 
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ist, verdichten sich zu einem anderen Begriff, dem des Untermenschen. Ein Begriff, 

der offenbar am Ende des 18. Jahrhunderts entstanden ist und u m 1925 als Um­

bildung und Gegensatz des Nietzscheschen Begriffes „Übermensch" von den Nazis 

auf die Juden angewandt und mit den Begriffen von Teufel und Antichrist, ewiger 

Jude, in eine biologische Mythe verwoben wird71. 

Vergleicht man die Vorstellung vom Juden, die in diesen Sprachbildern zum 

Ausdruck kommt, mit der Vorstellung vom Juden in den achtziger Jahren zu 

Beginn der modernen antisemitischen Bewegung, so tritt, wie gesagt, völlig klar 

zutage, wieviel naturhafter die Bilder gefaßt werden und wie sehr sie zugleich ins 

Mythische erhoben worden sind. Dieser Vorgang hat aber seine tiefe Bedeutung, 

wenn nun die Konsequenzen aus diesen Vorstellungen gezogen werden. In den 

achtziger Jahren hatte man noch in einer Atmosphäre des Liberalismus gelebt, mit 

einem allgemein humanitären Ideal, wenngleich zu dieser Zeit dieses Ideal zu 

verblassen begann und in die liberale Atmosphäre andere Luftströmungen einzu­

dringen begannen. Wohl hatte schon Lagarde 1884 geschrieben, daß man mit der 

Humanität brechen müsse. I m Verfolg dieser Richtung kam dann das giftig-ab-

wertende Wort von der „Humanitätsduselei"72 auf, unter deren Einfluß die vitalen 

Kräfte und Triebe des Menschen verkümmern sollten. „Wir erbärmlichen Men­

schenkindlein" schreibt 1895 der radikale Sozialdarwinist Alexander Tille, „haben 

uns aus allerhand Schwachheiten ein Moralchen zusammengebraut. Du großeNatur 

hast eine andere Moral, darum bist du nach unserem Moralchen unmoralisch . . . 

Du läßt die Tüchtigsten überleben, wir auch die Untüchtigen. Wir haben eigene 

Anstalten, in denen wir Krüppel, Lahme, Blinde, Irre, Schwindsüchtige, Syphili­

tische aufpäppeln, u m sie dann gelegentlich zu entlassen, damit sie sich fortpflanzen 

und ihre Krankheiten weiter vererben können."7 3 Gegenüber einer „kurzsichtigen 

71 S. Leon Poliakov - Josef Wulf: Das Dritte Reich und die Juden, Berlin 1961, S. 120-121. 
Der Begriff Untermensch-Übermensch wäre einer eingehenden Untersuchung wert. Vgl. zum 
Begriffe Untermensch Grimms Deutsches Wörterbuch, Bd. 11, Abt. 3, 1936, Spalte 1686/87, 
und Cornelia Berning in Zeitschrift für deutsche Wortforschung 17 (1961), S. 105. Im 
Sinne der Nazis ist es offenbar zuerst von Lothrop Stoddard in seinem Buche: Der Kultur­
umsturz, Die Drohung des Untermenschen, übersetzt von Heise, 1925, verwendet worden. 
In anderer Bedeutung wird es unter anderem schon von Herzl gebraucht. Vgl. den Aufsatz: 
Feuer in Galizien, Gesammelte Zionistische Werke, Bd. 1, S. 249: „Und diese Menschen 
fristen unter geradezu untermenschlichen Bedingungen ein Leben, das diesen Namen kaum 
noch verdient". Für das Wort, Übermensch, s. Grimm, Bd. 11, Abt. 2, Spalte 417/420 und 
Kluge, Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache, 1963, S. 638. 

72 Die Wiener Neue Freie Presse beklagt dieses Wort in einem Artikel am 14. Juli 1892. 
H. St. Chamberlain verwendet es 1898 in seinen Grundlagen des 19. Jahrhunderts, Bd. 1, 
S. 324, als gebräuchlichen Ausdruck. 

73 A. Tille, Darwin und Nietzsche, ein Buch Entwicklungsethik, Leipzig 1895, S. 120. 
Hier zitiert nach Hedwig Conrad-Martius, Utopien der Menschenzüchtung, Der Sozialdarwinis­
mus und seine Folgen, München 1955, S. 219ff. Vgl. auch den Aufsatz von Hans-Günter 
Zmarzlik: Der Sozialdarwinismus in Deutschland als geschichtliches Problem, in dieser Zeit­
schrift 11 (1963), S. 246—273, der mir erst nach Abschluß dieses Aufsatzes zu Gesicht kam, 
und meinen in Anm. 44 erwähnten Aufsatz. 
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Nächstenmoral" stellt Tille (und seine Nachfolger) die Gattungsmoral der Entwick­

lungslehre mit dem Recht der stärkeren Rasse, die schwächere und niedere zu 

vernichten. „Was sich nicht behaupten kann, muß sich gefallen lassen, zu Grunde 

zu gehen."7 4 

Der biologische Blickpunkt vom Tierischen her als dem Maßstab auch für den 

Menschen — gemeinsam mit den neuen Lehren vom Wesen des Trieblebens und 

den Krankheiten, die seine Unterdrückung hervorrufen kann, — führte zu einer 

Entwertung des Ethischen als der die Instinkte bändigenden und das Triebleben in 

zivilisierte Bahnen lenkenden Kraft. Die Abhängigkeit von einem ethischen Ge­

wissen bildet, nach der Ansicht von Rudolf Klages75, „das Stigma derer . . . die 

Nietzsche ,Sklavenmenschen' nannte . . . Der Erzieher zur ,Sittlichkeit' ist unbe­

wußt systematischer Lebensfrevler." 

Die Natur, argumentiert man immer allgemeiner, kennt keine Hemmungen. 

Die falsche Konsequenz, die man immer offener daraus zieht: der Mensch hat sich 

nicht in rationalistischem Hochmut über die Natur zu erheben; er hat sich ihren 

Gesetzen zu unterwerfen. Die Befreiung der Libido aus den Fesseln der religiösen 

und bürgerlichen Tradition; die Abwertung des Geistigen als künstlicher Überbau 

über die realen Kräfte der Wirtschaft und Gesellschaft, über den Kampf der sozialen 

Klassen u m Brot und Herrschaft; der Sozialdarwinismus und der nationalistische 

Fanatismus und Imperialismus - sie weisen alle in eine Richtung: Das als richtig 

anerkannte Naturgesetz nicht verdrängen, sondern ihm zur ungehemmten Aus­

wirkung verhelfen! Diese Verwischung der Trennungslinie und die Einbeziehung 

des Menschen in die Sphäre des Tierischen führte dann als Konsequenz zur Billigung 

auch alles Grausamen als von Natur gegeben und somit gerechtfertigt. Adolf Hitler 

hat es schließlich oft gesagt — und seine Gefolgsleute mit ihm — daß, „wenn die 

Natur grausam ist, wir es auch sein dürfen"76. 

In dieser Atmosphäre der Biologisierung der Geistes- und Gesellschaftswissen­

schaften und der Mythisierung biologischer Gegebenheiten, der Erschütterung 

aller Werte, der materiellen, der geistigen und der moralischen im Verfolg des Ersten 

Weltkrieges und seiner Nachwirkungen, der Vermassung und Totalisierung des 

Lebens in allen Bezügen — vom motorisierten Verkehr bis in die Politik, bei der 

Verkehrsregelung und der Reklame mit ihren Techniken der suggestiven Ver­

breitung von einfach-einprägsamen Worten und Bildern und Parolen, - fiel der 

Sprache mit den in ihr eingeschlossenen Bildern und Vorstellungen eine immer 

tiefer eindringende und verhängnisvollere Rolle zu. Nietzsches mißverstandene 

Sehnsucht nach dem naturhaften, willens- und instinktstarken Barbaren und 

Richard Wagners theatralisch wiederbelebte germanische Götter-Mythologie, mit 

74 Conrad-Martius, a. a. O., S. 228. 
75 Brief über Ethik, 1918; zitiert nach H. Pross, Die Zerstörung der deutschen Politik, 

1959, S. 87/88. 
76 Golo Mann, Antisemitismus, 1960, S. 7. In Rauschning (Gespräche mit Hitler, Zürich 

1940, S. 22) bemerkte Hitler: „Wir müssen das gute Gewissen zur Grausamkeit wieder­
gewinnen. " 
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der magischen Kraft der pathetisch vertonten Stabreim-Sprache ins Volk getragen, 

geben den Untergrund ab für diese Verlebendigung der Semantik, in der das Wort 

immer mehr in seiner naturhaften Wurzel gefaßt wird, in der Vergleiche und 

Anspielungen als Wirklichkeiten genommen, und Angst- und Wunschvorstellungen 

mit magischer Kraft zu Haßbildern und Vernichtungsgeboten gewandelt werden. 

Wenn man im. 19. Jahrhundert die Forderung aussprach, das Judentum habe 

unterzugehen, so verstand man darunter im allgemeinen, daß die Juden als nationale 

Körperschaft sich aufzulösen und sich mit den Völkern, in deren Mitte sie wohnten, 

zu vermischen hätten, wenn sie auf der Forderung der völligen Gleichberechtigung 

bestehen wollten. Man wollte, wie man sagte, keinen Staat im Staate. Man war — 

oft zögernd und mit innerem Widerstreben - bereit, den Juden gesonderte religiöse 

Gebräuche zuzugestehen, verlangte aber ihren Untergang in allem, was nach 

nationaler Eigenart aussah. In dieser Forderung waren sich die meisten Juden­

freunde und Judengegner einig, und die Meinungsunterschiede bestanden im 

wesentlichen darin, mit welchen Mitteln dieses Ziel am besten zu erreichen sei. 

Mommsen verlangte von den Juden ebensosehr den Verzicht auf eine nationale 

Sonderexistenz und nationales Sonderbewußtsein, wie konservative Judengegner 

vom Schlage Treitschkes und sogar Lagardes bereit waren, die in Deutschland 

wohnenden Juden voll aufzunehmen, wenn sie sich ohne Reserve mit dem deutschen 

Volke körperlich und seelisch vermischten. Es waren Einzelne, die den Rassege­

danken so ernst nahmen und radikal faßten, daß sie diese völlige Assimilation der 

Juden an die „Wirtsvölker" als unheilvoll für den „Wirt" ablehnten. Selbst Richard 

Wagners Forderung des Unterganges für die Juden zu Ende seines berühmt-berüch­

tigten Aufsatzes über „Das Judentum in der Musik" war in diesem Sinne gemeint. 

Er stellt da Börne als Muster für den Juden hin, der erlösungsuchend sich ganz an 

das Deutschtum anschloß und in ihm aufzugehen versuchte. „Gemeinschaftlich 

mit uns Mensch werden", sagt Wagner, „heißt für den Juden aber zuallernächst 

so viel als: aufhören Jude zu sein . . . Nehmt rücksichtslos an diesem, durch Selbst­

vernichtung wiedergebärenden Erlösungswerke teil, so sind wir einig und ununter-

schieden! Aber bedenkt, daß nur eines Eure Erlösung von dem auf Euch lastenden 

Fluche sein kann: die Erlösung Ahasvers - , der Untergang."7 7 

In der neuen Atmosphäre der zwanziger und dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts 

werden nun auch diese Bilder und Anspielungen in ihrer naturhaften Wurzel 

verstanden und ohne die Gewissenshemmungen der liberalistischen Epoche die 

radikalen Konsequenzen daraus gezogen. Wie diese allgemeine Atmosphäre sich in 

der antijüdischen Literatur auswirkt, dafür mag als eklatantes Beispiel der Vergleich 

der verschiedenen Auflagen dienen, in denen Eugen Dührings Buch über die 

Judenfrage erschien. In der ersten Auflage des Buches im Jahre 1881 spricht Düh-

ring mehr in Andeutungen von den Konsequenzen der antisemitischen Rassenlehre. 

Ein Zusammenleben der Juden mit den Völkern werde auf die Dauer unmöglich 

77 Richard Wagner, Gesammelte Schriften und Dichtungen, 4. Aufl., 5. Band, S. 85. Vgl. 
dazu den Aufsatz von Otto Dov Kulka, Richard Wagner und die Anfänge des modernen Anti­
semitismus, in: Bulletin des Leo Baeck Instituts 4 (1962), S. 281 ff., besonders S. 294/295. 
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sein, je stärker das nationale Bewußtsein unter diesen wachse. Was dann zu ge­

schehen habe, wohin die Juden dann ziehen müßten, das sei ihre Sache. Nur in 

besonderen Fällen könne man daran denken, „ganze beteiligte Judengruppen weg­

zuschaffen". Vorläufig müsse man sich damit begnügen, sie von jedem öffentlichen 

Einfluß auszuschalten und die Ehe mit ihnen zu ächten. Für die Zukunft freilich 

müsse man sich ein weiteres Ziel stecken, „zu welchem der Weg nicht ohne die 

kraftvollsten Mittel zu bahnen ist. Die Juden sind . . . ein inneres Carthago, dessen 

Macht die modernen Völker brechen müssen." In der 1920 fertiggestellten erwei­

terten 6. Auflage des Buches, die 1930 nach seinem Tode herausgegeben wurde, 

sagt Dühr ing: „Wenn in den ersten vier Auflagen dieser Schrift im Hinblick auf 

anscheinende Unmöglichkeiten, Neben- und Halbmittel empfohlen und erörtert 

wurden, so ist dies nach den vielfältigen bisherigen Erfahrungen nun nicht mehr 

angebracht. Die Welt hat mi t dem Hebräervolk durchgreifend abzurechnen."78 

Jeder milde Weg habe den Nachteil, daß er das Ungemach lange hinziehe. Schrecken 

und Gewaltmittel seien ja schon vom Sinai her das den Juden Angemessene gewesen. 

„Dabei ist auch noch zu veranschlagen, wie das Recht des Krieges, zumal eines 

Krieges gegen die anti-arischen, ja anti-menschlichen Angriffe fremder Parasiten, 

denn doch ein anderes sein m u ß als das des Friedens."79 Angesichts der immer 

weiteren Verjudung der Kulturwelt sei auch sein ursprüngliches Wort von dem 

inneren Carthago nicht mehr ausreichend. In dem gegenwärtigen Zeitalter, „in 

welchem selbst Despotentötung fast schon zum System ausgebildet" worden sei, 

stehe man einer handgreiflicheren Aufgabe gegenüber80. Jetzt konnte man auch 

Dührings Wort von der Pflicht des nordischen Menschen, „die parasitären Rassen 

auszurotten, so wie man bedrohliche Giftschlangen und wilde Raubtiere eben aus­

rotten muß "81, für ernst nehmen. 

Lagarde hatte von der „Masse Verwesung" gesprochen, die sich in dem „Israel 

Europa" angehäuft habe, dessen Eiter nur durch einen chirurgischen Eingriff ent­

fernt werden könne. Er hatte sich gegen die Schwachmütigen gewandt, „die - aus 

Humanität! — zu feige sind, dieses Ungeziefer zu zertreten. Mit Trichinen und 

Bazillen", hatte er 1887 geschrieben, „wird nicht verhandelt, Trichinen und Bazillen 

werden auch nicht erzogen, sie werden so rasch und so gründlich wie möglich 

vernichtet"82. Lagarde hatte damals mit seinen Vergleichen — seinen so gefährlichen 

Bildern und Vergleichen! — im wesentlichen gemeint, daß man den Juden das Geld 

wegnehmen müsse, auf dem ihre Macht beruhe. Jetzt nahm man die Bilder von 

78 Eugen Dühring, Die Judenfrage als Frage des Rassencharakters und seiner Schädlich­
keiten für die Existenz und Kultur der Völker, Mit einer gemeinverständlichen und denkerisch 
freiheitlichen Antwort, Sechste, vermehrte Auflage, in Frau Beta Dührings Auftrage heraus­
gegeben von H. Reinhard, Leipzig 1930, S. 114. 

79 A. a. O., S. 136. 
80 Ebenda, S. 140. 
81 Hier zitiert nach Theodor Lessing, Der jüdische Selbsthaß, Berlin 1930, S. 112 (im Auf­

satz über den jüdischen Antisemiten Arthur Trebitsch). 
82 Paul de Lagarde, Juden und Indogermanen, Eine Studie nach dem Leben, Göttingen 

1887, S. 339, 347. Vgl. auch meinen Aufsatz in dieser Zeitschrift 1958 (vgl. Anm. 1). 
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Verwesungsstoffen und Eiterbeulen, von Trichinen und Bazillen und Ungeziefer, 

von Parasiten und von der Pest, die die Juden darstellen, wörtlich und völlig ernst 

und zog daraus die wörtlich-ernsthaften Folgerungen. In seiner Reichstagsrede vom 

30. Januar 1937 erklärte Hitler etwa die bereits in der Durchführung begriffene 

Politik des nationalsozialistischen Deutschland gegenüber den Juden mit den Wor­

ten : „Man bemüht sich, das deutsche Volk gegen diese Infektion so gut als möglich 

immun zu machen. Dazu gehört auch, daß wir jede engere Beziehung mit den 

Trägern dieses Giftbazillus vermeiden."83 Ein Plakat, das im Anfang der vierziger 

Jahre in Frankreich verbreitet wurde, trägt auf dem Hintergrund eines Bildes der 

Bekämpfung von Parasiten und Insekten die Inschrift: „Tuberculose, Syphilis, 

Cancer sont guérissables . . . Il faut en finir avec le plus grand des fléaux: Le Juif!"84 

1943, als die Vergasungspolitik bereits in vollem Gange war, sagte Hitler zu dem 

ungarischen Reichsverweser Horthy, die Juden „wären wie die Tuberkelbazillen 

zu behandeln, an denen sich ein gesunder Körper anstecken könne. Das wäre nicht 

grausam, wenn man bedenke, daß sogar unschuldige Naturgeschöpfe wie Hasen 

und Rehe getötet werden müßten, damit kein Schaden entstehe"85. Was gebe es 

dagegen zu sagen, bemerkt er in einem seiner Tischgespräche im Führerhaupt­

quartier 1942 in bezug auf die Judentransporte nach dem Osten, „wenn man von 

Staats wegen einen ausgesprochenen Volksschädling unschädlich mache"86? Und 

1944 begründet ein vom „Nationalsozialistischen Führungsstab der Wehrmacht" 

herausgegebenes Instruktionsbuch die systematische Ermordung der Juden mit 

folgenden Ausführungen87: „Es gibt heute noch in unserem Volke Menschen, die 

innerlich nicht ganz sicher sind, wenn wir von der Ausrottung der Juden in unserem 

Lebensraum reden. Bei uns bedurfte es der Charakterstärke und Tatkraft des 

größten Mannes unseres Volkes seit tausend Jahren, u m das jüdische Blendwerk 

von unseren Augen zu reißen . . . Der Jude will uns zu einem Sklavenleben zwingen, 

damit er bei uns als Parasit leben und uns aussaugen kann." Die gesunde Lebens­

form des deutschen Volkes stehe gegen die parasitäre Lebensform der Juden. Wer 

könne in diesem Kampf noch von Mitleid, Nächstenliebe etc. reden? „Wer glaubt 

daran " - heißt es weiter mi t hörbarer Anspielung auf Lagardes oben zitierten Satz -

„einen Parasiten (z.B. eine Laus) bessern oder bekehren zu können? Wer glaubt, 

daß es zu einem Ausgleich mit dem Parasiten kommen kann88? Wir haben nu r die 

83 Hier zitiert nach R. Schäfer, Zur Geschichte des Wortes ,zersetzen', a. a. O., S. 73. 
84 Jacques Polonsky, La Presse, la Propagande et l'Opinion public sous l'Occupation, Paris 

1946, S. 108. 
85 Hier zitiert nach R. Schäfer, Zur Geschichte des Wortes ,zersetzen', a. a. O., S. 73. 
86 Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier 1941-1942, Herausgegeben von Ger­

hard Ritter, Bonn 1951, S. 310. 
87 Politische Aussprache, Führungsunterlagen No. 3, S. 55—56; hier zitiert nach Max 

Weinreich, Hitler's Professors, New York 1946, S. 212 und S. 258. 
88 Ähnlich heißt es schon 1935 in der von Robert Körber und Theodor Pugel heraus­

gegebenen Sammelschrift: Antisemitismus der Welt in Wort und Bild (Dresden, Verlag 
M. O. Groh), S. 300: „Wer uns also das Lied von der ,Symbiose' singt, stimmt eine falsche 
Melodie an . . . Für uns ist und bleibt das Judentum, was Andreas Suter (1740) vor fast 
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Wahl, uns vom Parasiten auffressen zu lassen oder ihn zu vernichten. Der Jude muß 

vernichtet werden, wo wir ihn treffen! Wir begehen damit kein Verbrechen gegen 

das Leben, sondern dienen seinem Gesetz des Kampfes, der immer gegen alles 

aufsteht, das dem gesunden Leben feind ist. So dient unser Kampf der Erhaltung 

des Lebens." 

Wir fragten zu Beginn dieses Aufsatzes, wie der mit den Mitteln modernster 

Technik systematisch organisierte Judenmord der Nazis möglich gewesen sei. Eine 

völlig befriedigende Erklärung dafür wird sich wohl nicht finden lassen. Jede 

menschliche Handlung entsteht aus dem Zusammentreffen komplexer Faktoren, 

und nur die eingehende Analyse aller dieser Faktoren und ihres Aufeinander-Ein-

wirkens kann deshalb zu wirklichem Einblick und vollem Begreifen hinleiten. Es 

scheint jedoch, daß die semantische Betrachtungsweise uns dem Verständnis einen 

guten Schritt näher bringt. Man hat gemeint, daß die Nazis zu ihren schaurigen 

Taten, fast gegen ihren Willen, durch die Dämonen getrieben wurden, die sie 

entfesselt hatten.89 Gehört zu diesen Dämonen nicht auch der Dämon der Sprache 

mit den in ihr eingeschlossenen Bildern und Vorstellungen? Wenn ein von einem 

Wahn besessener Geisteskranker einen Menschen tötet, so vollbringt er seine Tat 

oft in der Vorstellung, sich und die Welt von einem bedrohlichen Ungeheuer zu 

befreien, das er in dem vor ihm stehenden Menschen verkörpert sieht90. Hat nicht — 

so ist zu fragen — der Paranoiker, der an der Spitze des Nazi-Staates stand, unter 

solchen Wahnvorstellungen gehandelt? Dagegen würde nicht sprechen, daß Hitler 

in Gesprächen mit Vertrauten bisweilen mit nihilistischer Geste über seine Theorien 

und Handlungen redet, als stehe er — frei von jedem Glauben - über ihnen und 

benutze Theorien wie die antisemitische Rassentheorie nur, u m seine politischen 

Herrschaftspläne leichter durchführen zu können91. Auch der Besessene ist ja nicht 

immer nur besessen; in seinen wachen Zwischenzeiten kann er sehr vernünftig 

reden und seine Wahngebilde rationalisieren. Hermann Rauschning jedenfalls, der 

solche Gespräche aufgezeichnet hat, kommt zum Schlusse, daß Hitler an das ver­

dorbene und für die Welt verderbliche Wesen der Juden glaube. „Für Hitler", 

schreibt Rauschning (S. 221), „ist der Jude das schlechthin Böse. Er hat ihn zu dem 

Herrn seiner Gegenwelt emporgesteigert. Er sieht ihn mit dem mythischen Auge . . . 

Die Nachhaltigkeit seines Antisemitismus wird erst durch die mythische Überstei­

gerung des Juden zu einem ewigen Prototyp des Menschen verständlich." Zwei Welten 

200 Jahren sagte [,Der l00äugige blinde Argos und zwey-gesichtige Janus', S. 375]: ,Die 
Juden sind einem Land so nutz als die Mäuse auf dem Getreideboden und die Motten einem 
Kleide'. Als aufrechte deutsche Männer lehnen wir ein friedliches Zusammenleben' mit 
menschlichen ,Mäusen und Motten' ab . . . " 

89 Poliakov, Breviaire de la Haine, Paris 1951, S. 3/4. 
90 Vgl. dazu Robert Gaupp: Zur Psychologie des Massenmordes, Ein ärztliches Gutachten, 

Zugleich eine kriminalpsychologische und psychiatrische Studie (Verbrechertypen, hrsgg. von 
Hans W. Gruhle und Albrecht Wetzel, I, 3), 1914, bes. S. 182 (368) ff. 

91 Im übrigen würde dadurch die Frage nur ein Stück weitergeschoben werden. Denn die 
Benutzung dieser Theorien zur Unterminierung der Gegenkräfte setzt ja voraus, daß sie die 
Massen als Wahrheit anzunehmen bereit sind. 
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stünden einander gegenüber, erklärt Hitler erregt seinen Gesprächspartnern: „Der 

Gottesmensch und der Satansmensch"! „Der Jude ist der Gegenmensch, der Anti-

mensch." Der Jude und der Arier seien „so weit voneinander wie das Tier vom 

Menschen"92. Mit diesen mythisch-dämonischen Vorstellungen verschmelzen, wie 

die Sprachanalyse zeigt, die Bilder vom Parasiten, von Bazillen und Ungeziefer, von 

den Volksschädlingen, die sich in den Volksleib einfressen, ihn vergiften und zer­

setzen. In der mythischen Vorstellungswelt gibt es, wie schon gesagt, keine festen 

Größen: Kleines verwandelt sich in Riesenhaftes, und Riesen in Zwerge und un­

sichtbare Gestalten. 

Sicher, nicht alle waren Besessene, von Wahnbildern Getriebene. Bei einem 

Menschen wie Alfred Rosenberg darf man wohl annehmen, daß er seine biologisch­

romantisch-semantischen Mythen von der Rassenwelt und den Juden in ihr 

glaubte93, — sicher nicht ebenso bei einem virtuosen Demagogen von der intellek­

tuellen Geschmeidigkeit eines Goebbels. In seiner Falschmünzerwerkstätte wurden 

die Theorien und biologisch-mythologischen Wahnbilder zu billigen Schlag­

worten umgeprägt. Zwischen diesen Extremen standen Männer des mittleren 

Führerranges, Typen von subalternen Feldwebeln, Schulmeistern und Offizieren, 

die entweder die Lehren des Führers gläubig übernahmen oder, zu Gehorsam 

erzogen, die disziplinierte Ausführung von Befehlen der obersten Führung als 

oberstes Gesetz und höchste Mannestugend ansahen94. Von ihnen gelangten die 

Theorien, Befehle und Anweisungen an die Masse der Tausende und Zehntausende, 

die mit der Durchführung des Vernichtungswerks, zerlegt in seine einzelnen Teil­

akte, betraut waren. Bei ihnen kam wohl, stärker noch als bei den Höherstehenden, 

zu der „Moral" des unbedingten Gehorsams die Angst vor den möglichen Folgen 

des Zweifels und Ungehorsams hinzu. 

Praktisch aber — und hier spielte die Sprache eine entscheidende Rolle! — warfen 

sie im allgemeinen die Frage vom Gehorsam oder Ungehorsam gar nicht auf: die 

Darstellung der Juden als Parasiten, als Ungeziefer, als Bakterien und Bazillen, die 

überall zersetzend und vergiftend eindringen und mit dämonischer Kraft den deut-

92 Rauschning, Gespräche mit Hitler, S. 227/228. Die Entdeckung des jüdischen Virus, 
sagt Hitler ein andermal, sei eine der größten Entdeckungen, vergleichbar mit denen von 
Pasteur und Koch (Hitlers Secret Conversations, New York 1961, S. 320). 

93 Er hat an ihnen noch im Gefängnis vor seiner Verurteilung im Nürnberger Prozeß fest­
gehalten. Vgl. dazu den Psychologen G. M. Gilbert in „Nuremberg Diary" (New York, 1961, 
S. 72), nach einer Unterredung mit Rosenberg: „And so it goes, like the Perseveration in an 
obsessive-compulsive neurosis or an organic psychosis. There is neither sadism nor shame in 
his attitude; just a cool, apathetic obsessive quality." Vgl. auch ebenda S. 325. 

94 Zu diesem Typus ist wohl auch Adolf Eichmann zu rechnen. Zu welcher Absurdität 
im Denken diese Haltung führen kann, zeigt die Argumentation Adolf Eichmanns im Jerusa­
lemer Prozeß, wo er diese Auffassung von Dienst und Gehorsam mit Kants kategorischem 
Imperativ gleichsetzt. Daß auch für ihn die biologischen Vorstellungen eine Selbstverständ­
lichkeit waren, zeigen gelegentliche Bemerkungen in seinen Erinnerungen. Vgl. Life, Inter­
national Edition, vom 9. 1. 1961 : „Eager to strike against the parasites, the Roumanians . . . 
liquidated thousands and thousands of their own Jews." „I am no anti-Semite. I was just politi-
cally opposed to Jews, because they were stealing the breath of life from us." 
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schen Volkskörper und jeden einzelnen Deutschen zu zerstören trachten, kraft ihres 

Lebensgesetzes als Parasiten, Bakterien und Ungeziefer, schaltete in weitem Maße 

den inneren Widerstand bei den Massen aus, und wer gehört - mindestens in einer 

bestimmten Schicht seines Wesens — nicht zu den Massen95? Lagardes noch meta­

phorisch gemeintes Wort von den Bazillen, mit denen man nicht verhandelt, son­

dern die man vernichtet, konnte nun , in der Atmosphäre des Antihumanismus und 

der Bio-Mythologie, grausige Wirklichkeit werden. Diese biologischen Sprachbilder 

und Vorstellungen schwächten und vernebelten die moralischen Hemmungen, so­

weit sie noch vorhanden waren, sie schwächten auch den inneren Widerstand gegen 

Unrecht und Verbrechen bei den Millionen, die nicht aktiv an der Verfolgung und 

Vernichtung der Juden beteiligt waren, aber davon wußten oder davon wissen 

konnten, wenn sie es nicht vorgezogen hätten, keine Fragen zu stellen, die zu 

Zweifeln führen oder als Auflehnung und mangelnde Glaubens- und Gehorsams­

bereitschaft ausgelegt werden konnten. 

Darüber hinaus hat wohl das Bild vom Juden in nicht geringem Maße die 

Methoden der Judenvernichtung bestimmt. So wie man im Mittelalter in ihnen den 

Antichrist und Satan erschlug und verbrannte, so war die Methode des Vergasens 

in den Hitlerschen Mordlagern die logische Konsequenz, nachdem sich die Vor­

stellung von den Juden als Parasiten und Schmarotzer, Ungeziefer und Bazillen 

endgültig als herrschende durchgesetzt hatte. Waren die Juden wirklich Parasiten, 

Bazillen und Ungeziefer, so war nicht nur geboten, sie auszurotten96, es lag auch 

nahe, diese Ausrottung mit den Mitteln durchzuführen, mit denen man Bazillen 

und Ungeziefer vertilgt: dem Giftgas. Schon in seiner Kampfschrift hatte Hitler 

vom Giftgas als möglicher Waffe gegen die Juden andeutend gesprochen, damals 

noch in der Rückerinnerung an die Giftgaskämpfe im ersten Weltkrieg, bei denen 

er selbst verwundet worden war. Erlebnisse, Wahnvorstellungen, in die Wirklich­

keit umgesetzte biologisierende Semantik — zusammen mit einer hemmungslosen 

Demagogie und einer Systematik der Gehorsamszüchtung als höchstem Wert im 

totalitären Staat - formten nun aus diesen Andeutungen ein mit allen Mitteln der 

Wissenschaft und der Technik durchgeführtes System der Vergasung von Juden-

Parasiten und -Ungeziefer. 

95 Thomas Mann im „Doktor Faustus" über das „Archaisch-Apprehensive" im Begriff 
des Volkes. „Ich spreche vom Volke, aber die altertümlich-archaische Schicht gibt es in uns 
allen." 

96 Vgl. dazu auch W. Hofer, Der Nationalsozialismus, 1957, S. 77/78: „denn wer die 
Juden als Schmarotzer und Parasiten bezeichnete und mit Läusen und Wanzen verglich, mußte 
allerdings folgerichtig zu dem Entschluß kommen, sie auszurotten. Hier wurde die Vision 
des SS-Staates zur furchtbaren Wirklichkeit." Ähnlich formuliert Elias Canetti (Masse und 
Macht, Hamburg 1960, S. 212): „Zum Schluß galten sie buchstäblich als Ungeziefer, das man 
ungestraft in Millionen vernichten durfte." Vgl. auch Kurt Löwenstein, Juden in der modernen 
Massenwelt, Bulletin des Leo Baeck Instituts 3 (1960), S. 175. Ferner Aldous Huxley in Eagles 
in Gaza: „If you call a man a bug, it means that you propose to treat him as a bug." (Hier 
zitiert nach D. Stafford-Clark, The Psychology of Persecution and Prejudice, Robert Waley 
Cohen Memorial Lecture 1960 [The Council of Christians and Jews, London] S. 3-4). 
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Das Aufzeigen dieser inneren Zusammenhänge und ihre Ausdeutung hat natür­

lich nichts mit einer Rechtfertigung zu tun oder mit einer Milderung der Verant­

wortung und Verantwortlichkeit, die diejenigen zu tragen haben, die an den ge­

schichtlichen Ereignissen in irgendeiner Form mitgewirkt haben. Psychologie und 

Geschichtsschreibung führen in die Irre, wenn sie zu dem Glauben verleiten, daß 

das Bemühen zu verstehen und zu erklären gleichbedeutend sei mit rechtfertigen 

und verzeihen. Unrecht und Verbrechen bleiben Unrecht und Verbrechen, auch 

wenn man ihre psychologischen Untergründe bloßlegt. Aber die Aufdeckung der 

inneren Beweggründe ist geeignet, uns warnende Hinweise zu geben, wie man nicht 

handeln darf, wenn man nicht in ähnliche Situationen geraten will — als Opfer 

oder als Täter. Nichts ist unvermeidbar im geschichtlichen Geschehen, wenn es 

rechtzeitig erkannt, und wenn zur rechten Zeit der Wille erweckt wird, es zu ver­

hüten, weil es Unrecht ist. Wir können nicht verhindern, daß Wahnbesessene 

die Führerschaft anstreben. Wir können aber uns und andere dazu erziehen, 

daß wir ihrem verbrecherischen Machtstreben nicht erliegen. 

Eine der Folgerungen sollte sein: Vorsicht im Gebrauch und Aufnehmen der 

Sprache und der in ihr verkörperten Bilder und Vergleiche.97 Auch in diesem Sinne 

möchte man das in dem Talmudtraktat „Sprüche der Väter" überlieferte Wort 

Abtalions anwenden: „Ihr Weisen, seid vorsichtig in Euern Worten"98 , denn, wie 

es schon in den sogenannten „Sprüchen Salomos" heißt: „Tod und Leben sind in 

der Macht der Zunge. "99 

97 Vgl. dazu auch meinen Aufsatz: Das Wort von der ,deutsch-jüdischen Symbiose', in: 
MB, Wochenzeitung des Irgun Olej Merkas Europa, Tel Aviv, 5. Juni 1964. 

98 Pirkei Avot, I, 11. 
99 Mishlei, 18, 21 : Hier zitiert nach der Übersetzung Martin Bubers (Das Buch Gleich­

sprüche, S. 50). Luther übersetzt: „Tod und Leben stehet in der Zunge Gewalt." Den Hin­
weis auf dieses Wort verdanke ich Prof. Ernst Simon, Jerusalem. 
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DER ANSATZ ZUR DEMOKRATISCHEN MASSENPARTEI IM DEUTSCHEN 

LINKSLIBERALISMUS 

I 

Ende Januar 1919 schrieb Gustav Stresemann1, daß der Erfolg der Deutschen 

emokratischen Partei in keinem Verhältnis stehe „zu den Tiraden, die der Wahl 

selbst vorangingen". Er erwähnt die „geschickte Propaganda" der Demokraten, 

ihre „einflußreiche Presse", ihre „an amerikanische Verhältnisse gemahnenden 

Geldmittel" und eine „Reklame, die an die Inserate großer Warenhäuser erinnert". 

Diese Bemerkungen über den Konkurrenten der Deutschen Volkspartei legen die 

Frage nahe, inwieweit der deutsche Liberalismus nach dem ersten Weltkrieg dazu 

übergegangen war, seine Agitations- und Organisationsformen der „massendemo­

kratischen Wirklichkeit" anzupassen2. Dürfen Stresemanns Andeutungen so ver­

standen werden, daß innerhalb der D D P der Weg zur modernen „demokratischen 

Integrationspartei"3 ernsthaft und zielbewußt eingeschlagen wurde? - Es soll zu­

nächst auf einzelne Phänomene hingewiesen werden. 

Wenn früher eine intensive Massenagitation von den liberalen Parteien als un­

würdig abgelehnt worden war, so wurde jetzt ihre Notwendigkeit in jenen poli­

tischen Gruppen klar erkannt, die sich nach der Revolution in der D D P zusammen­

fanden4. Daher hat bereits im November 1918 die württembergische Parteiorgani­

sation ein Werbebüro in Stuttgart errichtet und dessen hauptamtliche Leitung 

einem Manne anvertraut, der Jahre im Ausland gelebt und die Methoden amerika­

nischer Werbearbeit, auch vor Präsidentenwahlen, kennengelernt hatte5. Es wurde 

vorgeschlagen, die Werbearbeit für eine moderne Partei nach dem Vorbild der 

Reklame eines großen Wirtschaftsbetriebes für einen neuen Massenartikel zu ge-

1 Deutsche Stimmen, 31. Jg. 1919, Nr. 5, S. 66/67: „Politische Umschau" vom 
29. 1. 1919. 

2 Wiederholt hat Th. Schieder darauf aufmerksam gemacht, daß die „politische Tragödie 
des deutschen Liberalismus" in der mangelhaften Anpassung an die massendemokratische 
Wirklichkeit bestanden habe; Vgl.: Staat und Gesellschaft im Wandel unserer Zeit, München 
1958, S. 61, 75, 82; ebenso: Das Verhältnis von politischer und gesellschaftlicher Verfassung 
und die Krise des bürgerlichen Liberalismus, in HZ 177 (1954), S. 49-74, und: Der Liberalis­
mus und die Strukturwandlungen der modernen Gesellschaft vom 19. und 20. Jahrhundert, 
in: Relazioni, V, storia contemporanea (Comitato Internazionale di Scienze Storiche, Roma 
4-11 settembre 1955), a cura della Giunta Centrale per gli Studi Storici, Firenze, S. 145-172. 

3 Nach der Terminologie von Sigmund Neumann, Die Deutschen Parteien, Wesen und 
Wandel nach dem Kriege, Berlin 1932. 

4 Dies muß betont werden gegenüber Günter Fischenberg, Der Dt. Liberalismus und die 
Entstehung der Weimarer Republik, Phil. Diss. Münster, 1958, S. 176/177. 

5 Nachlaß Conrad Haußmann, Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Faszikel Nr. 102: vgl. Brief 
von H. J. Unkel an Haußmann, 20. Nov. 1918. 
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stalten: langatmige, schönstilisierte Abhandlungen seien wertlos, ein „neuer Artikel" 

müsse schlagwortartig auf Plakaten angepriesen werden; die Mentalität von Stadt-

und Landbevölkerung erfordere Rücksichtnahme; viel sei von der englischen und 

amerikanischen Bildreklame während des Krieges zu lernen; der Kinematograph 

lasse sich großartig verwenden; gedacht wird an beflaggte Kraftwagen mit Partei­

rednern, an Verteilung von Liebesgaben an die heimkehrenden Truppen, an die 

Gewinnung führender Tageszeitungen und die Aufstellung einer Kartei, welche 

die Namen von Agenten und die Ergebnisse der letzten drei Wahlen enthält, auch 

Pressestimmen aus anderen politischen Lagern sammelt; eine Zentralstelle soll die 

einzelnen Bezirke mit Literatur und Rednern versorgen; und schließlich wird der 

Rat erteilt, die vielen kaufmännischen Vereine in Deutschland endlich zusammen­

zufassen und als berufsständischen Rückhalt der Partei zu gewinnen. In dieselbe 

Richtung zielen die „Entwürfe für die Propaganda"6, mit denen sich Hartmann 

von Richthofen beschäftigte, der den 16. Wahlkreis (Regierungsbezirk Hannover 

und Hildesheim) in der Nationalversammlung vertrat: Da einem großen Teil des 

deutschen Volkes politisches Denken und Fühlen neu, ja lästig sei, müsse von der 

Annahme ausgegangen werden, daß die Masse derjenigen Partei am ehesten ihre 

Stimme gebe, „welche die geschickteste, marktschreiendste Propaganda entfaltet". 

Daher genügten die Reklamemuster der Firmen „Odol" oder „Nestle's Kindermehl" 

nicht mehr ; man plante vielmehr, Massenartikel, wie Pillenschachteln, Umschlag­

papier, Krawatten, in den Farben der Partei herzustellen und Bleistifte mit der 

Aufschrift „Demokrat" zu versehen. 

Freilich wurden nicht alle Vorschläge dieser Art verwirklicht. Aber der Ge­

schäftsführende Ausschuß der D D P 7 entschloß sich in seinen Sitzungen vom 

28. Dezember 1918 und 4. Januar 1919, die modernsten Mittel wirksamer Massen­

agitation anzuwenden. Es wurden 15000 Mark für die Herstellung eines von Otto 

Nuschke entworfenen Films bewilligt, dessen Produzent sich verpflichtete, den 

Streifen in allen Filmtheatern Deutschlands in etwa acht Tagen ablaufen zu lassen. 

Desgleichen wurde beschlossen, über allen Gebieten des Reiches Flugschriften ab­

zuwerfen. Bernhard Dernburg erklärte sich bereit, die für die „Flugzeugpropa­

ganda" erforderliche Geldsumme zu besorgen. Während die Finanzlage der DVP 

ihrer Wahlkampagne im Januar 1919 enge Grenzen setzte, war die D D P tatsächlich 

imstande, ihre Werbeaktionen in einem Stil zu entfalten, der in der Geschichte 

deutscher liberaler Parteien bisher unbekannt war. Nach dem Geschäftsbericht 

auf dem ersten Parteitag8 hat sie vor den Nationalwahlen Flugblätter in einer 

Gesamtauflage von 1 5 % Millionen Stück verteilt, nämlich 30 Flugblätter allgemei­

nen Inhalts in einer Auflage von 10670000 und 33 für die weibliche Wählerschaft 

in 4800000 Exemplaren. Überdies leisteten große Presseorgane wie das „Berliner 

6 Nachlaß Hartmann von Richthofen, Bundesarchiv Koblenz, Faszikel Nr. 17. 
7 Sitzungsprotokolle des Geschäftsführenden Ausschusses der DDP (1918/19), Bundes­

archiv Koblenz, R 45 III/9. 
8 Bericht über die Verhandlungen des ersten Parteitags der DDP, abgehalten in Berlin 

vom 19. bis 22. Juli 1919, hrsg. von der Reichsgeschäftsstelle der DDP, Berlin o. J., S. 14. 
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Tageblatt", die „Vossische Zeitung" und die „Frankfurter Zeitung" der D D P 

energische Schützenhilfe. 

Daß eine moderne Partei neben extensiver Werbung vor allem ständiger Klein­

arbeit bedarf, u m erfolgreich zu sein, hat Anton Erkelenz unermüdlich betont9. 

Als Sekretär der Deutschen Gewerkvereine, als Naumann-Anhänger und wohl auch 

auf Grund seiner Wanderzeit in England und Amerika10 war er den Problemen 

der Industriegesellschaft gegenüber in hohem Grade aufgeschlossen. Er wußte, daß 

nur dann die Massen erfaßt werden können, wenn die Partei sich mit Entschieden­

heit vom Typ jener Honoratiorenpolitiker trennt, denen der Ausbau einer fein-

nervigen Kleinorganisation und die beharrliche Arbeit außerhalb der Monate des 

Wahlkampfs „langweilig", auch „unwürdig" erschienen: „Wer selber nicht orga­

nisieren will, verdient nicht, von einer Organisation zu irgendwelchen Ehren­

ämtern emporgetragen zu werden. "11 

Seinen Vorstellungen dürfte die Arbeitsweise der schwäbischen Demokraten am 

meisten entsprochen haben. Die Organisation der D D P in Würt temberg galt als die 

beste im ganzen Reich12. Bereits im Dezember 1918 verfügte sie über 13 Aktions­

ausschüsse, in denen die Parteiarbeit differenziert wurde13. Haußmann wollte die 

Tätigkeit dieser Ausschüsse durch Übertragung von Spezialaufträgen an Einzel­

personen ergänzen, wovon er sich eine Hebung der Initiative und Selbstverant-

wortlichkeit versprach14. Darüber hinaus hatte man in Württemberg den Ausbau 

der Ortsgruppen in einer Weise vorangetrieben, daß man hier Organisationsformen 

nahekam, die als typisch für die Struktur sozialistischer Massenparteien15 angesehen 

werden müssen16. Die Vorsitzenden der Ortsgruppen wurden angewiesen, Bezirks­

obmänner aufzustellen, die ihr Gebiet wiederum in Straßenzüge und Häuserviertel 

einteilen sollten; das unterste Glied der Mitgliederwerbung bildeten die „Haus-

9 Vgl. seine Artikel vom November und Dezember in: Die Hilfe, 25. Jg., Berlin 1919: 
Betrachtungen zur Organisation der Partei, S. 658 ff.; Von den Kleinigkeiten in der Partei­
arbeit, S. 674ff.; Parteifinanzen, S. 692ff.; Die Parteizentrale, S. 712ff.; Noch einmal: 
Kleinarbeit, S. 726 ff. 

10 Vgl. die biographischen Angaben in: Zehn Jahre Deutsche Republik, Ein Handbuch für 
republikanische Politik, hrsg. v. Anton Erkelenz, Berlin 1928, S. 559. 

11 Die Hilfe 25 (1919), S. 660. 
12 Eine entsprechende Erklärung hat die Parteileitung auf dem Nürnberger Parteitag, 

Dezember 1920, abgegeben; vgl. Nachlaß Haußmann, a. a. O., Nr. 102, Aufzeichnungen 
vom Januar 1921, S. 1. 

13 Nachlaß Haußmann, a. a. O., Nr. 102, Verzeichnis der Wahl- und Aktionsausschüsse: 
Hauptausschuß, Propaganda und Presse, Volksbildung, Sozial- und Volkswirtschaft, Frauen, 
Landwirtschaft, Arbeiter, Mittelstand, Beamte, Privatangestellte, Handel und Industrie, 
Finanzen, Gemeindepolitik. Auf einem anderen Zettel sind außerdem verzeichnet: Program­
matische Arbeit, Jugend. 

14 Nachlaß Haußmann, Nr. 102, Aufzeichnungen aus dem Januar 1921, von Haußmann als 
Publikation geplant. 

15 Vgl. Maurice Duverger, Die Politischen Parteien, Tüb. 1959, bes. S. 35 ff. 
16 Nachlaß Haußmann, a. a. O., Nr. 102, „Winke für die Mitgliederwerbung und den Wahl­

tag" ; es geht nicht hervor, wann diese Unterlagen an die Ortsvereine abgesandt wurden, ob 
vor der Wahl zur Nationalversammlung oder vor der ersten Reichstagswahl. 
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Vertrauensleute"; zweckdienlich erschien die Aufstellung von Vertrauenspersonen 

in Vereinen, Betrieben und Geschäften; vorgesehen war ein Netz von Verbindungs­

männern zwischen den einzelnen Untergruppen und den Ortsvereinen; am Wahl­

tage selbst sollten Fahrzeuge für das Abholen alter und kranker Wähler bereitge­

stellt werden. Es wird deutlich, daß ein neuer Geist in „bürgerlichen" Parteibüros 

Einzug hielt, u m veraltete Arbeitsweisen gründlich zu revidieren. Neuer Geist 

spricht auch aus den Vorschlägen Haußmanns1 7 , in die Veranstaltungen der Partei 

mehr unpolitischen Bildungsstoff und Unterhaltung hereinzuziehen, mehr als früher 

das gesellschaftliche Leben zu pflegen; Haußmann erinnert daran, wie wichtig es 

für das Wiederkommen der Parteifreunde sei, „unverstimmt aus den Zusammen­

künften wegzugehen". 

Zumindest in ihren Anfängen hat die D D P auf die Ausbildung eines breiten 

Mitgliederstammes Gewicht gelegt18. Auch in ihren Reihen ertönte „Der Schrei 

nach der Zahl als politischer Machtfaktor"19. Nach parteieigenen Angaben20 waren 

zur Zeit des ersten Parteitags 787 946 Mitglieder in 2 042 Ortsgruppen organisiert, 

die in 73 Kreisverbänden bzw. 10 Bezirksverbänden zusammengefaßt wurden. Die 

Zahl stieg auf etwa 900000, da die Angaben aus den besetzten Gebieten nicht 

zugrundegelegt werden konnten. An der Spitze stand Württemberg mit 49000 

Mitgliedern, es folgten Hamburg mi t 40000, Hessen-Nassau nebst Frankfurt mi t 

39 120 und der Wahlkreis Teltow-Beskow mit 38 725. Nuschke forderte alle Organi­

sationen auf, ihre Stärke bis zum nächsten Jahre „zu verdoppeln und zu ver­

dreifachen". Demnach sind 1 4 - 1 6 % der 5641825 demokratischen Wähler vom 

19. Januar 1919 eingeschriebene DDP-Mitglieder gewesen. Dieser Prozentsatz war 

außerordentlich hoch. Man vergleiche ihn mi t den Verhältnissen in der Bundes­

republik, wo nach den Berechnungen der Parteienrechtskommission von den Wäh­

lern der Bundestagswahl 1953 nur rund 4 , 2 % Mitglieder einer Partei waren21. 

Aber auch im Hinblick auf den Mitgliederstand der SPD22 im Jahre 1919 oder der 

NSDAP23 im Jahre 1932 verdient die angeführte Zahl starke Beachtung. Anderer­

seits ist zu bedenken, daß 118 Parteisekretäre24 für eine so verzweigte Organisation 

17 Nachlaß Haußmann, Nr. 102, Aufzeichnungen Januar 1921, S. 3. 
18 K. D. Brachers Meinung, im fortschreitenden Zerfall der liberalen Partei eine unmittel­

bare Folge mangelnder Organisation und ungenügender Bemühungen um die Verbreiterung 
des Mitgliederstammes zu sehen (in: Die Auflösung der Weimarer Republik, Villingen/ 
Schwarzwald, 3. A. 1960, S. 87), halte ich nur für die späteren Jahre für richtig; aber auch 
dann dürfte die Schwäche der Organisation nicht die entscheidende Ursache des Zerfalls ge­
wesen sein, was übrigens Bracher auch nicht behauptet. 

19 Er ist von Robert Michels (Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen Demokratie, 
Neudruck der 2. Aufl., Stuttgart 1957, S. 20 ff.) als bezeichnend für Massenparteien erkannt 
worden. 

20 1. Parteitag, a. a. O. (vgl. Anm. 8), Geschäftsbericht, S. 16/17. 
21 Th. Ellwein, Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland, Köln u. Opladen 

1963, S. 76; vgl. auch S. 75. 
22 Wähler: 11 400 000; Mitglieder: 1 012 299 (vgl. Duverger, a. a. O., S. 86), d. h. 8,8%. 
23 Wähler (31. 7. 32): 13 746 000; Mitglieder: 800 000 (vgl. Duverger, S. 88), d. h. 5,8%. 
24 1. Parteitag, a. a. O., S. 17. 
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unzureichend sein mußten2 5 . I n dieser Hinsicht wie in der Frage der Parteifinan­

zierung, die lediglich vor den Nationalwahlen befriedigend gelöst wurde, ist die 

D D P den Weg zur Massenpartei in der Tat nie zu Ende gegangen. Das Ziel, die 

Partei von Geldern einseitiger Interessentenkreise unabhängig zu machen26, blieb 

unerreicht. Man darf annehmen, daß der 1919 vorgeschriebene Jahresbeitrag in 

Höhe von 6 Mark, der doch nur die Hälfte des sozialdemokratischen ausmachte, 

keineswegs von jedem Mitgliede regelmäßig entrichtet wurde27. 

Der Charakter der D D P als einer „Mitgliederpartei"28 wurde indessen durch § 13 

der Parteisatzung29 unterstrichen, der die Mitgliederzahlen der einzelnen Organisa­

tionen zum Maßstab für die Zusammensetzung der Parteitage machte. Mit Recht 

ist festgestellt worden30, daß sich die D D P damit im Gegensatz zur DVP, welche die 

örtlichen Wählerstimmen zum Kriterium nahm, vom Typ der „Honoratiorenpartei" 

entfernte und organisatorisch der Massenpartei näherte, wie sie von der SPD ver­

körpert wurde. In die gleiche Richtung zielte der allen modernen Parteien eigen­

tümliche Trend31, die Herrschaft der Parlamentarier über die Parteiführung abzu­

schütteln: Die ex-officio-Vertretung der Parlamentarier in den obersten Organen 

der Partei, d.h. dem Parteitag, dem Parteiausschuß und dem Hauptvorstand, ist 

ziemlich eingeschränkt worden. Allerdings dürften die tatsächlichen Machtverhält­

nisse innerhalb der Führungsgremien und der Prozeß der Willensbildung nicht der 

in den Statuten vorgenommenen Gewichtsverteilung entsprochen haben. Der Aus­

tritt Theodor Wolffs32 aus dem Hauptvorstand erfolgte als Protest gegen die Ver­

lagerung der Führung der Partei in die Hände der Nationalversammlungsfraktion33. 

Ferner wird man sagen können, daß eine straff-zentralisierte Leitung, wie sie bei 

der SPD üblich und ebenfalls in den ersten Jahren der DVP nachzuweisen ist34, 

weder in der Satzung vorgesehen war noch ausgeübt wurde. Der frühe Tod über­

durchschnittlicher demokratischer Persönlichkeiten, die sich vielleicht einmal 

25 Obwohl man dies einsah, ist die Zahl der hauptamtlichen Funktionäre ständig zurück­
gegangen. 1927 gab es nur noch 48 Parteibeamte, während die SPD 1387 besaß; vgl.: Werner 
Stephan, Die Organisation der DDP, in: Zehn Jahre Dt. Republik, a. a. O., S. 545. 

26 Das forderte u. a. Erkelenz, in: Die Hilfe, 25 (1919), S. 692/693. 
27 Die Mandatsprüfungskommission stellte fest, daß wegen rückständiger Abgaben der 

Bezirke an die Zentrale strenggenommen die Wahl sämtlicher 550 Delegierten zum Partei­
tag ungültig sei, 1. Parteitag, a. a. O., S. 120. 

28 Über den Unterschied zwischen „Mitgliederpartei" und „Wählerpartei" vgl. v. d. 
Heydte-Sacherl, Soziologie der deutschen Parteien, München 1955, S. 155ff. und Duverger, 
a .a .O. , S. 81 ff. 

29 Beschlossen am 21. Juli 1919; Text im Anhang zu: Bericht über die Verhandlungen 
des 2. außerordentlichen Parteitags der DDP, abgehalten in Leipzig vom 13.-15. Dez. 1919, 
hrsg. von der Reichsgeschäftsstelle, o. J. 

30 Wolfgang Hartenstein, Die Anfänge der DVP 1918-1920, Düsseldorf 1962, S. 257. 
31 Vgl. Duverger, a. a. O., Kp. 3, IV (Parteileiter und Parlamentarier). 
32 Th. Wolff, Chefredakteur des Berliner Tageblatts, gehörte zu den Gründern der DDP. 
33 Vgl. Nachlaß Haußmann, a. a. O., Nr. 102, Brief Haußmanns an Wolff, 2. 5. 1919; 

sowie ebenda Brief Wolffs an Fischbeck, Ende April 1919. 
34 Vgl. Hartenstein, a. a. 0., S. 264. 
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hätten durchsetzen können, mag freilich in dieser Richtung verstärkend mitgewirkt 

haben. 

In dem Fehlen eines wirklich dirigierenden obersten Führers würde ich eher als 

in dem Verharren der D D P beim Typ der „Weltanschauungspartei" ein Symptom 

für die nicht ganz geglückte Anpassung an die Massendemokratie erkennen, da diese 

des Charismatischen zu bedürfen glaubt. Weltanschauungsparteien sind letzten 

Endes alle großen Parteien in Deutschland gewesen. Erst heutzutage darf man 

unter Umständen von einem allmählichen Wandel zur „Kader- oder Rahmenpartei" 

sprechen35. Die Strukturen einer „apparathaften" Massenpartei und einer „beken­

nenden" Weltanschauungspartei schließen sich gegenseitig jedenfalls nicht aus. 

Selbst Friedrich Naumann, der wie kein zweiter den Nachfahren der alten Liberalen 

den Willen zum politischen Kampf u m die Macht im Staate predigte36, hat nicht 

darauf verzichten wollen, durch seinen „Versuch volksverständlicher Grundrechte" 

Leitgedanken einer Welt- und Staatsanschauung in das politische Leben zu rücken37. 

Es entsprach durchaus der Naumannschen Haltung, wenn Diskussionsredner auf 

dem zweiten Parteitag gegenüber den Ausführungen von Ernst Troeltsch betonten38, 

das Ideologische aus dem Parteiprogramm doch nicht ausklammern zu können. Die 

Mehrzahl der demokratischen Führer dürfte die rein funktionalistische Auffassung 

der Demokratie, wie sie Max Weber vertrat39, von sich gewiesen haben. Es wäre 

freilich zu fragen, inwieweit ideologische Momente die Partei möglicherweise davon 

abhielten, größeren Einfluß auf soziale Verbände zu gewinnen. Immerhin hat die 

D D P sich zeitweilig eifrig bemüht, unter dem Leitwort „freiheitlich-national" 

Arbeiter und Angestellte u m sich zu scharen. Aber die Reste der Hirsch-Duncker-

schen Gewerkschaften hatten in der Weimarer Zeit nur 2 , 2 % der organisierten 

Arbeiter und der „Gesamtverband der Angestellten" lediglich 20 ,7% der Ange­

stelltenschaft hinter sich40. Die Spitzenverbände der Industriellen anderseits haben 

sich nach anfänglichem Schwanken hinter die DVP gestellt41. 

Trotz dieser und anderer Einschränkungen darf jedoch der energische Reform­

wille, der nach der Novemberrevolution im deutschen Linksliberalismus lebendig 

35 Vgl. Schieder, Staat und Gesellschaft, a. a. O., S. 166. 
36 Th. Heuß, Die Deutsche Demokratische Partei, in: Volk und Reich der Deutschen, I I , 

1929, S. 107. 
37 Vgl. Th . Heuß, Friedrich Naumann, 2. A. 1949, S. 470. 
38 2. Parteitag, a. a. O., S. 186; bes. die Ausführungen von Prof. Rade, des Schwieger­

sohnes von Naumann. Über das Mißtrauen, das Ernst Troeltsch gegen Ideologien und Ideolo­
gen hegte, vgl. auch: Eric C. Kollmann, Eine Diagnose der Weimarer Republik, in: HZ 182 
(1956), S. 309. 

39 Wolfgang J. Mommsen, Max Weber und die deutsche Politik 1890-1920, Tübingen 
1959, S. 386, 394, bes. 419. 

40 Vgl. Fischenberg, a. a. O., S. 170f. 
4 1 In der Annahme, daß die DDP die große Partei des geeinten liberalen Bürgertums 

darstelle, haben anfangs viele Industrielle die DDP unterstützt. Vgl. aber auch den Brief des 
Vorsitzenden des Verbandes Sächsischer Industrieller an Stresemann vom 21 . Dez. 1918, 
Nachlaß Stresemann, Kopie Bundesarchiv Koblenz, Film 3068, H 133 852ff.: es sei notwen­
dig, eine Partei zu unterstützen, die von den Arbeitern nicht bekämpft werde. 
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war, nicht übersehen werden. Man hatte begriffen, daß „der notdürftige hand­

werksmäßige Betrieb der früheren Zeit" nicht mehr ausreichte42, und man begann, 

aus dieser Erkenntnis auf vielen Gebieten der Parteiagitation und -Organisation die 

Konsequenzen zu ziehen. 

I I 

Indem er an Hermann Schulze-Delitzsch, an den Verein für Sozialpolitik und 

Naumanns nationalsoziale Bewegung erinnert, spricht Theodor Schieder43 von dem 

dreimaligen, letztlich erfolglosen Anlauf des deutschen politischen Liberalismus, 

sich auf soziale Schichten außerhalb des „Bürgertums" auszudehnen. Unter be­

stimmten Aspekten bedeutet das Jahr 1919 eine Wiederaufnahme dieser Versuche. 

Dieser vierte Anlauf liegt im Bereich des Programmatischen, er offenbart sich sowohl 

im Selbstverständnis der D D P wie in ihrer Haltung zu den Problemen der Sozial-

und Wirtschaftspolitik. 

Wenn auch der ursprünglich bedeutende Einfluß44 der radikaldemokratischen 

Gruppe u m Alfred Weber und Theodor Wolff, die von der Politik der alten liberalen 

Parteien abrückte, innerhalb der sich konsolidierenden D D P sehr bald zurückging, 

wenn auch die routinierten Parlamentarier des alten Reichstags die Führung über­

nahmen, so ist doch allgemein die D D P als echter Neubeginn, der die Enge früherer 

Parteiverhältnisse sprengen sollte, empfunden worden. I m Grunde genommen 

lehnten es viele ihrer Anhänger ab, zu den „bürgerlichen" Parteien gezählt zu 

werden. Der Standpunkt Alfred Webers45 in dieser Frage wurde geteilt von Män­

nern, die sich ihrer politischen Herkunft nach deutlich unterschieden. Der Nauman-

nianer Wilhelm Heile schrieb46: „Wir unsererseits lehnen es ab, eine bürgerl iche' 

Partei zu sein, weil wir es als eine menschliche Entehrung betrachten müßten, nicht 

zu den ,Arbeitern' gerechnet zu werden, und ebenso als eine Beleidigung der ,Arbei-

ter ' , daß sie nicht auch ,Bürger' seien." Der ehemalige Nationalliberale Eugen 

Schiffer sagte auf dem ersten Parteitag: „Ich kenne keinen Gegensatz zwischen 

Bürgern und Arbeitern; die Arbeiter gehören zu den Bürgern, die Bürger gehören 

zu den Arbeitern. "47 Und der süddeutsche Demokrat Haußmann rief in der National­

versammlung aus48: „Jeder Arbeiter muß ein Bürger, und jeder Bürger muß ein 

Arbeiter werden!" Gedanken dieser Art sind von der überwiegenden Mehrheit der 

42 Worte Naumanns nach seiner Wahl zum Parteiführer, 1. Parteitag, S. 239. 
43 Staat und Gesellschaft, a. a. O., S. 78/79. 
44 Über ihre Rolle bei der Entstehung der DDP vgl.: Otto Nuschke, Wie die DDP wurde . . . , 

in : 10 Jahre Deutsche Republik, a. a. O., S. 24ff.; Die Entstehung der DVP, Hrsg. von der 
Reichsgeschäftsstelle der DVP, Berlin, o. J. (1919); neuerdings: Hartenstein, a. a. O., Kp. I, 
bes. S. 11 . 

45 Vgl. G. Stresemann, Von der Revolution bis zum Frieden von Versailles, Berlin 1919, S. 87. 
46 Die Hilfe, 25 (1919), S. 723. 
47 1. Parteitag, a. a. O., S. 79. 
48 Die Deutsche Nationalversammlung im Jahre 1919, Hrsg. v. Ed. Heilfron (im folgenden 

abgekürzt: Heilfron), Bd. V, Berlin o. J., S. 2940. 
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Diskussionsredner auf den ersten beiden Parteitagen geäußert worden. Sie lassen 

sich zusammenfassen in dem Bekenntnis: „Wir sind eine Volkspartei oder müssen 

überhaupt aufhören zu existieren. "49 Es war nicht das Ziel, eine bürgerliche demo­

kratische Partei neben eine proletarische demokratische zu stellen, sondern etwas 

Neues und Eigenes auf die Fahne zu schreiben: „Wir . . . wollen Anhänger eines 

das ganze deutsche Volk umspannenden geistigen Prinzips sein. "50 In dem Wirken 

für die Idee der Volksgemeinschaft, für das, was Hugo Preuß „nationale Demokra­

t ie" zu nennen pflegte51, sahen die Führer der D D P die Aufgabe ihrer Partei. „Die 

Spaltung der Nation in zwei Völker"52 sollte überwunden werden. Ein Gelingen 

hätte die durch Klassengegensätze verhärteten Fronten der deutschen Parteien 

zerbrochen und die D D P vielleicht zu dem machen können, was ihr stets vor­

schwebte, zur großen, umfassenden „Staatspartei". 

In der Absicht, den Ausgleich zwischen den sozialen Klassen zu fördern, und 

beseelt von dem Wunsch, eine Brücke zwischen altem und neuem Deutschland zu 

bauen, hat die Weimarer D D P den Gedanken einer bürgerlichen Blockpolitik gegen 

die sozialistische Front von sich gewiesen. Eine Blockpolitik hätte in ihren Augen 

zum Bürgerkrieg führen müssen. Männer wie Preuß5 3 und Friedrich von Payer54 

haben daher ein allzu enges Zusammengehen oder gar eine Fusion der D D P mit 

der DVP auch nach der Wahlniederlage von 1920 abgelehnt. 

Es sollte sich jedoch sehr bald zeigen, daß diese Haltung der D D P keine Auf­

lockerung der Fronten zur Folge hatte, sie muß im Gegenteil als entscheidende 

Ursache für ihren rapiden Machtschwund erkannt werden. 

Die Reichstagswahl von 1920 hat die DVP unter der Parole einer „bürgerlichen 

Sammlungsbewegung"55 gewonnen. Stresemann, davon überzeugt, daß „die Logik 

der Ereignisse" das Bürgertum nach rechts zur Verteidigung der „bestehenden 

Gesellschaftsordnung" führen werde56, hatte recht behalten. Bereits im Frühsommer 

49 Prof. Gerland auf dem 2. Parteitag, S. 42. 
50 Prof. Obst (Breslau) auf dem 1. Parteitag, S. 102. 
51 Hugo Preuß, Staat, Recht und Freiheit, Tübingen 1926, S. 429 ff. Der Gedanke der 

„nationalen Demokratie" zieht sich durch sein gesamtes wissenschaftliches und publizistisches 
Werk. 

52 Bezeichnend für die „Klage über die Spaltung in zwei Völker": Die Deutsche Nation 
(Eine Zeitschrift für Politik), Berlin 1919, H. 9 (Sept.), S. 6. 

53 Sitzung des Parteiausschusses am 27. Nov. 1920, Bundesarchiv Koblenz R 45 III/10, 
S. 14: Preuß erfreut über den Verlauf der Debatte, während er anfangs gefürchtet hat te , 
daß die Stimmung für einen Zusammenschluß mit der DVP allgemein sein würde. Vgl. auch: 
Preuß, Um die Reichsverfassung von Weimar, Berlin 1924, S. 17ff. 

54 Brief Payers vom 26. 8. 21 an Wilhelm Cohnstädt: „. . . das schlimmste, was Deutsch­
land passieren kann, ist es, wenn die Verhältnisse sich so gestalten würden, daß das Volk sich 
in 2 Lager spalten würde, deren einem alle bürgerlichen, deren anderem alle Arbeiterparteien 
angehören würden, was ja von beiden Richtungen aus vielfach ernstlich angestrebt wird. Des­
halb darf die Demokratische Partei sich keinesfalls an der Bildung einer sog. bürgerlichen 

Koalition beteiligen." Nachlaß Friedrich Payer, Bundesarchiv Koblenz, Faszikel Nr. 14. 
55 Vgl. Hartenstein, a. a. O., S. 203 ff. 
56 Stresemann, Von der Revolution bis Versailles, a. a. O., S. 59. 
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1919 verlor die DDP, in weiten Kreisen als „halbsozialistische" Schrittmacherin 

der SPD gescholten, einen Teil der Sympathien, die ihr nach der Revolution ent­

gegengebracht worden waren. Gertrud Bäumer hat diesen Vorgang von ihrem 

Standpunkt aus gewiß treffend beschrieben: „Wenn jetzt das Bürgertum sich zum 

Teil der Demokratie entfremdet, so ist das ein Ausdruck dafür, daß die erste 

Erschütterung der Revolution . . . vorüber ist, und daß manche heute denken, sie 

könnten vielleicht die ganze Sache billiger haben, als sie es sich erst gedacht haben. "57 

Die Motive für die Abwanderung der Unzufriedenen in das Lager der „rechtslibe­

ralen" DVP leuchten auf in den Artikeln, die Johannes Fuchs, der ehemalige 

Generalsekretär des nationalliberalen Wahlvereins für Kurhessen, im Sommer 1919 

in den „Deutschen St immen" veröffentlichte58; es sind die gleichen, welche die 

„Demokratische Sezession", eine Berliner Gruppe u m die früheren fortschrittlichen 

Abgeordneten Wiemer und Mugdan59, Ende April 1920 neben der Betonung ihrer 

„nationalen" Gesinnung in den Vordergrund rückte: Die D D P enttäusche da­

durch, daß sie keine bürgerliche Politik treibe60. 

Die Verluste der Partei auf der einen Seite sind aber auch nicht durch einen 

Zuwachs aus dem linken Lager wettgemacht worden, zumal andererseits die aus recht 

heterogenen Elementen zusammengesetzte D D P gegenüber manchem Problem der 

Gesetzgebung keine eindeutige Haltung im Sinne ihrer eigenen Überzeugung hat 

einnehmen können; es ging parteitaktisch doch oft darum, auf die sich der Demo­

kratie entfremdenden Schichten des Mittelstands Rücksicht zu nehmen. Es fiel das 

Wort vom „Eiertanz" der Demokraten61. Nicht erst in der Zeit der Beratungen des 

Betriebsrätegesetzes, bereits im letzten Stadium der Verfassungsverhandlungen 

konnten die Mehrheitssozialisten nicht umhin, ihren Koalitionspartnern die heftig­

sten Vorwürfe im Sinne einer Vertretung reiner Klasseninteressen zu machen. 

Schon in den Debatten über die Schule hat der Unterstaatssekretär Schulz kon­

statiert, daß die meisten Ausschußbeschlüsse in dieser Frage gegen die Stimmen der 

SPD zustande gekommen seien62, und der Abgeordnete Katzenstein wies daraufhin63, 

daß die Sozialisten in den Verhandlungen des zweiten Hauptteils der Verfassung oft 

einer „geschlossenen Phalanx" gegenübergestanden hätten. In der 3. Lesung 

konnte dann die Erregung der Sozialdemokraten nicht mehr zurückgehalten werden, 

als sie in der Abstimmung über Abs. 2 Art. 17 majorisiert, als der Antrag Auer über 

die Enteignung von Mutungsrechten und Privatregalen mit 170:152 Stimmen zu 

Fall gebracht und das Ausnahmegesetz gegen landesherrliche Familien mit 198:141 

57 Am 5. 1. 1920, vgl. Anhang zum 2. Parteitag DDP, a. a. O., S. 227. 
58 Deutsche Stimmen, 1919: Die Zukunft der DDP und die Nationalliberalen, S. 489ff.; 

Offizierkorps und Politik, S. 550ff.; Rechtsdemokraten und DVP, S. 617ff. 
59 Vgl. Hartenstein, a. a. O., S. 200ff. 
60 Sitzungen des Geschäftsführenden Ausschusses der DVP, Bundesarchiv Koblenz, R 45 

II/53, S. 129/130. 
61 Abg. Schiele (DNVP), Heilfron IX, S. 53. 
62 Heilfron, VI, S. 4085. 
63 Heilfron, VII, S. 343. 
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Stimmen gestrichen wurden. Diese letzten Abstimmungen „infolge eines Bürger­

blocks", wie Paul Löbe behauptete64, erweckten innerhalb der SPD die „schwersten 

Bedenken" gegen die Annahme der Reichsverfassung. 

Immer wieder mußten die Idealisten der „nationalen Demokratie" die harte 

Notwendigkeit verspüren, daß eine Partei nicht allein dem Ruf ihrer Leitbilder 

folgen kann, sondern abhängt von den jeweiligen, oft sehr materiellen Interessen 

ihrer Wähler. In einer Zeit, in der nach einem Worte Ruggieros65 der „geschicht­

liche Materialismus, ursprünglich die Lehre einer der streitenden Parteien", „zum 

Sinnbild aller anderen geworden" ist und dem politischen Kampf „Gepräge und 

Richtung" gegeben hat, war der Versuch der DDP, vom Ideellen her eine große, 

alle Klassen und Stände umfassende Partei zu schaffen, zum Untergange verurteilt. 

Als sich die Reichstagsfraktion im Herbst 1920 zu einer Beratung in Ulm zusam­

mensetzte, entwarf Conrad Haußmann eine Art Selbstkritik der DDP 6 6 : „Sie ist 

keine Massenpartei und keine Klassenpartei und keine Wirtschaftspartei" und wird 

„in absehbarer Zeit keine Mehrheit" erzielen. Es bleibe ihr die Aufgabe, „qualita­

t iv" zu „wirken". Auch als kleine Partei sei sie die „Staatspartei", die jede Regie­

rungskoalition in Deutschland erst möglich mache. So wollte auch Moritz Julius 

Bonn ein Jahr danach die „nationale Aufgabe der Demokratie" aufgefaßt wissen67: 

„Eine kleine Partei mit geschlossener Weltanschauung und einheitlicher Politik ist 

auf die Dauer viel einflußreicher als eine größere Partei, die zwar eine selbständige 

Organisation hat, deren Politik aber nur mehr oder minder erfolgreiche Mimikry 

ist." — Mit diesen Worten ist die Tatsache umschrieben, daß der deutsche Links­

liberalismus den Versuch, sich zu einer demokratischen Massenpartei zu bilden, 

aufgeben mußte . 

I I I 

Das Ergebnis bestätigt Schieders68 Antwort auf die Frage nach dem parteipoli­

tischen Scheitern des deutschen Liberalismus, den Hinweis auf die Versäumnisse 

und Verspätungen, die mißglückten Anläufe und steckengebliebenen Ansätze auf 

dem Wege zu einer den Verhältnissen des 20. Jahrhunderts entsprechenden Massen­

partei. Auch im Jahre 1919 gelang weder ein Einbruch in das Proletariat noch die 

Bildung einer großen, das gesamte liberale Bürgertum vertretenden Partei. Nur im 

Hinblick auf die Parteiorganisation glaube ich Schieders Urteil ergänzen zu müssen. 

Die Reform des organisatorischen Aufbaus dürfte energischer und erfolgreicher 

durchgeführt worden sein als bislang angenommen wurde. Sie geht weit über die 

Bestrebungen hinaus, die bereits vor 1914 bei den Nationalliberalen wie beim Links-

64 Heilfron, VII, S. 449. 
65 Guido de Ruggiero, Geschichte des Liberalismus in Europa, München 1930, S. 412. 
66 Nachlaß Haußmann, a. a. O., Nr. 25, „Die Fehler der bürgerlichen Demokratie". 
67 Zeitungsartikel vom 10. 11 . 1921, B. T. (Berliner Tageblatt), vgl. Nachlaß Haußmann 

Nr. 103. 
68 Vgl. die unter Anmerkung 2 angeführte Literatur. 
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liberalismus nachzuweisen sind69. Jedoch sollte man sich vielleicht vor einer Über­

schätzung des Technischen hüten, denn letzten Endes wird die Frage nach der 

Organisation erst dann relevant, wenn Massen existieren, die sich von einer Partei 

angesprochen fühlen und die Bereitschaft zur Organisation mitbringen. Selbst die 

geschicktesten „Trommler" totalitärer Parteien wären ungehört geblieben, wenn 

nicht manche Vorbedingung, die weder etwas mit den Formen der Agitation noch 

der Organisation zu tun hat, erfüllt gewesen wäre. Jedenfalls mögen Versäumnisse 

auf anderen Gebieten für die Geschichte der D D P größere Bedeutung erlangt 

haben. 

Überdies wird das Schicksal einer Partei wie das eines Individuums nicht allein 

durch ihr Versagen und ihre Fehlleistungen bestimmt. Auch in einem an sich 

berechtigten Streben kann mitunter der tiefere Grund für ihre Erfolglosigkeit 

Hegen. 

Unter diesem Aspekt erscheint die Vorstellung der Liberalen vom Verhältnis des 

„Staates" und der „Gesellschaft" als eine der Hauptursachen für den Zusammen­

bruch des liberalen Parteiwesens. Naumanns Meinung, nach der das moderne Ver­

fassungsrecht auf den „Verbandsmenschen" erhöhtes Augenmerk zu richten habe70, 

unterstreicht die Tatsache, daß der erste Vorsitzende der D D P nie ganz in der 

Tradition des deutschen Liberalismus gestanden hat. Für den späteren Liberalismus 

war vielmehr der Wille bezeichnend, das in Berufs- und Interessenverbände zer­

rissene Staatsvolk, die „pluralistische Gesellschaft", deren Existenz durchaus gesehen 

wurde, mit Hilfe politischer Parteien im Raume des Staatlichen wieder zusammen­

zuführen. Von hier aus erklärt sich das — mit wenigen Ausnahmen — geringe Inter­

esse der Liberalen von 1919 an dem Ausbau einer „Wirtschaftsverfassung" und an 

der Idee des wirtschaftlichen Rätesystems. Nach der Lehre des jüngeren Liberalis­

mus sind die Parteien keineswegs damit beauftragt, die einzelnen Gesellschafts-

gruppen i m Parlament zu vertreten. Ältere, dieser Auffassung widersprechende 

Theorien über die Repräsentation hat bereits das einflußreiche Werk Georg Jellineks 

bekämpft71. Und für Hugo Preuß7 2 stellen die Parteien ein Mittel gegen die Atomi-

sierung der Nation durch die Gesellschaft dar; erst die freie, d.h. nicht von Wün­

schen sozialer Gruppen diktierte Selbstorganisation des rechtsgleichen Volkes in 

politischen Parteien mache das Volk handlungsfähig73. Von diesem Standpunkt aus 

erscheint die Ehe von Partei und sozialer Gruppe als eine ganz und gar unerwünschte 

Verbindung, gilt es doch, das Gemeinschaftsbewußtsein, das, wie Gertrud Bäumer 

69 Dargelegt bei Thomas Nipperdey, Die Organisation der deutschen Parteien vor 1918, 
Düsseldorf 1961, zusammenfassend S. 174f. u. 239f. Mit Recht bemerkt Nipperdey, daß die 
veränderte verfassungsmäßige Stellung der Parteien nach 1918 diese Entwicklung gefördert 
hat (S. 396ff.). 

70 Vgl. seine Rede über die Grundrechte: Bericht und Protokolle des Achten Ausschusses 
über den Entwurf einer Verfassung des Deutschen Reiches, Berlin 1920, S. 180. 

71 G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, Neudruck Darmstadt 1959, S. 578 ff. 
72 Recht, Staat und Freiheit, Tübingen 1926, S. 492. 
73 Vgl. H. Preuß, Reich und Länder, Bruchstücke eines Kommentars zur Verfassung des 

Deutschen Reiches, Berlin 1928, S. 266 ff. 
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klagte74, in Deutschland sich nur als Klassenbewußtsein entwickelt habe, auf die 
größere Einheit, die Volksgemeinschaft, zu übertragen. 

Die hier angedeutete Theorie der Partei, die in engem Zusammenhang steht mit 
der Vorstellung der Klassensolidarität, ist natürlich nur für eine gewisse Anzahl 
demokratischer Führer Richtschnur und Maßstab gewesen. Um so verständlicher 
mag es sein, daß dieser eigentliche Wille einer geistigen Elite, von dem jene Theorie 
kündet, gewiß nicht opportun sein konnte in einer Zeit großer Wirtschaftskrisen, 
als der Wähler von seiner Partei vor allem eine tatkräftige Vertretung seiner wirt­
schaftlichen Interessen erwartete. Insofern hegt wohl etwas Wahres in der Behaup­
tung, daß die DDP nicht allein an ihren Versäumnissen, sondern auch an ihren 
höheren Zielen zugrunde ging. 

a Grundlagen demokratischer Politik, Karlsruhe 1928, S. 69. 



HERMANN GIESECKE 

ZUR SCHULPOLITIK DER SOZIALDEMOKRATEN IN PREUSSEN UND IM 
REICH 1918/19 

I n unseren zeitgeschichtlichen Untersuchungen wird der Kultur- und Bildungs­
politik immer noch geringe Bedeutung beigemessen. Dabei haben nicht nur der 
„Kulturkampf" Bismarcks, sondern vor allem die Probleme, die durch seine Bei­
legung nicht gelöst oder nicht einmal getroffen waren, die Gründung der Weimarer 
Demokratie und ihre Stabilisierung erheblich belastet. Der „Kampf um die Schule" 
wurde nach dem ersten Weltkrieg zu einem kaum lösbaren innenpolitischen Pro­
blem, das sich um so mehr mit Emotionen und Ressentiments besetzte, je aus­
sichtsloser die Hoffnung auf eine befriedigende Lösung wurde. Für die Bedeutung 
des Themas kommt hinzu, daß nicht nur die nationalsozialistische Agitation von 
solcher Emotionalisierung profitierte, sondern daß auch das rücksichtslose Vorgehen 
der mitteldeutschen Machthaber in Fragen der „Schulreform" nach 1945 neben 
ideologischen auch historische und biographische Dimensionen aufweist. Sie haben 
eine Zeit erlebt, in der Schulpolitik gegen sie und ihre politischen Vorstellungen 
gemacht wurde. Dies würde vielleicht auch erklären, weshalb sich die Kommuni­
sten am Anfang ihrer „Demokratischen Schulreform" auf eine breitere, keines­
wegs nur kommunistische Loyalität stützen konnten. Auch die aktuellen Diskussio­
nen um die Schulreform in der Bundesrepublik sind von den historischen „Er­
innerungen" der Weimarer Schulkämpfe überschattet, - auch wenn diese zur Zeit 
eher verdrängt als ins kontrollierende Bewußtsein gehoben werden. Es wäre einer 
sachlichen und konstruktiven Erörterung unserer aktuellen Bildungsprobleme 
sicher dienlich, wenn dieser Bereich unserer jüngsten Geschichte, mit dem die 
heutigen Kulturpolitiker fast ausnahmslos biographisch verbunden sind, von der 
Forschung präziser geklärt würde. 

Unsere Darstellung1 behandelt die schulpolitische Tätigkeit der Sozialdemokratie 
in Preußen. Da aber der sogenannte „Sperrparagraph" der Weimarer Verfassung 
für die Schulpolitik der Länder, also auch Preußens, entscheidend wurde, muß sein 
Zustandekommen ebenfalls dargestellt werden. An dieser Stelle können wir dabei 

1 Für diese Darstellung konnte nur gedrucktes Material verwendet werden. Leider sind 
große Teile der publizistischen Literatur jener Jahre verloren. Ein Aktenstudium an den Be­
ständen des ehemaligen preußischen Kultusministeriums, die sich zum großen Teil in der 
SBZ befinden, war ebenso unmöglich wie eine Durchsicht des Materials aus dem Partei­
archiv in Amsterdam oder auch Interviews mit noch lebenden Beteiligten. Schließlich gibt 
auch die sonst so reiche Memoirenliteratur für unseren Gegenstand so gut wie nichts her. 

Die Arbeit von Reinhold Fauth, Der Kampf u m die Schule in der verfassunggebenden 
Preußischen Landesversammlung (1919-1921), phil. Diss. (maschinenschr.), Berlin (Humboldt­
universität) 1948, stützt sich lediglich auf die ohnehin leicht zugänglichen Sitzungsberichte 
der preußischen Landesversammlung. 

Lediglich die sowjetzonale Geschichtsschreibung hat sich näher mi t dem Gegenstand be­
faßt. Das meiste ist politische Auftragsfertigung. Wichtig sind die dabei veröffentlichten 
Quellen. 
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nur auf einige Aktionen des sozialdemokratischen Kultusministeriums in Preußen 

sowie der sozialdemokratischen Fraktionen in der Landesversammlung und in der 

Nationalversammlung eingehen. In Wirklichkeit stand damals die Schulpolitik in 

einem komplizierten Zusammenhang vielfältiger Faktoren. Für die sozialistische 

Schulpolitik im einzelnen waren neben ihren Gegnern und neben dem theoreti­

schen Programm2 unter anderem auch der Deutsche Lehrerverein als größte Ver­

einigung der Volksschullehrer, die sozialistische Lehrerschaft, die sozialistische 

Jugendbewegung, die außenpolitische Pression, die emotionale revolutionäre Welle, 

die Parteispaltung, das „Erlebnis des Schützengrabens" und die Finanzmisere von 

bestimmendem Einfluß. Dieser Faktorenzusammenhang muß im folgenden mit­

bedacht werden, auch wenn wir auf ihn nicht mehr näher eingehen können. 

1. Das Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung unter Haenisch und 

Hoffmann bis Ende 1918 

Nachdem die Berliner Arbeiter- und Soldatenräte auf einer Versammlung im 

Zirkus Busch am 10. November 1918 beschlossen hatten, alle politischen Positionen 

paritätisch mi t Mitgliedern der SPD und USPD zu besetzen, ernannte ihr Vollzugs­

rat den Mehrheitssozialisten Konrad Haenisch und den Unabhängigen Adolf Hoff­

mann zu Leitern des preußischen Kultusministeriums, das am 25. November auf 

Vorschlag von Hoffmann in „Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks­

bildung" umbenannt wurde. Die Berufung Hoffmanns, Leiter der freireligiösen 

Gemeinde von Berlin und wegen seiner Schrift „Die zehn Gebote und die be­

sitzende Klasse" als der „Zehn-Gebote Hoffmann" bekannt, „rief heftige Proteste 

von selten der Geistlichkeit und der akademisch gebildeten Lehrerschaft hervor"3. 

Beide waren Mitglieder des preußischen Abgeordnetenhauses, wo schon der Ge­

gensatz zwischen dem heftig im Berliner Dialekt polemisierenden Hoffmann zum 

gemäßigten, national gesinnten Haenisch offenbar wurde. 

In dem Aufruf „An das preußische Volk", in dem die neue Regierung ihr Pro­

gramm vorlegte, befindet sich auch eine Direktive für die Arbeit des Kultusmini­

steriums : 

„Ausbau aller Bildungsinstitute, insbesondere der Volksschule, Schaffung der 

Einheitsschule, Befreiung der Schule von aller kirchlichen Bevormundung, 

Trennung von Staat und Kirche."4 

Um ein Gegengewicht gegen die im Sinne der neuen Regierung unzuverlässige 

Beamtenschaft zu schaffen, beriefen beide Minister je einen Beirat nach eigener 

Wahl. Haenischs Entscheidung fiel auf den nationalliberalen Oberlehrer Blanken-

burg und den Schulreformer Gustav Wyneken, Hoffmann bat den unabhängigen 

2 Vgl. Protokoll über die Verhandlungen des Parteitags der SPD, abgehalten zu Mannheim, 
vom 23.-29. Sept. 1906, Berlin 1906; und Heinrich Schulz, Die Schulreform der Sozialdemo­
kratie, Dresden 1911. 

3 Eduard Bernstein, Die deutsche Revolution, Berlin 1921, S. 51 . 
4 Zit. nach Johannes Tews, Sozialdemokratie und öffentliches Bildungswesen, Langensalza, 

1921, S. 78. 
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Sozialisten Dr. Baege, den späteren Herausgeber der „Neuen Erziehung", und 

die Kommunistin Käthe Duncker, die aber nach Rücksprache mit ihrer Partei auf 

die Berufung verzichtete. Statt ihrer zog Hoffmann Fräulein Winkelmann hinzu. 

Beide aber unterstützten die radikale Haltung Hoffmanns nicht, wie er gehofft 

hatte. Die beiden Minister und die Beiräte sollten rechtskräftig beschließen, was 

„im Namen der Revolution" Gesetzeskraft erhalten sollte5. 

Bereits am 15. November unterzeichnete Hoffmann eine Verordnung über den 

Geschichtsunterricht, die Reinigung der Schulbibliotheken, die Unterbindung 

„konterrevolutionärer Propaganda" und die Befreiung Andersdenkender vom 

Religionsunterricht6. Am 27. November hob er die geistliche Ortsschulaufsicht in 

Preußen auf und ersetzte sie durch Kreisschulinspektionen7. Zwei Tage später, 

am 29. November, folgte die von Wyneken entworfene8 und von Haenisch unter­

zeichnete Verordnung über den Religionsunterricht an der Schule, die zu einer 

der umstrittensten der folgenden Monate werden sollte. Nach einer weitschweifigen 

Begründung, die im wesentlichen die sozialdemokratische Darstellung des Verhält­

nisses von Religion und Schule enthält und die Absicht ausspricht, keinerlei Unter­

drückung der religiösen Gefühle, sondern nur Gewissensfreiheit für alle Teile des 

Volkes in die Wege zu leiten, wird im einzelnen festgelegt: 

„1. Das Schulgebet vor und nach dem Unterricht wird, wo es bisher noch üblich 
war, aufgehoben. 

2. Eine Verpflichtung der Schüler seitens der Schule zum Besuch von Gottes­
diensten oder anderen religiösen Veranstaltungen ist unzulässig. 

3. Religionslehre ist kein Prüfungsfach. 
4. Kein Lehrer ist zur Erteilung von Religionsunterricht oder zu irgendwelchen 

kirchlichen Verrichtungen verpflichtet, auch nicht zur Beaufsichtigung der Kinder 
im Gottesdienst. 

5. Kein Schüler ist zum Besuch des Religionsunterrichtes gezwungen. 
6. Es ist unzulässig, im Religionsunterricht der Schule häusliche Schularbeiten, 

insbesondere das Auswendiglernen von Katechismusstücken, Bibelsprüchen, Ge­
schichten und Kirchenliedern aufzugeben."9 

Diese Verordnung drückt noch nichts spezifisch Sozialistisches aus, vielmehr 

handelt es sich hierbei u m Forderungen aus den Reihen der bürgerlich-demokratisch 

orientierten Volksschullehrerschaft, die vor dem Kriege schon erhoben worden 

sind und sich in zahlreichen Verlautbarungen insbesondere des Deutschen Lehrer­

vereins finden10. 

5 Adolf Hoffmann, Unter den Linden 4, in: Die Revolution, Unabhängiges sozialdemokrati­
sches Jahrbuch zur Politik und proletarischen Kultur des Jahres 1920, Berlin 1920, S. 180 f. 

6 Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen, Jg. 1918, S. 708/709. 
7 Gesetze und Verordnungen der sozialistischen Republik, o. O. o. J., S. 4, zit. nach: 

G. Hohendorf, Die Schulpolitik der deutschen Arbeiterklasse in der Novemberrevolution 1918, 
in: Pädagogik 13 (1958), S. 776-806, Berlin (Ost) 1958. 

8 Vgl.: Sitzungsberichte der verfassunggebenden preußischen Landesversammlung, Ta­
gung 1919/1921, VI, Sp. 7249. 

9 Zentralblatt . . . 1918, S. 708/709; Hervorhebungen im Text, 
10 Vgl. dazu die Schulforderungen des Deutschen Lehrervereins aus dem Jahre 1919, ab-
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Dennoch setzten gegen diese Verordnungen vom 27. und 29. November stür­

mische Proteste vor allem der Katholischen Kirche und der ihr nahestehenden 

Kreise ein. Sie bekamen ihre außenpolitische Note dadurch, daß sich die links­

rheinischen Loslösungsbestrebungen ihrer bemächtigten und mit der Losung 

„Euer Glaube ist in Gefahr" die Bevölkerung für ihre Bestrebungen zu gewinnen 

suchten11. 

Am 20. Dezember erließen die katholischen preußischen Bischöfe einen Hirten­

brief, der sich scharf sowohl gegen die Bestrebungen zur Trennung von Kirche 

und Staat wie gegen die obigen Verordnungen wandte12. Haenisch setzte unter dem 

Druck dieser Proteste die Verordnung vom 29. November am 20. Dezember wieder 

außer Kraft, mit dem Hinweis, die Regelung dieser strittigen Frage der preußischen 

Nationalversammlung vorzubehalten13. Zurückgenommen wurde auch die Ver­

ordnung vom 27. November über die Aufhebung der geistlichen Ortschulaufsicht. 

Nachdem der preußische Episkopat gegen sie mi t der Begründung protestiert hatte, 

Hoffmann habe sie ohne Zustimmung des preußischen Staatsministeriums publi­

ziert, hob Haenisch sie am 15. 2. 1919 wieder auf14. 

Ende Dezember 1918 trennte sich Haenisch von Wyneken, weil, wie er ein Jahr 

später sich verteidigte, Wyneken zwar ein hervorragender Pädagoge sei, aber als 

typischer „Einzelgänger" nicht zu einer Zusammenarbeit mit den übrigen Mit­

arbeitern des Ministeriums gelangt sei. Die Zusammenarbeit sei vor allem auch 

daran gescheitert, daß Wyneken mi t Hoffmann zusammen die wichtigsten Ver­

ordnungen vor Zusammentritt der preußischen Nationalversammlung durchsetzen 

wollte15. Anfang Januar 1919 trat Hoffmann zusammen mit den übrigen „Doppel­

gedruckt in: Quellen zur Geschichte der Erziehung, hrsg. von Karl Heinz Günther u. a., 

Berlin (Ost) 1959, S. 282ff. 

Die auf dem Parteitag von 1906 entwickelten Schulforderungen der Sozialdemokratie 
unterschieden sich wohl hinsichtlich der theoretischen Begründung, kaum aber hinsichtlich 
der praktischen Folgerungen von denen bürgerlich-demokratischer Gruppen wie des Deut­
schen Lehrervereins. Die sozialistischen Forderungen nach Weltlichkeit, Unentgeltlichkeit 
und Einheitlichkeit des Schulwesens stimmten mit den Forderungen des Deutschen Lehrer­
vereins überein. Wie in anderen Bereichen der Innenpolitik, so galt es auch in der Kultur­
politik, längst überfällige Reformen der „bürgerlichen" Revolution nachzuholen, bevor man 
an die Verwirklichung spezifisch sozialistischer Forderungen denken konnte. 

11Über die Loslösungsbestrebungen mit dem Ziele der Errichtung einer Rheinischen 
Republik vgl. auch die Verhandlungen in der Landesversammlung vom 21 . , 22. und 24. März 
1919. Das Zentrum hat in seinen offiziellen Erklärungen vor der Presse und im Parlament 
stets eine Mitbeteiligung an diesen Bestrebungen geleugnet und entgegengesetzte Behaup­
tungen mit dem Hinweis zu entkräften versucht, bei den Loslösungsbestrebungen hätten 
konfessionelle Gesichtspunkte keine oder nur eine untergeordnete Rolle gespielt. Gegen­
gründe führt Fauth, a. a. O., S. 11 Anm. und S. 67 Anm. an. 

12 Der Wortlaut ist abgedruckt bei : J. Hacks, Die preußischen Bischöfe und die Sozial­
demokratie, Breslau 1919. 

13 Zentralblatt 1918, S. 722. 
14 Ebenda, S. 362. 
15 Vgl. dazu die Rede Haenischs in der Landesversammlung am 4. 12. 1919; Sitzungs­

berichte . . . VI, Sp. 7249 ff. 
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ministern" der Unabhängigen zurück, nachdem das Zentrum unter Beteiligung 

der Demokraten am Neujahrstag 1919 Protestdemonstrationen gegen ihn veran­

staltet hatte. Mit seinem Rücktritt war die erste Phase des sozialistischen Kultus­

ministeriums in Preußen beendet. 

Die Koalition Haenisch-Hoffmann ist keineswegs aus Gründen der verschiedenen 

Zielsetzung, sondern an unüberbrückbaren taktischen Meinungsverschiedenheiten 

gescheitert. Hoffmann wollte die schwierige Frage der Trennung von Staat und 

Kirche und die anstehenden Fragen der Schulreform vor Zusammentritt der Lan­

desversammlung lösen. Für ihn war der Arbeiter- und Soldatenrat die legitime 

politische Macht, der er sich verantwortlich fühlte. Haenisch glaubte im Gegensatz 

zu Hoffmann nicht, daß diese schwierigen Fragen mit einem Federstrich zu lösen 

seien, und gab seine Zustimmung zu den beiden „Novembererlassen" nu r wider­

willig, u m zu verhindern, daß im Streitfalle der linksradikale Vollzugsrat ent­

schied16. 

Es hatte sich in diesen Wochen gezeigt, daß das Zentrum, das sich vorübergehend 

„Christliche Volkspartei" nannte, der einzige ernsthafte schulpolitische Gegner 

auf parlamentarischer Ebene sein würde. Nachdrücklich unterstützt wurde es vom 

katholischen Episkopat, der in dem schon angeführten Hirtenschreiben der so­

zialistischen und demokratischen Forderung nach weltanschaulicher Gleichberech­

tigung die Absicht einer Vernichtung von Kirche und Religion unterstellte und 

von einer Trennung von Staat und Kirche „unermeßliches sittliches Chaos" und 

das Ende jeder staatlichen Ordnung schlechthin erwartete17. 

Der Versuch, die Herrschaft der Kirchen über die Schulen nach der Revolution 

handstreichartig zu beseitigen, war also gescheitert und die Lösung dieser Fragen 

der preußischen Landesversammlung überantwortet. 

2. Der Kampf um die Schulaufsichtsgesetze mit dem Zentrum in der Landes­

versammlung 

Die Wahl zur Landesversammlung, die durch Hoffmanns Radikalismus nicht 

unwesentlich zu Ungunsten der sozialistischen Parteien beeinflußt worden sein 

16 Wenige Tage nach der Übernahme des Kultusministeriums hatte Hoffmann dessen Pro­
gramm in der „Freiheit", dem Blatt der Unabhängigen, veröffentlicht. (Abgedruckt bei 
J. Tews, a. a. O., S. 79 f.) Es stimmte sowohl mit den Grundsätzen des Mannheimer Partei­
tags wie mi t den Forderungen der bürgerlich-demokratischen Schulreformer überein. Auch 
die Radikalität Hoffmanns, die der Schulpolitik schadete, kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß es sich letztlich u m eine demokratische Schulpolitik handelte, nicht um eine sozialisti­
sche, wie sie nach dem zweiten Weltkrieg von der SED entwickelt wurde. Demnach kann das 
Scheitern der Schulpolitik der Sozialdemokratie einem Scheitern der demokratischen Bil­
dungsbestrebungen gleichgesetzt werden. 

Um den Austritt Hoffmanns entspann sich zwischen ihm und Haenisch eine Pressepolemik, 
die aber keine Klärung brachte: Hoffmann in der „Freiheit" und „Republik" am 3. 1. 1919, 
Haenisch in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung" ebenfalls vom 3. 1. 1919. Hoffmann ant­
wortete noch einmal in der „Republik" vom 7. 1. 1919; die Kontroverse ist abgedruckt im 
Philologenblatt 1919, S. 34 ff. 

17 Vgl. den Abdruck bei Hacks, Die preußischen Bischöfe . . . S. 11 f. 
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dürfte, hatte den Sozialdemokraten 145 und den Demokraten 65 Sitze gebracht, was 

gegenüber einer Gesamtzahl von 401 die Mehrheit von 210 Abgeordneten bedeutete. 

Welche Gründe veranlaßten die sozialdemokratische Fraktion dennoch, die Koalition 

mit dem Zentrum zu suchen?18. Für die Koalition im Reich war die Begründung ein­

leuchtend, daß für die bevorstehenden außenpolitischen Entscheidungen (Friedens­

vertrag) eine möglichst breite parlamentarische Basis gefunden werden müsse. 

In diesem Zusammenhang konnte es zweckmäßig erscheinen, auch i m größten 

Bundesland mit derselben politischen Breite zu arbeiten. Darüber hinaus wollten 

sich die Sozialdemokraten offensichtlich im Hinblick auf spätere Wahlen die Mit­

arbeit des Zentrums an einer gemeinsamen Regierungsarbeit sichern, wenn sie 

ohne allzu schwere Opfer zu erlangen war. Der entscheidende Grund aber für die 

Hereinnahme des Zentrums lag in den bedrohlichen Separationsbestrebungen in 

Schlesien und im Rheinland, mi t denen sich das Zentrum nie offiziell identifizierte, 

die es aber immer wieder geschickt ins Spiel brachte, wobei es noch den Sozial­

demokraten die Schuld zuzuspielen wußte19. Der von der Mehrheitsfrage her ge­

sehen unnötige Eintritt des Zentrums in die Regierung Preußens ist eine der 

folgenschwersten kulturpolitischen Entscheidungen des Jahres 1919 gewesen. De­

mokraten und Sozialdemokraten hätten ohne das Zentrum mit ihrer Stimmenmehr­

heit sicherlich in diesem Jahr in der Landesversammlung die wichtigsten Schul­

reformgesetze durchgebracht. Am 25. März stellte sich die erste parlamentarische 

Regierung Preußens der Landesversammlung vor. Sie setzte sich aus 5 Sozialdemo­

kraten und je 2 Mitgliedern des Zentrums und der Demokraten zusammen. Haenisch 

blieb weiterhin im Amt, ihm wurden allerdings vom Zentrum der Prälat Rudolf 

Wildermann und von den Demokraten Professor Troeltsch als parlamentarische 

Staatssekretäre an die Seite gestellt. I m Regierungsprogramm nimmt der kultur­

politische Teil einen breiten Raum ein20. Es handelte sich u m eine geschlossene 

Konzeption der Demokraten und Sozialisten, in die das Zentrum nicht eine einzige 

seiner Forderungen einbauen konnte. Daß es sich trotzdem in die Regierung begab, 

zeigt, wie schwach seine Position in Wirklichkeit war. Demokraten und Sozialdemo­

kraten setzten mit diesem Programm zum Generalangriff auf die kirchlichen Posi­

tionen in der Schule an. Für das Zentrum ging es dabei nicht nur u m eine 

grundsätzliche Frage seines weltanschaulich unterbauten Programms, für das der 

Anspruch der Kirche auf die Schule einfach konstitutiv war, sondern auch u m eine 

Frage seiner Existenz als politischer Partei überhaupt, denn abgesehen von dem 

Festhalten an seinen kulturpolitischen Grundsätzen wies sein Programm gegenüber 

den anderen Parteien wenig Originalität auf. Die Partei war klug genug, die 

Wichtigkeit einer Beteiligung von Anfang an, wenn auch zunächst u m jeden denk­

baren Preis, klar zu erkennen und für die Zukunft auf ihre parlamentarische Taktik 

zu vertrauen. 

18 Haenisch selbst hat sich offenbar für diese Koalition besonders eingesetzt. Vgl. „Berliner 
Tageblatt" vom 16. 7. 1919, zit. Philologenblatt 1919, S. 402. 

19 Siehe Anm. 11. 
20 Sitzungsberichte der . . . Landesversammlung, I, Sp. 63 f. 
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Von den schulpolitischen Auseinandersetzungen in der Landesversammlung 

seien im folgenden die Kämpfe u m die beiden Gesetze zur Aufhebung der geist­

lichen Schulaufsicht und zur Änderung der Zusammensetzung der Schuldeputation 

herausgegriffen, weil das erste den größten kulturpolitischen Tr iumph der Sozial­

demokratie und das zweite ihre endgültige Niederlage kennzeichnet. 

Das Schulaufsichtsgesetz vom 11. März 1872 bestimmte: 

1. Die Aufsicht über alle öffentlichen und Privatunterrichtserziehungsanstalten 

obliegt dem Staate. Demgemäß handeln alle mit dieser Aufsicht betreuten Be­

hörden und Beamten im Auftrage des Staates. 

2. Die Ernennung der Lokal- und Kreisschulinspektoren gebührt dem Staate 

allein. Der vom Staat erteilte Auftrag ist jederzeit widerruflich. 

Auch nach diesem Gesetz, dessen Annahme das Zentrum mit Leidenschaft 

bekämpft hatte, lag die Schulaufsicht, vor allem auf dem Lande, weiterhin prak­

tisch in der Hand der Kirchen, aber die Geistlichen waren nun nicht mehr ex lege, 

sondern nu r noch ex conventione Aufsichtsbeamte. 

Die Frage der geistlichen Schulaufsicht wurde in der Landesversammlung von 

einer Seite auf die Tagesordnung gesetzt, von der man es am wenigsten vermutet 

hät te : von den Deutschnationalen. Am 11. April 1919 verhandelte die Versamm­

lung über ihren Antrag, „die Regierung zu ersuchen, baldigst die geistliche Schul­

aufsicht in der Volksschule aufzuheben"21. Die in dieser Partei vor allem behei­

mateten protestantisch-agrarkonservativen Kreise hatten bisher die Aufsicht der 

Geistlichen über die Schule in dem Maße als selbstverständlich angesehen, wie der 

protestantische Geistliche sich selbst als Staatsbeamter fühlte. Das Festhalten beider 

Kirchen an der Schulaufsicht hatte für jede von ihnen historisch wie dogmatisch 

völlig verschiedene Gründe. Als die Revolution die Trennung von preußischer 

Staatsgewalt und Kirche auf die Tagesordnung gesetzt hatte, sahen die Konserva­

tiven keine Ursache mehr, an einer Einrichtung festzuhalten, die nach ihrer 

Ansicht doch nicht mehr zu halten war. So ergriffen sie in dieser Frage die 

Initiative, u m sich dadurch die Volksschullehrerverbände gewogen zu machen. 

In der ihrem Antrag folgenden Diskussion teilte der Kultusminister mit, daß in 

seinem Ministerium ein Gesetzentwurf ausgearbeitet werde, der die Ortsschul­

aufsicht generell aufheben und an ihre Stelle die Kreisschulaufsicht durch Fach­

leute setzen solle. 

Am 23. und 27. Mai fand die erste Lesung dieses Gesetzentwurfes im Plenum 

der Landesversammlung statt. Er lautete: 

„Für den Umfang des Staatsgebietes wird verordnet: 
§ 1: Das Amt des Lokalschulinspektors wird aufgegeben. Mit dem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes erlischt die Amtsbefugnis der bisherigen Lokalschulinspektoren. 
§ 2 : Die Schulaufsichtsbehörden sind befugt, die bisher den Lokalschulinspekto­

ren obliegenden Geschäfte, soweit sie nicht wegfallen können, und die mit dem 
Amte als Lokalschulinspektor nach gesetzlicher Vorschrift oder durch Verwaltungs-

21 Drucksache Nr. 11 . 
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anordnung allgemein oder im einzelnen Falle verbundenen Geschäfte anderweitig 
auf Behörden oder einzelne Fachleute zu übertragen. 

§ 3 : Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1919 in Kraft."22 

Das Zentrum hatte sich schon in der vorausgehenden Diskussion über den 

Antrag der Deutschnationalen zur Zustimmung bereit erklärt, wenn der Einfluß 

der Kirche auf die Schule anderweitig sichergestellt werde. Daran dachten selbst­

verständlich weder die Sozialisten noch die Demokraten. 

Am 27. Mai wurde der Entwurf dem erweiterten Unterrichtsausschuß überwie­

sen, wo er am 3. und 9. Juli beraten wurde23. Hier setzte der Sprecher des Zentrums 

auseinander, wie er sich die Sicherstellung des kirchlichen Einflusses auf die Schule 

denke. Der Ausschußantrag des Zentrums forderte die Bildung von Schulbeiräten 

aus Vertretern der Eltern, der Lehrer, der Gemeindebehörden und der Religions-

gesellschaften ; bis zum Erlaß eines entsprechenden Gesetzes sollten die kirchlichen 

Behörden das Recht haben, den Kreis- und Bezirksschulbehörden Vertrauensmänner 

zu benennen, die in allen Fragen der sittlichen und religiösen Erziehung ihrer 

Angehörigen gehört werden müßten ; schließlich sollten die den Religionsunter­

richt erteilenden Geistlichen als Mitglieder des Lehrkörpers der Schule gelten und 

als solche Sitz und Stimme in der Systemkonferenz haben. — Diesen Antrag lehnte 

der Ausschuß ab. In der Abstimmung stimmte das Haus - also auch das Zentrum -

einstimmig für den § 1 des Gesetzentwurfes, die übrigen Paragraphen wurden mit 

Mehrheit angenommen. Das Zentrum war klug genug, sich nicht durch Ablehnung 

der gesamten Vorlage die unnötige Feindschaft der sehr mächtigen und einfluß­

reichen Lehrerverbände zuzuziehen, zumal sie in jedem Falle angenommen worden 

wäre. Es brachte aber bei der zweiten Lesung seine Ausschußanträge noch einmal 

vor dem Plenum erfolglos ein, so daß der Entwurf am 18. Juli in dritter Lesung 

von allen Parteien gegen die Stimmen des Zentrums angenommen wurde. Diese 

Isolierung des Zentrums stellte den Höhepunkt der sozialistischen Schulpolitik 

in Preußen dar24. 

Nach Überwindung zahlreicher Schwierigkeiten, die vor allem das Zentrum 

einer allgemeinen gesetzlichen Regelung in Preußen bereitete, war am 28. Juli 

1906 das „Gesetz betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen"25 

zustande gekommen, das den ständigen Kämpfen der letzten Jahrzehnte zwischen 

Staat und Kirche u m die Volksschule für einige Zeit ein Ende setzte. Dieses Gesetz 

hatte es in erster Linie mit der Regelung der Volksschullasten zu tun, darüber 

hinaus aber enthielt es Bestimmungen über die konfessionellen Verhältnisse (§§ 33 

bis 42) und die Verwaltung der Volksschulangelegenheiten (§§ 43-57). Der Streit 

22 Drucksache Nr. 248. 
23 Drucksache Nr. 618. 
24 Der Schlag wurde vom Zentrum als so schwer empfunden, daß es einen Austritt aus der 

Koalition erwog. Siehe Rede von Dr. Heß auf dem Parteitag des rheinischen Zentrums in 
Köln am 16. Sept. 1919. Vgl. Fauth, S. 45, Anm. 

25 Deutsche Schulgesetzgebung, Kleine pädagogische Texte H. 19, Hrsg. von Elisabeth 
Blochmann u. a., Langensalza—Berlin—Leipzig o. J., S. 137. 
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u m den konfessionellen Charakter der Volksschule war in diesem Gesetz im wesent­

lichen zugunsten der Konfessionsschule entschieden worden (§§ 33, Abs. 1), daneben 

hatte aber auch die Simultanschule die gesetzliche Anerkennung erlangt (§ 36). Da 

die Volksschule durch dieses Gesetz „kommunalisiert" wurde, spielten seine Bestim­

mungen über die Schuldeputationen (in Stadtgemeinden) und Schulvorstände (in 

Landgemeinden) eine große Rolle, da diese Körperschaften weitgehende Kompe­

tenzen hatten26. Sie setzten sich zusammen aus Mitgliedern des Gemeindevorstandes 

und der Stadtverordnetenversammlung, Vertretern der Eltern und Lehrer und 

schließlich dem Ortsgeistlichen, der im Regelfalle zugleich der Vorsitzende des 

Schulvorstandes war. Der Ortsgeistliche war als Vertreter seiner Kirche von Amts 

wegen Mitglied dieser Behörde, die übrigen Mitglieder wurden ernannt bzw. ge­

wählt27. Es ist klar, daß diese Position der Geistlichen der Kirche einen starken 

Einfluß auf die unmittelbare Schulwirklichkeit ermöglichte, wovon vor allem die 

Lehrer betroffen wurden. 

Noch bevor der Gesetzentwurf, der die geistliche Schulaufsicht beseitigen sollte, 

alle parlamentarischen Instanzen passiert hatte und endgültig angenommen war, 

hatte der Kultusminister am 3. Juli 1919 der Landesversammlung den „Entwurf 

eines Gesetzes betreffend die Abänderung der Zusammensetzung der Schuldeputa­

tionen, Schulvorstände und Schulkommissionen" vorgelegt28. Seine Kernbestim­

mung war, daß der Geistliche in Zukunft nicht mehr von Amts wegen, sondern 

ebenfalls nur als gewähltes Mitglied dem Gremium angehören dürfe. „Nachdem 

die Geistlichen das passive Wahlrecht zu kommunalen Ämtern erlangt haben", so 

heißt es in der Vorlage, „kann die Vorschrift entbehrt werden, nach der sie von 

Amts wegen dem Schulvorstande angehören. "29 

Die Tatsache, daß diese Vorlage noch vor der Verabschiedung der oben genannten 

Gesetzesvorlage über die Schulaufsicht, die den erbitterten Widerstand des Zentrums 

hervorgerufen hatte, und in den Tagen der Unterzeichnung des Friedensvertrages 

eingebracht wurde, mag als Beweis dafür gelten, daß Haenisch fest entschlossen war, 

die starke Position der Sozialdemokratie in der Landesversammlung auszunutzen, 

u m die bedeutsamsten schulpolitischen Forderungen seiner Partei auf gesetzgebe­

rischem Wege durchzusetzen. Die erste Lesung fand am 9. Juli vor dem Plenum 

statt. Einleitend teilte der Vertreter der Unterrichtsverwaltung mit, daß seinem 

Chef an der Verabschiedung der Vorlage „außerordentlich viel" Hege; die Staats-

regierung habe die Absicht, noch eine ganze Reihe anderer Bestimmungen des alten 

Volksschulunterhaltungsgesetzes abzuändern; die Bestimmungen des vorliegenden 

26 Vgl. die §§ 43 und 46; ihr Wirkungskreis erstreckte sich auf die Verwaltung aller Schul­
angelegenheiten mit Ausnahme der Feststellung des Schulhaushaltes, außerdem waren sie an 
der Schulaufsicht beteiligt. 

27 Vgl. F. A. Kleinsorg, Das Schulwesen in Preußen, Mönchen-Gladbach 1927, S. 22 f. 
und Egon v. Bremen, Das Schulunterhaltungsgesetz vom 28. Juli 1906, Stuttgart 1908, S. 115 f. 

28 Die Schulkommissionen waren Unterorgane der Schuldeputationen, die von diesen einge­
setzt werden konnten, wenn es aus Gründen der Arbeitsentlastung zweckmäßig erschien; 
vgl. Kleinsorg, a. a. 0., S. 23. 

29 Drucksache Nr. 537. 
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Entwurfs erschienen ihr aber so wichtig, daß sie es für notwendig gehalten habe, 

sie der Landesversammlung vorweg zur Beschlußfassung vorzulegen30. 

Das Zentrum bezog sich auf eine formulierte Erklärung, die seine Fraktion 

wenige Tage vorher, am 3. Juli, bei der Beratung der Vorlage betreffend die Auf­

hebung der geistlichen Schulaufsicht abgegeben hatte. In ihr war, wiederum mit 

dem Hinweis auf die gefährdeten Grenzgebiete, die Erwartung ausgesprochen 

worden, daß die Sozialdemokratie den schulpolitischen Forderungen des Zentrums 

entgegenkommen werde. Der Gesetzentwurf werfe einen großen Zündstoff in 

weiteste Kreise der gläubigen Volksmassen hinein und bedeute zweifellos eine Ver­

gewaltigung der katholischen Minderheit. Da die Deutschnationalen und die 

Deutsche Volkspartei die Bestimmungen der Vorlage, die sich auf die Mitglied­

schaft der Geistlichen bezogen, ablehnten, war die Erklärung der Demokraten, 

ihre Fraktion behalte sich die Entscheidung über diese Frage vor, u m so bedeut­

samer. Dennoch mußte die Annahme auch dieses Gesetzes als gesichert erschei­

nen, als dem Zentrum eine unerwartete Hilfe kam. Am 14. August trat die Reichs-

verfassung in Kraft. Nun behauptete es, die Bestimmung des Gesetzentwurfs über 

die Stellung der Geistlichen in der Schuldeputation stehe im Widerspruch zum 

„Sperrparagraphen" 174 der Reichsverfassung. Das Zentrum forderte ein Rechts-

gutachten des Reiches an. Das von den Reichsministern des Innern und der Justiz, 

Koch und Schiffer, erstattete Gutachten31 gab dem Zentrum recht. Ein Gegengut­

achten32 des preußischen Kultusministeriums fand nicht die Zustimmung der 

Reichsstellen. Damit war, kaum daß die Reichsverfassung verabschiedet war, zum 

ersten Mal die hemmende Wirkung des Sperrparagraphen für die Landesgesetz­

gebung deutlich geworden, der in der Folge, als das erhoffte Reichsgesetz nicht zu­

stande kam, das verfassungsmäßige Instrument wurde, mit dem langsam aber sicher 

die Schulpolitik wieder in die Hände der bürgerlichen Parteien glitt. Haenisch 

hat nach der zweiten Lesung seinen Rücktritt erwogen33. 

3. Die Bedeutung des Weimarer Schulkompromisses für die preußische Schul­

politik 

Die Novemberrevolution hatte für die Frage der reichsgesetzlichen Regelung 

des Schulwesens eine neue politische Situation geschaffen. Während vor dem Kriege 

den Rechtsparteien und dem Zentrum im Zeichen des Dreiklassenwahlrechts in 

Preußen die Erhaltung der bestehenden Schulverhältnisse so lange gesichert er-

30 Sitzungsberichte der . . . Landesversammlung III, Sp. 3208. 
31 Drucksache Nr. 2939, Anlage A. 
32 Drucksache Nr. 2939, Anlage B. 
33 Mitgeteilt bei Fauth, a. a. O., S. 79, Anm., der diese Behauptung allerdings nicht be­

legt. Sie stimmt aber mit einer Mitteilung des „Berliner Tageblatts" vom 16. 7. 1919 über­
ein. Demnach sah Haenisch nach dem Kompromiß der zweiten Lesung „keinerlei Möglich­
keit, in Preußen künftig noch eine ersprießliche Schul- und Kirchenpolitik zu treiben". Des­
halb habe er den Vorsitzenden der sozialdemokratischen Fraktion der Preußischen Landes­
versammlung für den Fall des Bestehenbleibens des Kompromisses um Entbindung von seinem 
Amt gebeten. Mitgeteilt im Philologenblatt 1919, S. 402. 
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scheinen konnte, wie die Schulfrage Sache der Länder blieb, mußte die Sozial­

demokratie aus demselben Grunde bestrebt sein, die Entscheidung über Schul­

fragen dem Reich zuzuweisen, weil dort das gleiche Wahlrecht galt. Die wichtige 

Schulfrage sollte „aus den Dunkelkammern der einzelstaatlichen Parlamente, be­

sonders aus der preußischen Hochburg des Junker- und Pfaffentums, in das hellere 

Licht und die freie Atmosphäre des Reichstages" gehoben werden34. So war die 

sozialistische Forderung nach reichsgesetzlicher Regelung des Schulwesens sowohl 

eine prinzipielle - sie folgte aus der Konzeption der Einheitlichkeit - wie eine tak­

tische. Nach der Revolution zeigte sich, daß gerade die Länder sich zu radikalen 

schulpolitischen Maßnahmen entschlossen, so daß die Konservativen sich vor die 

Frage gestellt sahen, ob sie den Kampf dagegen in den Ländern oder im Reich 

aufnehmen sollten, während die Sozialdemokratie ihren alten Wunsch nach reichs­

gesetzlicher Regelung durchsetzen zu können glaubte. 

Wir können hier die hartnäckigen Auseinandersetzungen zwischen den drei 

Koalitionsparteien im Verfassungsausschuß der Nationalversammlung bis zur er­

sten Lesung im Plenum übergehen. Die zunächst einheitliche Konzeption der 

Sozialdemokraten und Demokraten zerbrach, als die Sozialisten die Entfernung des 

Religionsunterrichts aus der Schule, also die weltliche Schule, forderten, während 

die Demokraten bei dem ursprünglichen Entwurf blieben, der diese Frage der 

Gesetzgebung überließ35. Sie wollten diese Frage überhaupt nicht in der Verfassung 

verankern. Diesen Zwiespalt griff das Zentrum geschickt auf und kam dadurch 

Stück für Stück seinem Ziel näher36. Dennoch war es noch weit davon entfernt, 

denn in der endgültigen Formulierung des Verfassungsausschusses zur ersten Lesung 

hieß es: „Ob und inwieweit bei der Gliederung der Volksschule Kinder des gleichen 

Bekenntnisses auf Antrag der Erziehungsberechtigten vereinigt werden können, 

bestimmt die Gesetzgebung".37 

So weit waren die Verhandlungen gediehen, als die Nationalversammlung vor 

die Aufgabe gestellt wurde, den Versailler Vertrag anzunehmen oder zurückzu­

weisen. Nachdem sie sich mit Mehrheit für seine Unterzeichnung ausgesprochen 

hatte, traten die Demokraten aus der Regierung aus. Das Zentrum, das seine Chance 

sah, war zur weiteren Mitarbeit in der Regierung bereit, wenn eine Einigung mit 

den Sozialdemokraten hinsichtlich der Schulparagraphen der Verfassung erreicht 

werde. Unmittelbar nach dem Austritt der Demokraten aus der Regierung erschien 

beim Reichspräsidenten Ebert eine Zentrumsabordnung, die in diesem Sinne ihre 

Mitarbeit anbot, worauf Ebert Heinrich Schulz, der dem Verfassungsausschuß 

nicht angehörte, u m die Leitung der Besprechungen auf sozialdemokratischer 

Seite bat38. An diesen inoffiziellen Besprechungen vor der zweiten Lesung 
34 Protokoll . . . Parteitag 1906, S. 344. 
35 Der gemeinsame Entwurf der Sozialdemokraten und Demokraten ist abgedruckt bei 

H. Rosin, Der Schulkompromiß, Berlin 1920, S. 4/5. 
36 Vgl. zu den wechselnden Verhandlungen im Verfassungsausschuß vor allem H. Schulz, 

Der Leidensweg des Reichsschulgesetzes, Berlin 1926, und H. Rosin, a. a. O. 
37 Rosin, a. a. O., S. 59. 
38 H. Schulz, Der Leidensweg . . . S. 42 f. 
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der Verfassung im Plenum nahmen vom Zentrum Gröber, Hitze, Mausbach 

und Burlage, von sozialdemokratischer Seite außer Schulz Reichsminister David 

und die Abgeordneten Pfülf und Katzenstein teil39. Ihr Ergebnis nach langwierigen 

Verhandlungen war die gegenseitige grundsätzliche Anerkennung der weltlichen 

und der konfessionellen Schule unter Verzicht auf die einseitige Durchsetzung des 

einen oder anderen Schultyps durch die Verfassung. Diesen beiden Schultypen 

wurde die Simultanschule ebenfalls gleichgestellt. Private Vorschulen wurden als 

„unzulässig" angesehen, der Kreis der für den Besuch der höheren Schulen staat-

licherseits zu fördernden Schüler durch die Änderung des Ausdrucks „Unbemittel­

te r" in „Minderbemittelter" erhöht und die Errichtung privater Volksschulen für 

weltanschauliche Minderheiten, an denen dem Zentrum wegen der Kloster- und 

Schwesternschulen lag, gestattet. Außerdem erreichte die Mehrheitssozialdemokra­

tie in der Bestimmung über die Teilnahme am Religionsunterricht die Wieder­

herstellung der im Verfassungsausschuß durchgefallenen Forderung, daß ihm die 

positive Erklärung der Eltern vorausgehen müsse40. Die die Konfessionsschulen 

betreffende Fassung lautete jetzt (Art. 134, Abs. 2 ) : 

„Ob und inwieweit die Volksschulen innerhalb der Gemeinden für alle Bekennt­
nisse gemeinsam oder nach Bekenntnissen getrennt oder bekenntnisfrei (weltlich) 
sein sollen, entscheidet der Wille der Erziehungsberechtigten, soweit dies mit einem 
geordneten Schulbetrieb zu vereinen ist. 

Das Nähere bestimmt ein baldigst zu erlassendes Reichsgesetz. Bis zum Erlaß 
dieses Gesetzes bleibt es bei den bestehenden Vorschriften."41 

I m letzten Satz ist der spätere Artikel 174 der Reichsverfassung schon vorbereitet. 

Überraschenderweise stimmten nun die beiden Rechtsparteien, die bisher die Schul­

forderungen des Zentrums unterstützt hatten, zusammen mit den Demokraten 

und der USPD gegen den Kompromiß. Von den Mehrheitssozialisten stimmte nur 

ein Teil dafür, „ein anderer verließ fluchtartig den Saal, als die Abstimmung be­

gann"42 . Da die Demokraten in großer Zahl zu ihrem Parteitag abgereist waren, 

wäre bei vollbesetztem Haus vermutlich eine Ablehnung erfolgt. 

Dieser Kompromiß stieß erwartungsgemäß in breiten Teilen der Öffentlichkeit 

auf heftigsten Widerspruch. Der geschäftsführende Ausschuß des Deutschen Lehrer­

vereins drahtete nach Weimar, daß er „eine verhängnisvolle Preisgabe staatlicher 

Hoheitsrechte" zur Folge habe und daß es „ein Unrecht an der Jugend des Volkes" 

sei, „wenn die Volksschule bekenntnismäßig gestaltet wird, während die Mittel-

39 Ebenda, S. 43. 
40 Die Frage war, ob die Eltern sich, für den Religionsunterricht erklären mußten oder nur 

dann, wenn das Kind nicht teilnehmen sollte. Diese Klärung war wichtig, weil sie so oder so 
den „Normalfall" fixiert hätte. 

41 Rosin, a. a. O., S. 59. 
42 Anton Rheinländer, Zentrum und Schulpolitik seit Weimar, Berlin 1924, S. 13. Nach 

„Berliner Tageblatt" vom 16. 7. 1919, zit. im Philologenblatt 1919, S. 402, fehlten bei der 
Abstimmung von den 164 Mitgliedern der sozialdemokratischen Fraktion 104; von den rest­
lichen 60 stimmten 35 für und 25 gegen den Kompromiß. Diese Haltung der Fraktion sei 
wesentlich auf die ernsten Einwände Haenischs zurückzuführen. 
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und höheren Schulen von dieser Bindung befreit sind".43 Der „Verband sozialisti­

scher Lehrer und Lehrer innen" protestierte ebenso gegen die Aufgabe der welt­

lichen Schule44 wie der „Bund entschiedener Schulreformer", in dessen Namen 

Paul Oestreich von einem „inneren Versailles " sprach. Die Fahne der sozialistischen 

Schule sei von den Kompromißmachern heruntergeholt worden45. Der preußische 

Lehrerverein drohte mit Ablehnung des Religionsunterrichts, „wenn der Kirche 

künftighin noch irgendwelche Aufsichts- und Leitungsbefugnisse über die Schule 

im allgemeinen und den Religionsunterricht im besonderen zugestanden werden 

sollten"46. Auf Initiative des preußischen Kultusministers richteten die einzelstaat­

lichen Minister an die Reichsregierung eine Protestnote, in der sie eine kulturelle 

und finanzielle Bedrohung der Länder konstatierten, die zwischen den Erziehungs­

berechtigten und der Reichsgesetzgebung ausgeschaltet würden. Die Lehrer­

organisationen seien „in ihrer überwiegenden Mehrheit" anderer Meinung als die 

Verfassungsbestimmungen. „Überdies enthalten die Schulartikel Bestimmungen, 

die vom verwaltungstechnischen Standpunkte aus in höchstem Maße bedenklich 

und für den größeren Teil des Reiches undurchführbar sind. Sollten sich aus der 

neuen Gestaltung der Dinge Schwierigkeiten ergeben, so müssen wir unsererseits 

alle Verantwortung dafür ablehnen."47 Folgenden Antrag nahmen die Demokra­

ten auf ihrem gleichzeitig stattfindenden Parteitag fast einstimmig an: 

„Das neue Schulkompromiß bedeutet die völlige Preisgabe der nationalen Ein­
heitsschule. Es verschachert unsere Jugend an die politischen Parteien, vergiftet 
damit das Verhältnis zwischen Elternhaus und Schule und vernichtet jede Möglich­
keit zum organischen Ausbau der Schule auf freiheitlich nationaler Grundlage. 
Der Parteitag fordert von der Fraktion, daß sie aus erzieherischen und allgemein 
politischen Gründen die Durchführung dieser Vereinbarung mit allen verfassungs­
mäßig zulässigen Mitteln und in der schärfsten Form verhindert. "48 

Vor allem diese offene Kampfansage der Demokraten und die rein zufällige Mehr­

heit in der zweiten Lesung haben wohl die beiden Kompromißparteien bewogen, zwi­

schen der zweiten und dritten Lesung im Plenum die Demokraten wieder am 

Schulkompromiß zu beteiligen, zumal sonst ein Kulturkampf kaum verhindert 

worden wäre. Außerdem waren die Schulartikel die einzigen, über die mit den 

Demokraten keine Einigung in der zweiten Lesung erzielt werden konnte. So 

fanden erneut vertrauliche Besprechungen statt, an denen nun zusätzlich von der 

D D P die Abgeordneten Weiß, Seyfert, Schiffer und Luppe teilnahmen49. Der 

daraufhin in dritter Lesung am 31. Juli angenommene endgültige Wortlaut brachte 

gegenüber dem Text der zweiten Lesung im Sinne der SPD lediglich eine einzige 

günstigere Formulierung, die den Begriff des „geordneten Schulbetriebes" etwas 
43 Nach Rosin a. a. O., S. 43. 
44 Die neue Erziehung, 1. Jg. Heft 15/16, Juli/August 1919, S. 521. 
45 Ebenda, S. 497, und S. 503. 
46 Rosin, a. a. O., S. 44. 
47 Ebenda, S. 46. 
48 Ebenda, S. 45. 
49 H. Schulz, Der Leidensweg . . . S. 56. 
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präzisieren sollte. Durch den Zusatz „auch im Sinne des Absatzes 1" sollte durch 

die Konfessionalisierung des Schulwesens wenigstens nicht der organische Übergang 

in die höheren Schulen verhindert oder erschwert werden; denn als „geordnet" 

konnte auch eine einklassige Volksschule gelten. In den Verhandlungen hatte das 

Zentrum deutlich werden lassen, daß es an eine solche Auslegung dachte50. Die 

Bestimmung über die konfessionelle Volksschule lautete jetzt (Art. 143, Abs. 2 ) : 

„Innerhalb der Gemeinde sind indes auf Antrag von Erziehungsberechtigten 
Volksschulen ihres Bekenntnisses oder ihrer Weltanschauung einzurichten, soweit 
hierdurch ein geordneter Schulbetrieb, auch im Sinne des Absatzes eins, nicht be­
einträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten ist möglichst zu berück­
sichtigen. Das Nähere bestimmt die Landesgesetzgebung nach den Grundsätzen 
eines Reichsgesetzes." 

Am wichtigsten aber für die praktische Schulpolitik in den Ländern wurde der 

Artikel 174 der Reichsverfassung: 

„Bis zum Erlaß des in Art. 146, Abs. 2 vorgesehenen Reichsgesetzes bleibt es bei 
der bestehenden Rechtslage. Das Gesetz hat Gebiete des Reiches, in denen eine 
nach Bekenntnissen nicht getrennte Schule gesetzlich besteht, besonders zu be­
rücksichtigen. " 

Für Preußen bedeutete diese Bestimmung die Erhaltung der im Schulunter-

haltungsgesetz vom Jahre 1906 festgelegten Konfessionsschule. 

In Ausübung seiner gesetzgeberischen Kompetenz erließ das Reich durch die 

Nationalversammlung am 21 . April 1920 ein Grundschulgesetz, das die vierjährige 

gemeinsame Grundschulzeit obligatorisch festlegte und zudem den ersten vier Jahres­

klassen ausdrücklich die Aufgabe der Vorbereitung für die höhere Schule stellte. 

Die Öffentlichen Vorschulen und Vorschulklassen sollten bis spätestens zum Beginn 

des Schuljahres 1924/25 aufgelöst sein, die privaten wegen der damit für sie ver­

bundenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten bis spätestens zum Beginn des Schul­

jahres 1929/193051. Alle weiteren Versuche in den Jahren 1921, 1925 und 1927, 

zu einer vollständigen Reichsgesetzgebung vor allem zum Artikel 146, Abs. 2 der 

Reichsverfassung zu gelangen, scheiterten teils aus finanziellen, teils aus inner-

politischen Gründen. 

Da das Reich bislang keine eigene Schulverwaltung besaß, konnte es wohl Gesetze 

erlassen, aber nicht auch selbst ausführen. Außerdem hatte die Reichsverfassung 

nicht festgelegt, wer die Kosten zu tragen haben würde. Schließlich war die Bestim­

mung der Reichsverfassung in Art. 146 Abs. 2 juristisch nicht eindeutig. Es blieb 

umstritten, ob die drei Schultypen gleichberechtigt seien, oder ob die Gemeinschafts­

schule als Regel, die anderen unter den angegebenen Bedingungen als gestattete 

Ausnahmen gelten sollten52. Einzig eindeutig war die Bestimmung des Sperrpara­

graphen, der es bei den bestehenden rechtlichen Vorschriften zunächst beließ. 

50 Rosin, a. a. O., S. 35/36. 
51 Das Gesetz ist im Wortlaut abgedruckt bei H. Schulz, Der Weg . . ., S. 187-189. 
52 Vgl. Willibald Apelt, Geschichte der Weimarer Verfassung, München 1946, S. 334. 
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D a m i t h a t t e das Z e n t r u m seine S c h u l f o r d e r u n g e n durchgese tz t , was i h m als M i n ­

derhe i t spa r t e i in d e n m e i s t e n L ä n d e r n des Reiches i m p a r l a m e n t a r i s c h e n K a m p f 

n i c h t g e l u n g e n w ä r e , z u m a l es au f die Hi l fe de r p ro tes tan t i schen Kreise , w i e die 

A u s e i n a n d e r s e t z u n g e n i n d e r L a n d e s v e r s a m m l u n g gezeigt h a t t e n , n u r b e d i n g t 

r e c h n e n k o n n t e . M i t a n S icherhe i t g r e n z e n d e r W a h r s c h e i n l i c h k e i t k a m de r Sper r ­

p a r a g r a p h d u r c h e in geschicktes Z u s a m m e n s p i e l de r Z e n t r u m s f r a k t i o n e n P r e u ß e n s 

u n d des Reiches zus tande , w a r seine u n m i t t e l b a r e Ur sache die d r o h e n d e A n n a h m e 

des H a e n i s c h e n Gese tzen twur fes ü b e r die Z u s a m m e n s e t z u n g de r Schu ldepu ta t io ­

n e n 5 3 . W i e widersprüch l i ch e inze lne V e r f a s s u n g s b e s t i m m u n g e n z u e i n a n d e r s tan­

d e n , g e h t da raus he rvo r , d a ß z. B . d e n L e h r e r n die E r t e i l u n g des Re l ig ionsun te r ­

r ichts freigestel l t w a r (Art . 149 R V ) . D a r a u f h i n e r k l ä r t e n i n e in igen O r t e n die 

E l t e r n , sie wol l t en i h r e K i n d e r a u c h i n a n d e r e n F ä c h e r n n i c h t m e h r von L e h r e r n , 

d ie von d iesem ve r f a s sungsmäß igen R e c h t G e b r a u c h g e m a c h t h a t t e n , u n t e r r i c h t e n 

lassen. Schuls t re iks folgten, d e r e n g r ö ß t e r sechs W o c h e n l a n g u n t e r Be te i l i gung v o n 

6000 K i n d e r n i n H e r n e dauer te 5 4 . D e n Schulstreiks v o n rech ts folgten solche von 

l inks . Das M i n i s t e r i u m k o n n t e d e r a r t b e a n s t a n d e t e L e h r e r n i c h t a n wel t l i che Schu-

53 Da die Verhandlungen, die zwischen den beiden großen Parteien zum Weimarer Schul­
kompromiß führten, geheim und unter Ausschluß der Öffentlichkeit geführt worden sind 
und die Beteiligten in ihren späteren Verlautbarungen (Schulz, Der Leidensweg . . .; Max 
Quarck, Schulkämpfe und Schulkompromisse im deutschen Verfassungswerk, Josef Maus­
bach, Kulturfragen in der deutschen Verfassung, M. Gladbach 1920) über das Zustandekom­
men dieses Paragraphen nichts erwähnen, können für diese Vermutung nur eine Reihe 
wichtiger Indizien angeführt werden: 

1. Die Taktik, mit einem solchen Sperrparagraphen als Minderheitspartei unangenehme 
Beschlüsse zu verhindern, läßt sich für das Zentrum schon in den Schulkämpfen vor 1914 
nachweisen. Im Jahre 1872 bei der Beratung des Schulaufsichtsgesetzes, im Jahre 1891 bei 
dem Gosslerschen Volksschulgesetzentwurf und im Jahre 1906 bei dem Gesetzentwurf be­
treffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen hatte das Zentrum, als eine Annahme 
nicht mehr durch Abstimmung zu verhindern war, Einspruch wegen der Verfassungswidrig­
keit der Vorlage erhoben (vgl. v. Bremen, a. a. O., S. 7). Es stützte sich dabei auf den Artikel 26 
der Verfassung vom 31. 1. 1850: „Ein besonderes Gesetz regelt das ganze Unterrichts-
wesen", zu dem als Ergänzung der Artikel 112 gehörte, wonach es bis zum Erlaß des in Art. 26 
vorgesehenen Gesetzes hinsichtlich des Schul- und Unterrichtswesens bei den bis dahin 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu verbleiben habe. Aus der Tatsache, daß die Gesetz­
entwürfe des preußischen Staatsministeriums immer nur Teilregelungen darstellten, pflegte 
das Zentrum eine Verfassungswidrigkeit herzuleiten. Als es auch im Jahre 1906 bei der Be­
ratung des Volksschulunterhaltungsgesetzes in dieser Weise verfuhr, entschloß sich die Kam­
mer, den Art. 26 so zu ändern, daß weitere Berufungen nicht möglich wären, und den Er­
gänzungsartikel 112 aufzuheben. (Auf diesen Zusammenhang weist Fauth, a. a. O., S. 57 f. 
hin). 

2. Schließlich konnte dieser Sperrparagraph, wenn man auf seinen Nutzen sieht, nur der 
Kulturpolitik des Zentrums zugute kommen. Da in der Folgezeit ausschließlich die Sozialde­
mokraten sich für eine Abänderung dieses Artikels einsetzten, kann man also mit großer 
Wahrscheinlichkeit annehmen, daß es sich hier um eine Initiative des Zentrums gehandelt 
hat. Dabei bleibt allerdings immer noch ungeklärt, warum sich die Sozialdemokraten und 
die Demokraten diesem Artikel nicht widersetzt haben. 

54 Konrad Haenisch, Neue Bahnen der Kulturpolitik, Aus der Reformpraxis der deutschen 
Republik, Stuttgart 1921, S. 74. 
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len versetzen, weil solche infolge Art. 174 der Reichsverfassung nicht errichtet 

werden durften. Deshalb forderte Haenisch so unermüdlich wie erfolglos ein „Not­

gesetz", das wenigstens die Errichtung weltlicher Schulen zuließ55. 

So war nach der revolutionären Methode Hoffmanns auch die parlamentarische 

gescheitert, der Haenisch den Vorzug gegeben hatte. Die Zeit für eine Schul- und 

Hochschulreform war überreif, aber es gelang nicht, die politisch wirksamen Be­

völkerungsgruppen dafür zu gewinnen. Die entscheidenden Probleme blieben auch 

im weiteren Verlauf der Republik ungelöst, gerieten sogar zeitweilig überhaupt aus 

dem Bewußtsein, - bis die Nationalsozialisten auf ihre Weise den Knoten zerschlu­

gen. Die gemeinsame kulturpolitische Energie von Sozialdemokraten, Demokraten 

und Deutschem Lehrerverein war u m 1920 schon gebrochen. Was davon übrigblieb 

und sich u m den kulturpolitischen Torso der Republik rankte, waren unter anderem 

reformpädagogische Theorien, deren unpolitisches Selbstverständnis viel von politi­

scher Resignation an sich hatte. 

55 Ebenda. 



Miszelle 

HANS E. HOLTHUSEN 

HANNAH ARENDT, EICHMANN UND DIE KRITIKER 

Hannah Arendts Bericht über den Eichmann-Prozeß erschien zuerst im Februar 
und März 1963 als eine Serie von fünf umfangreichen Artikeln in der Zeitschrift 
„The New Yorker", in deren Auftrag die berühmte, aus Deutschland stammende 
Philosophin und Publizistin die ersten Phasen des Jerusalemer Verfahrens beob­
achtet hatte, wenig später auch als Buch im Verlag The Viking Press in New York. 
Die kritische Auseinandersetzung mit der Arendtschen Darstellung hatte schon Ende 
März in der am Broadway redigierten deutsch-jüdischen Wochenzeitung „Aufbau" 
begonnen1. Sie wurde nach dem Erscheinen der Buchausgabe in amerikanischen 
Zeitschriften und Tageszeitungen mit steigender Heftigkeit ausgetragen, griff im 
Laufe des Jahres auch auf andere Länder, vor allem England und Israel über, nahm 
zeitweise die Formen einer mit äußerster Leidenschaft geführten Kampagne an 
und wurde in Amerika noch im Frühjahr 1964 mit unverminderter Energie fort­
gesetzt. 

Der deutschen Öffentlichkeit, bisher nur durch Korrespondentenberichte aus 
Amerika und einige wenige kritische Meinungsäußerungen informiert, ist nunmehr 
im September 1964 das Arendt-Buch unter dem Titel „Eichmann in Jerusalem, 
Ein Bericht von der Banalität des Bösen" in einer „durchgesehenen und ergänzten" 
Übersetzung zugänglich gemacht worden2. Gleichzeitig ist unter dem Titel „Die 
Kontroverse " eine Sammlung meist polemischer Aufsätze, Abhandlungen und per­
sönlicher Kundgebungen zum Eichmann-Buch erschienen.3 Diese kritische Antho­
logie enthält reiches und eindrucksvolles Material, kann aber natürlich nicht voll­
ständig sein. Ungern vermißt man etwa die Diskussionsbeiträge von Mary McCarthy 
und Dwight Macdonald, die im Winter- und im Frühjahrsheft 1964 der Partisan 
Review abgedruckt worden sind. Denn ohne die Stimmen dieser beiden hervorra­
genden Autoren, die sich mit hörenswerten Argumenten für ihre Freundin Arendt 
und ihr Buch einsetzen, ist die „Kontroverse" im Grunde keine Kontroverse, son­
dern eher schon ein kritisches Trommelfeuer aus allen Rohren. 

Wer auf diese beiden Bücher öffentlich zu sprechen kommt, statt über sie zu 
schweigen, der muß wissen, was er tut. Er muß eingesehen haben, daß ihnen ein 
Tatbestand zugrunde liegt, der so ungeheuerlich ist, daß wir ihm sprachlich schlech­
terdings nicht gewachsen sind und all unser Bemühen, diese unsere sprachliche Ohn­
macht zum Ausdruck zu bringen, all unser „unfaßlich", „unbegreiflich" und „un­
geheuerlich" wie rhetorischer Donner klingen kann. Wissen muß er, daß dieser 

1 So findet man in der Ausgabe vom 29. März 1963 drei polemische Artikel von Frederick 
R. Lachman, Hugo Hahn und Adolf Leschnitzer und eine in englischer Sprache abgefaßte 
Protesterklärung des „Council of Jews from Germany". 

2 R. Piper und Co. Verlag, München. 
3 Nymphenburger Verlagshandlung, München 1964. 
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Tatbestand, obwohl nach den Worten des Jerusalemer Urteils „jenseits mensch­

lichen Verstehens", dennoch nicht mit Schweigen überdeckt werden darf, wenn es 

überhaupt noch Sinn haben soll, unter Deutschen Gemeinsames zu erörtern; ja daß 

man „sachlich" über ihn reden m u ß , als ob es u m ein. historisches Faktum unter 

anderen ginge und nicht u m die Annullierung alles menschlichen Fassungs- und 

Solidaritätsvermögens. „Sachlich": das heißt mit gebändigtem, gewissermaßen 

schon überwundenem Entsetzen, in einer Verfassung, die nicht mehr ganz reali­

siert, was das eigentlich ist: Unschuldige zu Hunderttausenden in die Gaskammern 

treiben, Kinderköpfe an Mauern zerschmettern, lebendige Menschenwesen ins 

Feuer werfen; denn mit dem Undenkbar-Unerträglichen, den Verstand Betäuben­

den im Bewußtsein kann man nicht Quellen studieren oder schließen und urteilen. 

Er muß aber auch wissen, daß er in dieser Sache kaum einen Gedanken denken 

kann, ohne an hochexplosive Empfindlichkeiten zu rühren, leidenschaftliche Gegen­

argumente herauszufordern, fahrlässiger oder böswilliger Fälschungen überführt 

zu werden und alle möglichen Mißverständnisse zu mobilisieren. (Hannah Arendt, 

wenn irgend jemand, hat es erlebt.) Auch eine solche simple Feststellung über die 

Miß Verständlichkeit alles Gesagten kann und wird vermutlich Mißverständnisse 

hervorrufen. 

Die Arendtsche Darstellung des Eichmann-Prozesses, obwohl zunächst vom 

New Yorker als „Reportage" präsentiert, ist ein Versuch, das monströseste Ver­

brechen der bisherigen Geschichte, das man übereingekommen ist, als „Verwal­

tungsmassenmord" zu definieren, mit den Kategorien einer politisch-soziologischen 

Kritik zu erfassen, es also gewissermaßen dem Denken zu erschließen und insofern 

„begreiflich" zu machen, aber auch das Verfahren selbst, seine politischen Hinter­

gründe, seine juristischen Grundlagen und seine praktische Durchführung kritisch 

zu untersuchen. Es ist außerdem eine breit angelegte Darstellung der geschicht­

lichen Umstände, die das Unmögliche haben möglich und wirklich werden lassen, 

genauer des Verhaltens der beteiligten Völker, Gesellschaftsschichten und Einzel­

personen, vor allem des deutschen Volkes. Und es ist nicht zuletzt eine Studie über 

den Charakter, die Lebensgeschichte und die verbrecherischen Handlungen des 

Angeklagten. Hannah Arendt n immt sozusagen das Verfahren in die eigene Hand, 

sie setzt sich selber zum Richter ein: nicht nur über die Deutschen von damals, 

einschließlich derer, die im Kampf gegen Hitler ihr Leben verloren haben, sondern 

auch über die Deutschen von heute, die sich ihrer Meinung nach von den Deutschen 

von damals n u r wenig unterscheiden; nicht nu r über die Völker Europas, die — 

mit der rühmlichen Ausnahme vor allem der Dänen — für die Verbrechen an den 

Juden in verschiedenen Graden mitverantwortlich seien, sondern auch über das 

jüdische Volk selbst, sein Verhalten in den Jahren der Katastrophe. Sie richtet auch 

über die Richter des Jerusalemer Verfahrens (die sie mehr oder weniger gelten 

läßt), über den Staatsanwalt Hausner (den sie für einen aufgeblasenen Rhetoriker 

und Melodramatiker hält), über den Verteidiger, über die Zeugen, über das schließ­

lich ergangene Urteil, dem sie am Ende ihres Buches einen eigenen Urteilstext ent­

gegenstellt. 
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Dies alles tu t sie - man muß das mit Nachdruck betonen - aus leidenschaftlicher 

Wahrheitsliebe und getrieben durch ein verzehrendes Gefühl von Verantwortung 

für die philosophische und politische Aufklärung des Geschehenen. Es ist eine 

Wahrheitsliebe, der es mehr darauf ankommt, das Geschehene mit thesenartig zu­

gespitzten Verallgemeinerungen zu reflektieren und zu beurteilen, als es in seiner 

puren Tatsächlichkeit aus allen Zweifeln und Widersprüchen herauszuschälen; es 

ist ein Verlangen, allen auf einmal im Namen einer moralischen Forderung von 

überwältigender Evidenz „die Wahrheit zu sagen", allen auf einmal, aber von 

einem einzelnen, d. h . notwendigerweise begrenzten Bewußtsein aus, das sich 

selber Allgemeingültigkeit zuschreiben will. Mit einem beneidenswerten Selbst­

vertrauen und einer Unerschrockenheit, die etwas Imponierendes, aber im Lichte 

so vieler Widersprüche und Ungewißheiten auch wieder etwas Fatales hat, ver­

ficht sie ihr Argument gegen eine Welt von Empfindlichkeiten und — was wesent­

licher ist — gegen eine Unsumme von Gegenargumenten, die sich auf bündige 

Fakten, persönliche Erfahrungen, auf ihr unzugängliche oder von ihr ignorierte 

Informationen oder auf gegensätzliche Auslegungen bekannter Sachverhalte grün­

den. Ein jüdischer Autor, Jacob Robinson, will festgestellt haben, daß die englische 

Ausgabe des Eichmann-Buches nicht weniger als 600 „Entstellungen von Tatsachen " 

(distortions of fact) enthält4. Diese Ziffer klingt übertrieben und kann hier nicht 

nachgeprüft werden, aber eine ganze Reihe von Irr tümern, Ungenauigkeiten und 

fragwürdigen Deutungen sind auch den deutschen Lesern bei der Lektüre des 

Originals schon aufgefallen. Manches hat die Verfasserin auf Grund von kritischen 

Vorhaltungen in der deutschen Ausgabe korrigiert. Es bleibt der allgemeine Ein­

druck, daß Hannah Arendts Wahrheitsliebe zu dem Wahrheitsbegriff des Ge­

schichtsschreibers nicht gerade die zartesten Beziehungen unterhält. Ihre philoso­

phische Leidenschaft drängt auf großzügige Verallgemeinerungen, auf begriffliche 

Kategorisierung und luftdicht abschließende Konklusionen. Das Ergebnis war, im 

Falle des Eichmann-Buches, ein Massenansturm empörter Einzelheiten. 

Hier ein leider nicht untypisches Beispiel von tendenziöser Quellen-Behandlung: 

auf Seite 105 des Originals heißt es über den früheren Oberrabbiner von Berlin, 

Dr . Leo Baeck, er sei in den Augen sowohl der Juden als auch der Nichtjuden der 

„jüdische Führer" („Führer" deutsch!) gewesen. Diese begriffliche Gleichsetzung 

eines von den allermeisten Überlebenden des jüdischen Volkes zutiefst verehrten 

Mannes mit dem obersten Chef der Nazipartei (in der eine ironische Pointe zum 

Ausdruck kommen soll), mußte vielen Lesern als eine quälende Taktlosigkeit er­

scheinen. Ein Kritiker, A. Leschnitzer, ist der Sache nachgegangen und hat die 

Quelle aufgespürt, aus der die Verfasserin offensichtlich diesen diffamierenden Aus­

druck übernommen hat : In Raul Hilbergs Buch „The Destruction of the European 

Jews" (Chicago 1961) liest man, daß einer von Eichmanns Leuten, der Haupt­

sturmführer Wisliceny, Baeck den „jüdischen Führer" genannt habe5. Hier schließt 

sich Hannah Arendt also einer tendenziösen Verächtlichmachung aus gegnerischem 
4 Vgl. Partisan Review, Spring 1964, S. 264 und 275. 
5 Die Kontroverse, a. a. O., S. 221 f. 
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Munde an. In der deutschen Ausgabe ist glücklicherweise dieser Mißgriff berichtigt 

worden, von einem jüdischen Führer ist nicht mehr die Rede. 

Von den verschiedenen Fragenkomplexen, die Frau Arendt in ihrem Buch zu 

einem integrierenden Ganzen zu vereinigen trachtet, sollen hier nur drei näher 

erörtert werden: das Problem einer „Komplizenschaft" zwischen Henkern und 

Opfern, die Analyse der Eichmannfigur und die Kritik an „den Deutschen" als den 

Hauptschuldigen an der Ermordung von einem Drittel des jüdischen Volkes. Jedes 

dieser Themen ist auf seine eigene Weise entsetzenerregend, aber die weitaus 

größte Erregung in der amerikanischen und der israelischen Öffentlichkeit hat die 

Behandlung des ersten hervorgerufen. Wenn die Verfasserin behauptet, daß wäh­

rend des gesamten Verlaufs der Ausrottungsaktionen die jüdischen Funktionäre 

„fast ohne Ausnahme auf die eine oder andere Weise, aus dem einen oder anderen 

Grunde mit den Nazis zusammengearbeitet" hätten, so kann sie sich zwar auch 

auf Bemerkungen aus dem Munde des Angeklagten berufen, ihre gewichtigste 

Quelle aber scheint das schon erwähnte, während des Prozesses erschienene Buch 

von Hilberg zu sein. Die Erkenntnis, daß es der äußerste Tr iumph der totalitären 

Systeme ist, durch terroristische Methoden von teuflischer, bis ins Letzte durch­

dachter Konsequenz die Beherrschten zu „reibungsloser" Zusammenarbeit mit den 

Beherrschern zu bringen und im Stadium der Endlösungen das Opfer zum Kom­

plizen des Henkers zu machen, ist freilich älter als das Hilbergsche Buch, sie ist 

durch die klassisch gewordenen Darstellungen der modernen Gewaltherrschaft, 

durch Kogon, Koestler, Orwell und andere, nicht zuletzt durch Hannah Arendts 

Buch über die „Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft" (1958) längst ins 

allgemeine Bewußtsein gedrungen. I m Eichmann-Buch belegt die Verfasserin ihre 

These mit zahlreichen Einzelheiten aus der Geschichte der „Endlösung". Alles, 

was die Allgemeingültigkeit dieser These einzuschränken geeignet wäre, wird von 

ihr als quantité négligeable behandelt: der Aufstand im Warschauer Getto wird nur 

beiläufig erwähnt, die Zahl der damals Gefallenen und Ermordeten (56000, d. h . 

mehr als doppelt soviel wie in der ungarischen Revolution von 1956) wird nicht 

genannt, die jüdischen Widerstandsgruppen sollen „unsagbar klein" gewesen sein, 

„unglaublich schwach und im Grunde harmlos", oder es soll sich u m Vorgänge 

gehandelt haben, „die überhaupt keinen Zusammenhang mit den Verbrechen des 

Angeklagten hat ten" - , ein Argument übrigens, das die Berichterstatterin mit einer 

beinah entwaffnenden Unbefangenheit je nach Gutdünken und Zusammenhang 

vorbringt und widerruft: alle Dinge, die ihre These stützen, gehören zur Sache, 

alle anderen nicht; Adenauer, Strauß, Jaspers und der 20. Juli gehören zur Sache, 

die jüdischen Aufstände in Warschau, Wilna, Kowno, Auschwitz, Treblinka aber 

nicht. 

„Grausam und töricht" nennt sie die Frage, die der Staatsanwalt wiederholt an 

die Zeugen richtet: warum sie sich denn nicht zur Wehr gesetzt hätten, wo sie doch 

in vielen Fällen so deutlich in der Überzahl gewesen wären, etwa 15000 Menschen 

gegen eine Handvoll Bewacher. Sie scheint hier also das Gesetz des totalen Terrors 

als eine vollkommen zwingende, vollkommen ausweglose Gegebenheit zu verstehen. 
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(An einer andern Stelle, bei der Abrechnung mit den Deutschen, sagt sie in vor­

wurfsvollem Tone: „daß unter den Bedingungen des Terrors die meisten Leute 

sich fügen, einige aber nicht".) So häuft sie Pointen von einer blutigen, verzwei­

felten Ironie: daß die (jüdische) „Gettopolizei ein Instrument in der Hand von 

Mördern " gewesen sei, daß die Nazis „jene Zusammenarbeit [d. h. zwischen ihnen und 

den Judenräten] als die eigentliche Grundlage [the very corner-stone] ihrer Juden­

politik betrachtet" hätten, und dergleichen. So kommt sie zu einem Schluß von er­

barmungslosem Scharfsinn, der in den Augen ihrer jüdischen Leser kaum weniger 

grausam erscheinen mußte als die zitierte Frage des Anklägers. Die „ganze Wahr­

heit" über die Katastrophe der Endlösung formuliert sie - in der originalen Passung 

— folgendermaßen: „Wenn das jüdische Volk wirklich unorganisiert und führerlos 

gewesen wäre, so hätte es Chaos und eine Menge Elend gegeben, aber die Gesamt­

zahl der Opfer hätte schwerlich die Zahl von viereinhalb bis sechs Millionen Men­

schen erreicht." (Die deutsche Fassung bringt einen Zusatz, der auf inzwischen 

erhobene Einwände antworten soll, der prinzipielle Sinn der These bleibt aber un­

verändert.) 

Dann das Eichmannporträt, das wiederum sehr philosophisch und doch nicht 

ganz unanfechtbar ausgefallen ist. Die Verfasserin schildert den Angeklagten als 

eine menschliche Null, einen x-beliebigen Zeitgenossen von farbloser Normalität, 

der „kein Judenhasser" und „nie ein überzeugtes Parteimitglied" gewesen sei. 

Nicht einmal Hitlers „Kampf" habe er gelesen, und in die SS sei er mit einem 

eigentlich grundlosen „Warum nicht?" hineingeraten, nur weil es sich eben so 

machte. Wie so viele höhere Funktionäre der Partei ist er (als wenig erfolgreicher 

Shell-Vertreter) eine verkrachte Existenz, die nun durch die „Bewegung" zu einer 

politischen Karriere kommt. Ein Strohkopf, der zwar organisieren, aber nicht den­

ken kann, und der seine mit Klischees ausgestopfte Gedankenlosigkeit für „Idealis­

mus" ausgeben will. Was aus seinem Munde kommt, sind Phrasen, Trivialitäten, 

syntaktische Unglücksfälle am laufenden Band, sprachliches Spülwasser von ab­

scheulicher Verdrecktheit; noch unterm Galgen, in der letzten Minute seines 

Lebens, wird er einen aufgeblasenen Humbug von sich geben. 

Dieser Mensch nun ist das Modell, an dem die Verfasserin mit ironischen Pointen 

von schneidender Kraßheit demonstriert, was sie im Untertitel ihres Buches die 

„Banalität des Bösen" nennt. Eichmann, der im Polizeiverhör — angesichts einer 

Anklage von beispielloser Ungeheuerlichkeit — immer wieder darauf zu sprechen 

kommt, daß er es leider nicht weiter als bis zum Obersturmbannführer gebracht 

habe und warum das so gewesen sei. Der sich an die Wannsee-Konferenz vom 

Januar 1942, auf der beschlossen wurde, elf Millionen Menschen umzubringen, 

vor allem deshalb erinnert, weil er bei dieser Gelegenheit seine höchsten Vorge­

setzten zum ersten Male hat „menschlich" und „gemütlich" werden sehen: „Ich 

weiß noch, daß im Anschluß an diese ,Wannsee-Konferenz' Heydrich, Müller und 

meine Wenigkeit an einem Kamin gemütlich saßen . . ., nicht u m zu fachsimpeln, 

sondern uns nach den langen, anstrengenden Stunden der Ruhe hinzugeben . . . " 

Es handelt sich u m einen Mann, der „kein Blut sehen" konnte, dem speiübel 
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wurde, als er einmal nur in die Nähe einer Schindstätte gelangte, dem man glauben 

mußte , daß er nie mit eigenen Händen einen Menschen getötet, ja nicht einmal 

expressis verbis den Befehl zur Tötung eines Menschen gegeben hatte, und der 

doch im Herbst 1944 g e g e n Himmlers Anordnung, die Evakuierung der noch 

verbliebenen Budapester Juden zu beenden, damit gedroht hat, „gegebenenfalls 

u m neuen Führerentscheid zu bitten", u m sein grausiges Werk fortsetzen zu 

können. 

Man fragt sich, ob die Pointe von der ironischen Diskrepanz zwischen mensch­

licher Mittelmäßigkeit und der beispiellosen Außerordentlichkeit des Verbrechens 

ausreicht, u m ein solches Individuum richtig zu beleuchten. Wie sein Verhalten 

im Herbst 1944 zeigt, ist Eichmann kein Mann des unbedingten Kadavergehor­

sams gewesen, und seine berüchtigte Äußerung aus den letzten Kriegstagen: „Ich 

werde freudig in die Grube springen, denn das Bewußtsein, fünf Millionen Juden 

[bzw. „Reichsfeinde"] auf dem Gewissen zu haben, verleiht mir ein Gefühl großer 

Zufriedenheit", dürfte doch wohl nicht nur als „reine Angeberei" (Arendt) zu 

verstehen sein. Es wäre zu überlegen, ob diese Kanaille, diese Mischung aus Trottel 

und Ungeheuer, weit entfernt davon, als shakespearescher Schurke zu erscheinen, 

genau genommen nicht etwas viel Schlimmeres gewesen ist, nämlich ein perfek­

ter Nazi: Anhänger einer „Weltanschauung", die aus lauter Nichtswürdigkeiten, 

aus Haß, Wahn und Dummhei t planlos zusammengewürfelt und daher der 

ideale Nistplatz war für den großen Durcheinanderwerfer, den „Diabolos", zu 

deutsch: für den Teufel6. Das Böse, das er auf sein sogenanntes „Gewissen" ge­

nommen hat, wäre aber dann - und doch wohl in jedem Falle! - nicht „banal" 

zu nennen, auch wenn sein Charakter neben entsetzlichen auch banale Züge auf­

weist; es wäre, wenn es überhaupt begrifflich zu definieren ist, das „radikal Böse" 

im Sinne Kants. 

Der Aufruhr, den die beiden hier nur knapp skizzierten Teilstücke der Arendt-

schen Darstellung in der amerikanischen und israelischen Öffentlichkeit hervorge­

rufen haben, spottet jeder Beschreibung. Mit einem Gefühl des Schauderns vor der 

unheimlichen Macht des Vergangenen mußte man beobachten, wie eine der intel­

ligentesten Autoritäten in Fragen der jüdischen Katastrophe, wie die scheinbar 

souveräne Richterin über den Eichmann-Prozeß durch die Reaktion einer ebenso 

leidenschaftlichen wie geistesgegenwärtigen Leserschaft nun selber gleichsam in 

den Stand einer Angeklagten versetzt wurde. Die „Kontroverse" enthält keinerlei 

unwürdige Hetzartikel (die es gegeben hat) und nur wenige Stücke, die das Niveau 

der Angegriffenen nicht erreichen (Musmanno, Kempner), die meisten Kritiker 

treten ihr als ebenbürtige Partner entgegen. Was man ihr vorwarf, war: 1. sach­

liche Irr tümer in großer Zahl, 2. Mangel an persönlicher Erfahrung in den Grenz­

situationen, in denen die von ihr Beurteilten sich befunden haben, 3. Mangel an 

Achtung vor den Toten und ihren Leiden, damit zusammenhängend: 4. Unange-

6 Vgl. den Hinweis von L. Abel, dem zufolge Eichmann selbst sich im Sassen-Interview 
vom Mai 1960 den „Fanatismus eines wahren Nationalsozialisten" zugeschrieben hat, Partisan 
Review, Spring 1964, S. 271. 
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messenheit des Tons oder Mangel an Takt in Fragen, welche die empfindlichsten 

Liebes- und Ehrfurchtsgefühle, man könnte auch sagen: „Tabus" der Überleben­

den betreffen. 

Wäre es nur darum gegangen, daß auch sehr weitgehende Sachkenntnis nicht 

hinreicht, u m einem allerseits und unaufhörlich sich steigernden Massenaufgebot 

entarteten Handelns und exzessiven Leidens, wie es im Fall Eichmann zur De­

batte steht, gewachsen zu sein — aber es geht u m mehr, es geht u m den Vorwurf 

der Inkommensurabilität zwischen der kalten, „herzlosen" Rechtsprechung einer 

unabhängigen Intellektuellen und der unauszählbaren Mannigfaltigkeit je ver­

schiedenartiger, aber immer von der gleichen, heißen, unvorstellbaren Todesnot 

bedrängter Einzelschicksale, was dem Vorwurf der moralisierenden Arroganz, also 

eines moralischen Versagens gleichkommt. Das vielfach vorgebrachte Argument, 

Hannah Arendt habe Eichmann „entlastet", die kooperierenden Judenräte aber mit 

der Schuld an der enormen Höhe der Verlustziffern beladen, habe also nach der 

Devise „Nicht der Mörder, der Ermordete ist schuldig" die Tatbestände entstellt, 

beruht gewiß auf einem groben Mißverständnis ihrer Absichten. Aber wie konnte 

ein solches Mißverständnis möglich werden? Wenn Ernst Simon ihr die „kritiklose 

Verwendung vorgeformter Kategorien" und eine „systematisch geübte Technik 

der ungerechtfertigten Verallgemeinerung" zum Vorwurf macht7, wenn Jacob 

Robinson ihr entgegenhält8, daß sie eine ganze umfangreiche Memoirenliteratur, 

die in ihr unzugänglichen Sprachen geschrieben ist, hätte kennen sollen, daß ihre 

Verallgemeinerungen „so gut wie gar keine Beziehung zur Wirklichkeit des Getto­

lebens haben", wenn er es gar eine „scheußliche Unwahrheit" nennt, zu behaupten, 

daß „die eigentliche Arbeit des Tötens in den Vernichtungslagern in den Händen 

jüdischer Kommandos lag", wenn er von „einzelnen und kollektiven Akten ver­

zweifelten Widerstandes" spricht, deren Aufzählung „endlos fortgesetzt" werden 

könnte, so lassen sich alle diese und viele ähnliche Einwände auf eine zentrale 

Anklage reduzieren: daß die Autorin ihre Denkmodelle mehr liebt als die wider­

spruchsvolle Mannigfaltigkeit der Fakten. 

Gerade das, was ihre literarischen Freunde, z. B. Mary McCarthy und Dwight 

Macdonald, an ihr bewundern und von Anfang an verteidigt haben, gerade das 

wird ihr von den meisten jüdischen Kritikern so sehr verübelt: die ironische Poin­

tiertheit ihres Argumentierens. Man würde Frau Arendt Unrecht tun , wenn man 

nicht begriffe, daß diese Ironien - vor allem auf den knapp zehn Seiten, die von der 

Kooperation der jüdischen Führer handeln, von ihrer eilfertigen Erbötigkeit, von 

der Art und Weise, „wie sie ihre neue Macht genossen", von der Härte und Un­

bestechlichkeit der jüdischen Polizisten usw. —, daß sie natürlich ein Mittel sind, 

u m das Gefühl des Abscheus vor dem Geschehenen auf die äußerste Spitze zu trei­

ben. Man versteht, was sie wollte, aber man versteht auch, daß die Mehrzahl ihrer 

jüdischen Leser nicht darauf eingehen konnte. Selbst ein so rigoroser und betont 

unsentimentaler Intellektueller wie Norman Podhoretz, der Herausgeber der Zeit-
7 Vgl. Die Kontroverse, a. a. O., S. 45 und S. 65. 
8 Ebenda, S. 223 ff. 
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schrift „Commentary"9, wirft ihr vor, was er - in Analogie zu „Banalität des 

Bösen" - die „Perversität der Brillanz" nennt. Das menschlich ergreifendste Do­

kument dieses Ärgernisnehmens ist ein berühmt gewordener Brief von Gershom 

Scholem an die Verfasserin des Eichmann-Buches10. Dort wird ohne Feindseligkeit, 

mit einem kummervoll beschwörenden Ernst der „herzlose, ja oft geradezu hämi­

sche Ton" beklagt, „in dem diese uns im wirklichen Zentrum unseres Lebens an­

gehende Sache von Ihnen abgehandelt wird". Dieser Ton sei eben der Sache „auf 

unvorstellbare Weise unangemessen". Es gäbe, sagt Scholem, „in der jüdischen 

Sprache etwas nicht zu Definierendes und völlig Konkretes, was die Juden Ahabath 

Israel nennen, Liebe zu den Juden. Davon ist bei Ihnen, liebe Hannah, wie bei so 

manchen Intellektuellen, die aus der deutschen Linken hervorgegangen sind, nichts 

zu merken." 

Kann man einem politischen Aufklärer und Moralisten Liebe, kann man ihm 

„Herzenstakt" predigen, wo es ihm doch gerade darauf ankommt, Tabus zu zer­

t rümmern? Hier scheint etwas getroffen zu sein, was die stolze und bittere „Unab­

hängigkeit" Hannah Arendts radikal in Zweifel zieht. Es erhebt sich - zumal in 

einer Situation, wo die moralischen Vorzeichen und die menschlichen Sympathien 

so eindeutig verteilt sind - die Frage, ob eine politische Vernunft, die sich von allen 

„parteiischen" Sympathien distanziert, u m die Rolle des Unparteiischen zu über­

nehmen über Freunde und Feinde, Juden und Deutsche, Gerechte und Ungerechte, 

ob sie nicht Gefahr laufen muß , an allen gleichermaßen vorbeizureden, anstatt 

allen gerecht zu werden? Muß nicht, da es eine abstrakte Vernunft, ein „More 

geometrico" in politicis offenbar nicht gibt, auch das unabhängige Urteil ein kon­

kretes politisches Substrat unter den Füßen haben: Heimat, Volk, Freundschaft, 

„Eigentum", wenn seine Unabhängigkeit nicht leer werden soll, muß es nicht auf 

eine elementare Weise parteiisch sein? Wie Gershom Scholem von Ahabath Israel 

spricht, so beruft sich Ernst Simon, u m seiner Huldigung an Leo Baeck Nachdruck 

zu verleihen, auf einen Satz aus dem Talmud: „Trenne dich nicht von deiner 

Gemeinschaft, traue dir selbst nicht bis zum Tage deines Todes und richte deinen 

Genossen nicht, bevor du in seine Lage kommst."11 Diese Hinweise müssen sehr 

ernst genommen werden. 

Daß Hannah Arendts Kritik an „den Deutschen" nicht weniger schonungslos 

als die an den Juden, daß sie womöglich noch schärfer ist, wird niemanden verwun­

dern. Nun sollte uns allerdings jede, auch die strengste Lektion willkommen sein, 

wenn sie nur mit stichhaltigen Gründen argumentiert und mit den allgemein be­

kannten Fakten übereinstimmt. Frau Arendt verbürgt sich dafür, daß „80 Millionen 

Deutsche gegen die Wirklichkeit und ihre Faktizität durch genau die gleichen 

Mittel abgeschirmt waren, von denen Eichmanns Mentalität noch 16 Jahre nach 

dem Zusammenbruch bestimmt war", und daß es „allen zur Gewohnheit gewor­

den war, sich selbst zu betrügen, weil dies eine moralische Voraussetzung zum 

9 Commentary, Vol. 36, Nr. 3, September 1963, S. 201 ff. 
10 Vgl. Die Kontroverse, a. a. O., S. 207ff. 
1 1 Die Kontroverse, a. a. O., S. 68 f. 
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Überleben geworden war". Allen? wird man sich fragen dürfen: woher will sie 

das wissen? Wenn buchstäblich alle sich betrogen haben, wie mag es dann zu er­

klären sein, daß man 40000 Gestapo-Beamte brauchte, u m „das Volk in Schach 

zu halten" (Rothfels), daß mehrere hunderttausend Deutsche aus politischen 

Gründen in die Schreckenslager gesperrt, viele von ihnen dort umgebracht worden 

sind? Daß die Volksgerichtshöfe alle Hände voll zu tun hatten, daß das „Mord­

register" für die Jahre 1933—44 etwa 12000 Hinrichtungen in deutschen Straf­

anstalten meldet (Zahlen nach Rothfels und Weisenborn)?12 Wenn man derartig 

fahrlässige Verallgemeinerungen auf englisch liest, mag man die Achseln zucken 

und sie mit den in jenen Ländern verbreiteten Klischeevorstellungen erklären. 

Deutsch geschrieben und an deutsche Leser adressiert, müssen sie sich mehr wie 

eine Kapitulation vor dem Systemzwang ausnehmen als wie ein Ausdruck von ge­

schichtlichem Verständnis. Sollte der Leser zufällig im Kriege einer behebigen Ein­

heit der deutschen Wehrmacht angehört haben, so wird er sich verstimmt, ja auf 

eine verdrießliche Weise komisch berührt fühlen, wenn er von Frau Arendt er­

fahren muß , daß die Waffen-SS „sich wohl kaum mehr Verbrechen hat zuschulden 

kommen lassen als jede behebige Wehrmachtseinheit". Glaubwürdige Bußpredig­

ten sind das nicht. 

Je mehr man über dies Buch nachdenkt, desto mehr verstärkt sich der Verdacht, 

daß gerade diejenige Kategorie, die Hannah Arendt aus ihrer politischen Kritik zu 

eliminieren trachtet, die eigentlich entscheidende sein könnte: die Kategorie des 

Einzelnen. Das betrifft z. B. jene nicht ganz seltene Verhaltensweise, die man mi t 

dem problematischen Begriff „Innere Emigration" bezeichnet hat. Wer aus eigener 

Erfahrung über diese Situation Bescheid weiß, der weiß auch, daß „innere Emi­

gration" nicht jene Form von lächerlichem Selbstbetrug sein mußte, über die 

Hannah Arendt mit Recht die Lauge ihres Witzes ausgießt. Er kennt Fälle von 

„innerer Emigration" mit tödlichem Ausgang (durch Selbstmord oder Tod an ge­

brochenem Herzen), unberühmte aus der eigenen Freundschaft und solche von 

namhaften Leuten, die geziemendes Aufsehen erregen mußten : Eugen Gottlob 

Winkler, Jochen Klepper, Joachim Gottschalk, man darf wohl auch Theodor Haek-

ker, den väterlichen Freund der Geschwister Scholl, dazu rechnen, der am 9. April 

1945, nachdem er dem Zugriff der Gestapo nur knapp entkommen war, an seinem 

Gram gestorben ist. In der Originalfassung ihres Buches konzediert Frau Arendt 

2 (in Worten: zwei) Namen von Männern, die in innerer Opposition gegen das Regime 

gestanden und bedeutsamerweise mit der Verschwörung des 20. Juli (die ihr poli­

tisch nicht geheuer ist) nichts zu tun gehabt haben: den Philosophen Karl Jaspers 

und den im Lager umgekommenen Schriftsteller Reck-Malleczewen. In der deut­

schen Ausgabe des „Eichmann" erscheint diese Partie u m eine Reihe von hastig 

zusammengetragenen neuen Informationen vermehrt. Nun hat es also „einzelne 

gegeben, die von vornherein und ohne je zu schwanken in einer nun wirklich ganz 

12 Nach neuesten Schätzungen soll die Zahl der durch Volksgerichtshof, Sondergerichte 
und Kriegsgerichte - sogenannte Feldgerichte - gefällten Todesurteile sich auf etwa 80 000 
belaufen (Süddeutsche Zeitung vom 15. 12. 1964). 
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und gar lautlosen Opposition standen". Man hat offenbar inzwischen den „Laut­

losen Aufstand" gelesen, Günther Weisenborns Bericht über die „Widerstandsbe­

wegung des deutschen Volkes", und hat daraus die Konsequenz gezogen, das Wort 

„lautlos" ironisch funkeln zu lassen, gleich als ob es keine wirklich nennenswerte 

Opposition gewesen wäre, die sich so lautlos verhalten hat. Was hätte man von 

einer Nation erwarten sollen, die von einem so grausamen und durchkalkulierten 

Terrorsystem in Ketten gehalten wird? Einen Volksaufstand? Eine demokratische 

Massenbewegung? Ist es logisch, wenn jemand, der einmal die gründlichste aller 

Untersuchungen über den modernen Totalitarismus verfaßt hat, sich an anderer 

Stelle über die Lautlosigkeit der inneren Opposition in einem dem Gesetz des tota­

len Krieges unterworfenen Staate verwundert? 

Und die Männer des 20. Juli? Hannah Arendt versucht mit allen Mitteln, die 

Bedeutung dieses deutschen - wie an seiner Stelle des jüdischen - Widerstandes 

zu verkleinern. Sie wiederholt den bekannten (und wie oft schon widerlegten!) 

Einwand, die Verschwörer hätten sich erst zum Handeln entschlossen, als der Krieg 

praktisch verloren war, und nur u m nationale Substanz zu retten und sich selbst 

ein Alibi zu verschaffen. Sie n immt Anstoß daran, daß „alle diese Männer" aus 

„nationalpolitischen" Erwägungen heraus gedacht hätten - , ein Vorwurf, der 

a) ungenau ist (was heißt „national-politisch"?), b) unerlaubt verallgemeinert -

gab es nicht, von Goerdeler bis Leber, ganz verschiedene Fraktionen und Tenden­

zen?, c) vergißt, eine sinnvolle Alternative zu nennen, d) einen Mangel an histori­

scher Vorstellungskraft zu verraten scheint: warum einen Widerstand postulieren, 

den es nach Lage der Dinge (nachdem alle Organisationen der deutschen Linken 

schon 1933 zerschlagen, die meisten ihrer Führer „unschädlich" gemacht worden 

waren) nicht geben konnte, und den verwerfen, den es geben konnte und gegeben 

hat? Drittens kreidet sie es den Verschwörern an, daß sie in der Verdammung der 

Hitlerschen „Judenpolitik" nicht deutlich genug gewesen seien, immer nur von 

einem „Dilettanten", einem „Wahnsinnigen", von der „Verkörperung alles Bösen" 

(immerhin!) gesprochen, ein Wort wie „Massenmörder" aber vermieden hätten. 

Wobei ja doch zu überlegen wäre, ob man als konspirierender Hochverräter ver­

pflichtet ist, alles, was man denkt und ausspricht, zur Erbauung der Nachwelt auch 

in geheimen Dossiers und Briefen an schwankende Feldmarschälle niederzulegen. 

Ob nicht der Umstand, daß Goerdeler (der Frau Arendt ganz besonders unsympa-

tisch zu sein scheint) die Entfernung des Leipziger Mendelssohn-Denkmals zum 

Anlaß genommen hat, von seinem Posten als Oberbürgermeister dieser Stadt zurück­

zutreten, allenfalls auch als Kundgebung einer unzweideutigen Gesinnung ver­

standen werden könnte. Ob nicht der vieldiskutierte Brief Goerdelers an den 

Generalfeldmarschall Kluge (über die Greuel im Osten), das Testament des Gra­

fen Schwerin und dieses oder jenes todbringende Bekenntnis vor dem Volksgerichts­

hof, mi t leiser Stimme einem schreienden Freisler ins Gesicht gesagt, wichtig genug 

genommen werden müssen, u m Frau Arendts Mißtrauen zu zerstreuen. 

Golo Mann ist so weit gegangen, zu sagen, daß ihre Charakteristik des deutschen 

Widerstandes die „empörendsten Verleumdungen" enthalte, „die je über diese 
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Bewegung verbreitet wurden".1 3 Rolf Schroers, weniger emotional engagiert als 

Golo Mann, hat den Vorwurf, der deutsche Widerstand sei opportunistisch gewesen, 

geistreich pariert mit den Worten: „Wäre er nur! er wäre in demselben Maße 

realistischer und erfolgskräftiger gewesen."14 Die amerikanischen und die jüdi­

schen Kritiker verlieren, von zwei Ausnahmen abgesehen (Eva Reichmann und 

Dwight Macdonald) kein Wort über diese, die intern-deutsche Seite der Ange­

legenheit. Aus vielen Diskussionsbeiträgen geht hervor, daß alles, was Hannah 

Arendt über die Deutschen sagt, von der überwiegenden Mehrheit ihrer nicht­

deutschen Leser Wort für Wort geglaubt worden ist. 

Gleichwohl gibt es einen fast beispiellosen Massenprotest gegen dies Buch, wie 

ist er zu erklären? Die persönliche Erfahrung, auf die so zahlreiche Kritiker sich 

berufen, ist sie ein triftiges Argument? In einer Vorrede zur deutschen Ausgabe 

hat die Philosophin das Recht, über Situationen, in denen man nicht selber gewesen 

ist, zu urteilen, verteidigt. Würde man es leugnen, meint sie, so würde man „so­

wohl der Rechtsprechung wie der Geschichtsschreibung die Existenzberechtigung 

absprechen". Nun präsentiert sich aber Hannah Arendt in diesem Buche weder als 

Geschichtsschreiberin noch als zuständige Rechtsgelehrte (obwohl sie sich juristische 

Kenntnisse angeeignet hat), sondern in der Position eines unabhängigen politischen 

Theoretikers und Moralisten. Dabei stellt sich auf geradezu paradigmatische Weise 

heraus, daß es eines ist, ein politisch-soziologisches Theorem (etwa die Idee einer 

Komplizenschaft zwischen Henkern und Opfern) von der Wirklichkeit zu abstra­

hieren, und etwas anderes, eben dies Theorem rückwirkend wieder auf ein Stück 

konkreter geschichtlicher Wirklichkeit anzuwenden - , in der Zuversicht, es müsse 

sich eine glatte Übereinstimmung zwischen Theorie und Wirklichkeit nachweisen 

lassen. So sehr man sich auch bemüht, das Wirkliche dem Denken gefügig zu 

machen, so eigensinnig man darauf besteht, alles Unstimmige als unwesentliche 

Einzelheit und Ausnahme abzutun: im Bewußtsein des Lesers wird das Unstimmige 

stärker und stärker werden, bis sich am Ende womöglich das Einzelne bzw. d e r 

Einzelne — dialektischerweise — als das Wesentliche offenbart. 

Ein Buch also mit reichem Material sowohl für ein Stück vorzüglicher Geschichts­

schreibung als auch für einen Essay über das dornenreiche Problem der politischen 

Schuld und Verantwortung des Einzelnen (des Einzelnen, versteht sich, der nicht 

zum Verbrecher geworden ist) im Verhältnis zur gemeinsamen Schuld unter den 

Bedingungen einer totalitären Gewaltherrschaft, und doch weder hieb- und stich­

feste Historie noch überzeugender Essay. Durch seinen solidaritätswidrigen Moralis­

mus gegenüber den Juden, durch seine ungerechten Verallgemeinerungen, seine 

allzu schrillen Ironien, seine provozierenden Übertreibungen gegenüber Deutschen 

u n d Juden wird dies Buch wider seine eigene Absicht zu einem Appell an den Ein­

zelnen, sich auf die jeweils unvertretbare Einzigartigkeit seiner Erfahrungen zu 

besinnen. So wunderbar, fand Goethe, sei die Welt eingerichtet, daß jedes Wesen 

an seiner Stelle, in seiner Natur, in seinem Geschick alle anderen aufwiegt. Sobald 
13 Die Kontroverse, a. a. O., S. 194. 
14 Die Kontroverse, a. a. O., S. 204. 
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wir den Einzelnen ins Blickfeld rücken, uns nu r ein einziges konkretes Leben vor­

stellen, kann uns der rigorose Politizismus Hannah Arendts als seltsam wirklich­

keitsfremd erscheinen. Es ist dann z. B. weder richtig, daß „alle" achtzig Millionen 

Deutsche sich selbst belogen hätten, u m heil über die Runden zu kommen, noch 

ist das Gegenteil richtig. (Frau Arendt gesteht, daß sie die Deutschen insgesamt 

für konstitutionell verlogen hält, so wie die Schotten als geizig, die Engländer als 

phlegmatisch gelten; es handelt sich da, fürchte ich, u m eine zwar nicht unver­

ständliche, aber im Ernst nicht vertretbare idée fixe.) Richtig wäre es, sich eine 

Unsumme von verschiedenartigen Wirklichkeitsaspekten und Bewußtseinsinhalten 

und moralischen und psychologischen Situationen zu denken: Feigheit, Dummhei t , 

Angst, philiströse Mitläuferei, ideologische Verblendung, ja verbrecherische Verfin­

sterung der Gemüter, aber auch Klugheit, Illusionslosigkeit, Wahrhaftigkeit, be­

kennender Mut im Angesicht des lebensbedrohenden Terrors, auch Liebe, Treue, 

Hilfsbereitschaft im nachbarlichen Bezirk, beharrliches „unpolitisches" Festhalten 

am Alten Wahren, auch tiefe, ja inbrünstige Frömmigkeit in einer Lage, die man 

auf Grund von altmodischen Vorstellungen noch als göttliche „Heimsuchung" er­

lebt, nicht zuletzt: viel gemischtes Bewußtsein, Einerseits-Andererseits, viel kum­

mervoll fortächzende Unzulänglichkeit (schuldig - gewissermaßen - sehr schuldig!) 

und eine massive Voreingenommenheit durch die eigenen Nöte, die zermalmenden 

Schläge des Krieges, Todesnachrichten, Feuersbrünste, bittere Trennung, schreck­

liche Wunden, wogegen dann der Funke Wissen oder Witterung von den noch 

grauenhafteren Dingen, die sich hinter der Szene ereigneten, so leicht zu verdrän­

gen war: dies alles ist möglicherweise richtig, denn dies alles hat es gegeben. 

Das sind ja lauter Privatgeschichten, könnte man sagen. Das sind sie, und als 

solche sind sie mit Absicht genannt worden, das heißt in Gedanken an ein früheres 

Werk von Hannah Arendt, wo mit großartiger Verve die Idee von der Überlegen­

heit der öffentlichen Wirklichkeit über die „private", wörtlich: die „beraubte", 

entwickelt wird: „Vita activa oder Vom tätigen Leben" (1960). Das politische 

Handeln wird hier für die ranghöchste Form menschlicher Tätigkeit erklärt, alle 

anderen Fähigkeiten des Geistes und der Seele werden als weniger trächtig an 

Wirklichkeitsgehalt ihm nachgeordnet. Wer so denkt, der muß der Meinung sein, 

daß das deutsche Volk im strikten Sinne „für Hitler [und seine Verbrechen!] ver­

antwortlich" ist, obwohl es ihm, solange es noch mit einem Rest von Freiheit ent­

scheiden konnte, nie mehr als 44 Prozent seiner Wählerstimmen (Stimmen einer 

bestimmten Wählergeneration) gegeben hat. Wer so denkt, der kann in einer fin­

gierten Schlußansprache an den verurteilten Eichmann behaupten, „daß im politi­

schen Bereich der Erwachsenen das Wort Gehorsam nur ein anderes Wort für Zu­

stimmung und Unterstützung" ist —, als ob es nicht Gehorsam gäbe, der nichts als 

verzweifelte Ohnmacht ist, und Gehorsam als zähe, zukunftswillige Geduld und 

dialektische Verschlagenheit, wie ihn Brecht in seinen Keuner-Geschichten emp­

fohlen hat. Wer so denkt, der muß auch die religiöse Erfahrung, wie Brecht, unter 

die „privaten" Angelegenheiten rechnen. Hier, glaube ich, scheiden sich die Gei­

ster. Hier muß man ein Wort einlegen für die ganze unverkürzte Vollständigkeit 
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des Menschen, insbesondere für seine Fähigkeit, in der Stunde der äußersten Heim­

suchung eine Unmittelbarkeit der Selbstgewißheit zu erfahren, die dem nur-politi-

schen Denken verschlossen bleibt: in der Liebe zum Nächsten und in der Ergebung 

in Gottes gewaltigen Willen. Es wird berichtet, daß es unter den ermordeten Juden 

solche gegeben hat, die singend und betend in den Tod gegangen sind. Wie soll 

man sie verstehen? Als Komplizen ihrer Mörder? Und wie soll man die berühmten 

Abschiedsworte verstehen, die der deutsche Widerstandskämpfer Henning von 

Tresckow an Fabian von Schlabrendorff gerichtet hat? Als Emigration aus der poli­

tischen Pflicht in eine private Transzendenz? „Wenn einst Gott Abraham ver­

heißen hat, er werde Sodom nicht verderben, wenn nur zehn Gerechte darin seien, 

so hoffe ich, daß Gott Deutschland u m unsretwillen nicht vernichten wird. Nie­

mand von uns kann über seinen Tod Klage führen. Wer in unsern Kreis getreten 

ist, hat damit das Nessushemd angezogen. Der sittliche Wert eines Menschen be­

ginnt erst dort, wo er bereit ist, für seine Überzeugungen sein Leben hinzugeben." 

Für diejenigen Deutschen, die ihre Märtyrer ehren und lieben, bezeichnen diese 

Sätze die einzige Chance, in einem Lande zu leben, das mehr ist als ein bloßer 

Koloß von stumpfsinniger, traditionsloser Kraft. 



Dokumentation 

STAATSPOLIZEI UND INNERE VERWALTUNG 

1934-1936 

A m 17. Juni 1936 wurde Heinrich Himmler zum Reichsführer SS und Chef der 

Deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern ernannt. Damit fand ein viel­

schichtiger Prozeß einen vorläufigen Abschluß, in dessen Verlauf Himmler für 

sich und seine SS eine Machtbasis auf dem Wege zur „Führerexekutive"1 eroberte. 

Vier Veränderungen, schreibt Hans Buchheim, seien mit der Institution des 

„RFSSuChdDtPoliRMdI" im Gefüge der Polizei wirksam geworden: 

„1 . Zentralisierung der Polizei 

2. Entstaatlichung der Polizei 

3. Herauslösung der Stapo aus der übrigen Polizei und Einbeziehung der 

Kripo in den Bereich der Stapo 

4. Eingliederung der Polizei in die SS."2 

Doch diese Veränderungen bildeten in sich jeweils wieder den Endpunkt von 

Prozessen, die teils isoliert nebeneinander, teils miteinander verschlungen abHefen 

und — im Falle der Geheimen Staatspolizei in Preußen - schon mit dem Gesetz 

über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 1936 zu einem modellhaften Ab­

schluß gekommen waren. 

Versucht man die Entstehung der Geheimen Staatspolizei in Preußen, das neben 

Bayern eine der Pflanzstätten für die politische Polizei des Dritten Reiches war, nach­

zuzeichnen, so wird man zwei Phasen zu unterscheiden haben: einmal die Periode, 

in der Göring sich ein eigenes politisches Machtinstrument schuf, zum anderen den 

Zeitraum, nach dem er dieses Instrument dem RFSS Heinrich Himmler hatte aus­

liefern müssen, der nun die Befehlsgewalt auch über die politische Polizei des 

gewichtigsten Landes und damit - mi t Ausnahme von Schaumburg-Lippe — aller 

Länder Deutschlands ausübte. 

In der Zeit des unabhängigen Aufbaus der preußischen politischen Polizei stand 

im Vordergrund das Bestreben nach ihrer Aussonderung aus dem Gefüge der allge­

meinen Polizei und der inneren Verwaltung, die ihre politischen Machtbefugnisse 

und ihre politische Verantwortlichkeit allmählich verlieren und so entpolitisiert 

werden sollten. 

Bereits im Februar 1933 bestellte Göring, seit dem 30. Januar Kommissarischer 

Preußischer Minister des Innern, den Leiter der politischen Polizeigruppe im Preußi­

schen Innenministerium, Oberregierungsrat Rudolf Diels, zum Chef der Abteilung IA 

im Berliner Polizeipräsidium, der Zentrale der preußischen politischen Polizei3. 
1 Zur Gesamtentwicklung und Organisation der SS vgl. jetzt Hans Buchheim, Anatomie 

des SS-Staates, Bd. I , Freiburg 1965; zur Führerexekutive ebd. S. 29. 
2 Ebenda S. 67. 
3 Eine am 17. 2. 1933 vom Kommissar z. b . V. Daluege für Diels gefertigte Aktennotiz 

läßt den Schluß zu, daß Diels zu diesem Zeitpunkt bereits die Abteilung I A im Pol. Präsi­
dium Berlin übernommen hatte (Doc. Center, Personalakte Bürckel). 
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Der kommissarische Minister des Innern und sein Chef der politischen Polizei 

waren sich wohl darin einig, die für offensive Maßnahmen kaum geeignete poli­

tische Polizei nicht in ihrer bestehenden Organisationsform zu belassen, sondern 

ihre allmähliche Verselbständigung anzustreben, wie auch sie aus legislativen 

Fesseln zu lösen. So wurden am 3. März 1933 durch eine Ministerialverordnung4 

die Zuständigkeitsbeschränkungen der §§ 14 und 41 des Preußischen Polizeiver­

waltungsgesetzes5 gelockert. Wenige Tage später, am 8. März, bezog die eben ge­

schaffene Spezialabteilung zur Bekämpfung des Bolschewismus das neuernannte 

Horst-Wessel-Haus6. Und — sicher nicht zufällig — kurz nach der Ernennung Her­

mann Görings zum Preußischen Ministerpräsidenten am 11. April 1933 nahm die 

räumliche Trennung der politischen Polizei von der allgemeinen Polizei in Berlin 

ihren Fortgang: die Abteilung I A bezog ein Gebäude in der Prinz-Albrecht-Straße7. 

Den ersten Schritt zu ihrer institutionellen Verselbständigung fixierte schließlich 

ein Gesetz vom 26. April 19338. Es bestimmte die Einrichtung des Geheimen Staats­

polizeiamtes (Gestapa) im Range einer Landespolizeibehörde „zur Wahrnehmung 

von Aufgaben der politischen Polizei neben den oder an Stelle der ordentlichen Polizei­

behörden ", das dem Preußischen Minister des Innern unmittelbar unterstellt wurde. 

„Um die wirksame Bekämpfung aller gegen den Bestand und die Sicherheit des 

Staates gerichteten Bestrebungen zu sichern", so führte der Runderlaß des Pr.Mdl 

aus8, „ ha t die Staatsregierung sich entschlossen, die Organisation der politischen 

Polizei straffer als bisher zu gestalten und die erforderlichen Voraussetzungen für 

ein schnelles und erfolgreiches Arbeiten zu schaffen". Zu diesem Zwecke übernahm 

an Stelle des Landeskriminalpolizeiamtes für die politische Polizei das Gestapa die 

politisch-polizeilichen Angelegenheiten. Auf der Ebene der Regierungsbezirke 

wurden Staatspolizeistellen als nachgeordnete Exekutive des Gestapa eingerichtet; 

eine Funktion, die dann in der Praxis von den politischen Abteilungen der Polizei­

verwaltungen in den Regierungspräsidien wahrgenommen wurde. Wie jedoch 

Zur politischen Polizei in Preußen siehe Bernhard Weiß, Polizei und Politik, Berlin 1928, 
S. 51 ff.; Felix Bullmann, Die Polizei für Strafsachen in Preußen unter besonderer Berück­
sichtigung der politischen Polizei, jur. Diss., Erlangen 1933. 

4 Ministerialblatt für die Preußische innere Verwaltung (MBliV), S. 233. 
5 PVG vom 1. Juni 1931, Pr. GS., S. 77. Zur Frühgeschichte der Gestapo in Preußen 

siehe Rudolf Diels, Lucifer ante portas, Stuttgart, 1950, vor allem S. 164 ff. und 227 ff.; 
Hans Buchheim, a .a .O. , S. 38ff.; Friedrich Zipfel, Gestapo und SD in Berlin, in : Jahrbuch 
für die Geschichte Mittel- und Ostdeutschlands 9/10 (1961), S. 263ff.; Edward Crankshaw, 
Die Gestapo, Berlin 1959, der allerdings gelegentlich über die Quellen hinausschießt. Auch 
Gerhard Schulz, Die Anfänge des totalitären Maßnahmenstaats, in : K. D. Bracher, W. Sauer, 
G. Schulz, Die nationalsozialistische Machtergreifung, Köln und Opladen 1960, S. 536ff. 

6 Bis dahin Karl-Liebknecht-Haus. 
7 Der genaue Zeitpunkt ist nicht festzustellen. Diels, a .a .O. , S. 228, spricht von Mitte 

April. Crankshaw, a .a .O. , S. 46, behauptet am 4. 4., allerdings ohne Beleg; laut Briefwechsel 
Diels an Daluege v. 6. 4. und Daluege an Diels v. 11 . 4. (Berlin Doc. Center) war Diels noch 
„im Hause" am Alexanderplatz. 

8 Pr. GS., S. 122. Dazu ein Runderlaß des P r . M d l v. 26. April 1933, MBliV., S. 503, 
nebst Anlagen. 
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das Gestapa dem Pr.Mdl unterstellt blieb, so änderte sich auch noch nichts an der 

Unterstellung der Staatspolizeistellen, die „Organ der zuständigen Landespolizei­

behörde" blieben, unter den Regierungspräsidenten. Und das Gesetz v. 26. 4. be­

stimmte darüber hinaus ausdrücklich9, daß die Vorschriften des PVG10 über Be­

schwerde und Anfechtungsklage auch auf Verfügungen des Gestapa Anwendung 

finden sollten. 

Die nächste Stufe im Ausbau der Gestapo, das Gesetz über die Geheime Staats­

polizei vom 30. November 1933, kann wohl nicht n u r als Aktion Görings zur 

Straffung seines Machtinstrumentes und Entpolitisierung der ordentlichen Polizei 

und der inneren Verwaltung begriffen werden. Mindestens ebensosehr gehört sie 

in die schwebenden Auseinandersetzungen u m die Reichsreform11. Der RMdl, 

Frick, befürchtete gerade von der preußischen Geheimen Staatspolizei eine Durch­

kreuzung seiner Zentralisierungsabsichten, die im Bereich der Polizei illusorisch 

bleiben mußten, wenn neben der erstrebten Reichspolizei eine preußische Sonder­

polizei fortbestehen würde. So bemühte sich das RMdl im Oktober 1933, ein Reichs­

gesetz durchzubringen, das die politische Polizei wieder in die ordentliche Polizei 

zurückführen sollte. Der Plan scheiterte am Preußischen Ministerpräsidenten12 und 

seinem Staatsministerium, das Anfang Dezember teilweise überraschend seine 

„eigene preußische Reform" auf verschiedenen Gebieten der inneren Verwaltung 

durchführte13, u m der Reichsreform zuvorzukommen. Auch das „Gesetz über die 

Geheime Staatspolizei" vom 30. November 193314 dürfte seinen Platz im Rahmen 

dieses Ausweichmanövers haben. 

9 § 1 (3). 
10 siehe Anm. 5. 
11 Vgl. Bracher, Sauer, Schulz, a.a.O., S. 579ff. 
12 Daß Göring auch nur entfernt bereit gewesen sein soll, einer Reorganisation der Gestapo 

zuzustimmen, was Gerhard Schulz, a.a.O., S. 538, für möglich hält, erscheint zweifelhaft. 
Ein Indiz dafür sieht Schulz in der Tatsache, daß Göring „Diels kurze Zeit später zum Polizei­
präsidenten ernannte". Abgesehen davon, daß Diels nur ,,vertretungsw[eise]" (Personalbogen 
Diels im Geheimen Staatsarchiv) zum Polizeivizepräsidenten ernannt wurde, läßt der Zeit­
punkt (18. 11. 1933), 12 Tage vor der Verkündigung des neuen Gesetzes, höchstens auf ver­
schleiernde Taktik schließen. 

In diesen Zeitraum fällt aber auch das merkwürdige Zwischenspiel der vorübergehenden 
Amtsenthebung und Flucht von R. Diels, das Crankshaw als ersten Versuch Heydrichs zur 
„Machtergreifung" in Berlin deutet. Sein Stellenwert in den Auseinandersetzungen um die 
Gestapo ist noch höchst unklar. Diels selbst berichtet davon (a.a.O., S. 330ff.); bei Gisevius, 
Bis zum bitteren Ende, Hamburg 1947, Bd. I, S. 63f. und bei Dodd, Ambassador Dodd's 
Diary 1933-1938, New York 1941, S. 65, wird die Tatsache bestätigt. Allerdings differieren die 
Zeitangaben. Diels: Mitte Oktober bis 1. Dezember, Gisevius: ab etwa Mitte September, diese 
Angabe kann nicht stimmen, denn am 10. Oktober war Diels noch in Berlin; siehe Dank­
schreiben an RFSS für Ernennung (15. 9.) zum SS-Obersturmbannführer v. 10. 10., (Berlin 
Doc. Center); Dodd: Ende November bis Anfang Dezember. Seltsamerweise wurde D. in der 
von ihm angegebenen Zeit zum SS-Standartenführer (9. 11.) befördert und vertretungsweise 
zum Polizeivizepräsidenten ernannt (18. 11.). 

13 Bracher, Sauer, Schulz, a.a.O., S. 589. 
14 Pr. GS., S. 413. 
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Die Gestapo wurde jetzt zum selbständigen Zweig der inneren Verwaltung erklärt 

und direkt dem Ministerpräsidenten unterstellt, der den Inspekteur der Geheimen 

Staatspolizei - er war zugleich Chef des Gestapa — mit der Wahrnehmung der laufen­

den Geschäfte, die bisher im Ministerium des Innern getätigt worden waren, beauf­

tragte. Bemerkenswert ist, daß das Gesetz zu den Kragen der Beschwerde und An­

fechtungsklage keine Bestimmungen mehr enthält. War damit die Gestapo in der 

Zentralinstanz endgültig zur Sonderpolizeibehörde auf Kosten der politischen Kom­

petenzen des Ministeriums des Innern geworden, so blieb das Verhältnis von Staats­

polizeistelle und Regierungspräsidium noch kurze Zeit im Zustand latenter Spannung. 

Die Durchführungsverordnung vom 8. März 193415 verfügte, daß die Staatspolizei-

steilen den Regierungspräsidenten untergeordnet seien, „soweit vom Minister­

präsidenten nicht etwas anderes bestimmt" würde. Ein Runderlaß vom gleichen 

Tage16 verkehrte diese Bestimmung aber faktisch ins Gegenteil, indem er die Staats­

polizeistellen verpflichtete, „den Wünschen der Regierungspräsidenten zu entspre­

chen, soweit nicht Weisungen und Richtlinien des Geheimen Staatspolizeiamtes 

entgegenstehen". Die Forderung nach „vertrauensvoller Zusammenarbeit" ver­

mochte die Gemengelage der Kompetenzen auch nicht zu entwirren, wohl aber 

ein Runderlaß vom 14. März 193417, in dem es heißt : „Mit Beginn des Rechnungs­

jahres 1934 (also zum 1. 4.) werden die Staatspolizeistellen aus ihrem bisherigen 

organischen Zusammenhang mit der Bezirksregierung oder einer staatlichen Pol-

Verwaltung losgelöst und zu selbständigen Behörden der Geheimen Staatspolizei 

bestellt."17a 

Die Gestapo hatte - obgleich von den Regierungspräsidenten noch längst nicht 

hingenommen — den Status einer Sonderpolizeibehörde erlangt, die lediglich da­

durch noch mit der ordentlichen Polizei Berührung hatte, daß diese auf Kreis- und 

Ortsebene als ihr Hilfsorgan fungierte. 

So konnte der Preußische Ministerpräsident Hermann Göring am 17. März ge­

trost den Reichskanzler in einem pathetischen Schreiben bitten, im Interesse der 

Reichsreform „den Reichsminister des Innern, Herrn Dr. Frick, mit der Wahr­

nehmung der Geschäfte des Preußischen Ministers des Innern zum 1. Mai 1934 zu 

beauftragen". Er könne sich „kaum eine Maßnahme denken, die besser als diese 

geeignet wäre, der Reichserneuerung von Preußen her den Weg zu bereiten"18. 

Göring überließ Frick damit nur noch eine politisch nahezu entmachtete Polizei 

und Verwaltung, doch war dieser triumphierende Schachzug wohl auch schon ein 

Rückzugsgefecht gegen die zur Zentralisierung drängenden Kräfte. Noch bevor 

Frick das Preußische Ministerium des Innern in Personalunion übernahm, mußte 

Göring einem anderen Sog zur „Verreichlichung" seiner Gestapo nachgeben. Was 

15 Pr. GS., S. 143. 
16 MBliV., S. 471. 
17 MBliV., S. 471. 
17a Da jedoch der Runderlaß die Unterordnung nicht ausdrücklich aufhob, konnte die 

Rechtslage von den Betroffenen immer noch widersprüchlich ausgelegt werden. 
18 Abgedruckt im Völkischen Beobachter v. 2. 5. 1934. 
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er dem RMdl geschickt vorenthalten konnte, mußte er dem RFSS und Kommandeur 

der politischen Polizei fast aller deutschen Länder zugestehen. Am 20. April 1934 

löste der RFSS Heinrich Himmler den Ministerialdirektor Rudolf Diels als Inspek­

teur der Gestapo in Preußen ab. Damit erreichte Himmler eine wichtige Etappe 

nicht nur auf dem Wege zur Zentralisierung der politischen Polizei Deutschlands 

in seiner Hand, sondern auch eine Basis zur Eroberung der gesamten deutschen 

Polizei für die SS. 

Was neben dem Zurückweichen vor einer unaufhaltsamen Entwicklung Göring 

bewogen haben mag, seine kaum gestärkte Machtposition mit Himmler zu teilen, 

ob er auf einen Bundesgenossen in noch ausstehenden Auseinandersetzungen 

hoffte, ist kaum geklärt und soll hier nicht weiter untersucht werden. Wir haben 

vielmehr einen speziellen und charakteristischen Aspekt in der zweiten Entwick­

lungsperiode der preußischen Geheimen Staatspolizei zu verfolgen: die Gegenwehr 

aller Instanzen der inneren Verwaltung gegen ihre Entpolitisierung und die Bemü­

hungen der Gestapo u m ihre Befreiung von legislativen Normen, was die Voraus­

setzung für ihre Entstaatlichung war. 

Hans Buchheim stellt fest19, daß die Jahre 1935/36 „hinsichtlich der Emanzi­

pation der Führergewalt von der staatlichen Norm" auch im Bereich der politi­

schen Polizei „eine retardierende Tendenz" aufweisen, und daß sie durch den Ver­

such gekennzeichnet sind, die „Gestapo wenigstens auf mittlerer und unterer 

Ebene wieder unter Kontrolle zu bekommen". 

Die hier vorgelegten Dokumente spiegeln einiges von den Bemühungen des 

Reichs- und Preußischen Ministeriums des Innern wie der Regierungspräsidenten 

wider, dem Entgleiten der Gestapo aus der Einheit der inneren Verwaltung zu 

steuern, lassen aber auch die Methoden sichtbar werden, mi t denen sich das Gestapa 

durchsetzte, und verweisen schließlich auf die Hilfestellung, die Justiz und Rechts­

theoretiker der Geheimen Staatspolizei zuteil werden ließen. Schließlich fordern 

die Regierungspräsidenten von Köln und Aachen, denen wir als Verfasser einiger 

der Dokumente begegnen, Fragen nach politischer Vorstellungswelt und Verhalten 

der höheren Beamten in jenen Jahren heraus, worauf zum Schluß noch kurz ein­

zugehen ist. 

Seit der Ernennung Himmlers zum Inspekteur der Gestapo und Fricks zum Preußi­

schen Minister des Innern mühten sich nun drei Machtgruppen in wechselnder 

Frontstellung, die preußische politische Polizei ihrem Konzept einzuordnen. Göring 

hatte Himmler, der im Hinblick auf die Zentralisierung der politischen wie der 

allgemeinen Polizei mit Frick in einer Front stand, einerseits berufen, weil er dieser 

Fronde taktische Zugeständnisse machen mußte , andererseits wohl auch, weil er 

Himmlers Bundesgenossenschaft in der Auseinandersetzung mit der SA wie auch 

mit dem Reichsminister des Innern gesucht haben mag. Des Reichsführers-SS 

Vorstellungen von Gestalt und Zweck der Gestapo aber entsprachen in Einzelheiten 

teils Görings, teils Fricks Konzeption, während sie als Ganzes genommen von beiden 

sich weit entfernten. 
19 A.a.O., S. 49. 
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Himmler ging bald nach Amtsantritt - und hier in Übereinstimmung mit 

Göring - daran, das Gestapa in den höheren Rängen personell umzugestalten; 

„Beamte, die durch ihre Tätigkeit mi t der Behörde in ihrer alten Organisationsform 

besonders eng verbunden waren", gedachte er „künftig nicht weiter zu beschäf­

tigen"20 . Eine Reihe höherer Beamter ereilte gleich ihrem Chef Diels das Schicksal 

der Versetzung. Statt ihrer berief Himmler wichtige Mitarbeiter aus der SS und 

einige höhere Verwaltungsbeamte, die bis dahin Staatspolizeistellen geleitet hatten, 

in die Schaltstellen des Gestapa21. 

Waren diese Maßnahmen kaum im Sinne Fricks, so scheint umgekehrt zwischen 

dem neuen Leiter des Geheimen Staatspolizeiamtes und dem Reichsminister des 

Innern eine Art Waffenstillstand eingetreten zu sein; denn in einem Rundschreiben 

vom 28. Juni 1934 an die „Dienststellen im Hause" gab Heydrich - sicher nicht 

ohne Wissen Himmlers — der Rechtslage strikt widersprechend zur Kenntnis: „Die 

unmittelbar vorgesetzte Behörde" seien „der Preußische Ministerpräsident, der 

Reichsminister des Innern, der in Personalunion Preußischer Minister des Innern 

ist"22. Dafür, ob Göring von dieser Anweisung Kenntnis hatte, ob sie einem Still­

halten zugerechnet werden muß , das von der bevorstehenden Auseinandersetzung 

mit der SA erzwungen wurde, gibt es keine Anhaltspunkte. Doch verdeutlichen 

diese widersprüchlichen Schritte, wie sich die Machtverhältnisse bereits zwischen 

dem Amtsantritt Himmlers und dem 30. Juni 1934 verflüssigten. 

Auch im Bereich der Mittelinstanz klafften u m diese Zeit Gesetz und Praxis weit 

auseinander. Nicht nur leiteten in der Mehrzahl der Regierungsbezirke auch weiter­

hin die politischen Dezernenten der Bezirksregierung zugleich die Staatspolizei­

stellen23, sie blieben auch - vor allem hinsichtlich ihrer Unterrichtung über poli­

tische Vorgänge - noch weitgehend auf den Apparat der inneren Verwaltung wie 

auch der den Regierungspräsidenten nachgeordneten Kreis- und Ortspolizeibehör-

den angewiesen. Und die Regierungspräsidenten waren nicht gesonnen, ihre poli­

tische Macht und Verantwortlichkeit einfach aufzugeben. Diese tatsächlichen Ge­

gebenheiten und die mangelnde Eindeutigkeit der geltenden Verordnungen und 

2 0 Mitteilung des Inspekteurs der Gestapo an d. Pr .Mdl , dem diese Beamten jetzt wieder 
unterstellt wurden (§ 3 d. VO v. 8. 3. 1934, vgl. Anm. 15), v. 31. 5. 1934, zitiert nach Bracher, 
Sauer, Schulz, a .a .O. , S. 539. 

Göring hatte bereits früher — im Rahmen des Einsatzes der „nationalen Verbände" als 
Hilfspolizei, April 1933 - der SS politisch-polizeiliche Aufgaben zugewiesen und damit deren 
Eindringen in die unteren Ränge der Gestapo gefördert; jedoch hatte er sich einer Ablösung 
der Ministerialbeamten des Gestapa durch SS-Angehörige widersetzt; ebenda, S. 469; und 
Friedrich Zipfel, Gestapo und Sicherheitsdienst, Berlin 1960, S. 13f. Himmler ernannte 
nun seinerseits Diels zum SS-Führer. 

21 Bracher, Sauer, Schulz, a .a .O. , S. 539f. Zu nennen sind vor allem: Der Vertreter 
Himmlers und Chef des SD Reinhard Heydrich, der am 22. 4. 1934 zum Chef des Gestapa 
ernannt wurde; der SS-Standartenführer Dr. Werner Best, der die Verwaltungsabteilung des 
Gestapa übernahm; und Heinrich Müller. 

22 MA-435, Bl. 2767268/9 im Institut für Zeitgeschichte, künftig zitiert: IfZ (Nr.). 
23 Der Leiter der Staatspolizeistelle Aachen schied erst am 1. 3. 1935 aus der Bezirks­

regierung aus; Bernhard Vollmer, Volksopposition im Polizeistaat, Stuttgart 1952, S. 14. 
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Erlasse24, haben wohl einige Regierungspräsidenten zu einer Praxis und Interpreta­

tion in ihrem Sinne genützt. 

In einem Runderlaß vom 6. Juli 1934 (Dokument 1) n immt der Preußische 

Ministerpräsident und Chef der Geheimen Staatspolizei Stellung zu diesen „Zwei­

felsfragen" hinsichtlich der „dienstlichen Beziehungen, in denen die Staatspolizei-

steilen zu den Behörden der allgemeinen Verwaltung, insbesondere zu den Regie­

rungspräsidenten sowie zu den Kreis- und Ortspolizeibehörden stehen". Göring 

wiederholt und interpretiert das Gesetz vom 30. November 1933 und die dazu 

ergangenen Verordnungen und Erlasse. Er betont einerseits die Selbständigkeit der 

Gestapo in Zentral- und Mittelinstanz, unterstreicht aber andererseits - wenngleich 

einen Seitenhieb auf die Bürokratie nicht unterlassend - , daß er sie als Verwal­

tungsbehörde betrachtet, die der Gesamtheit der staatlichen Administration durch 

Unterstellung unter den Ministerpräsidenten eingefügt bleibe. Die politischen 

Kompetenzen und die politische Verantwortlichkeit der Regierungspräsidenten, 

ihre Bedeutung für die Sammlung politischer Nachrichten und deren Beurteilung 

werden bestätigt, ohne daß jedoch zur Entwirrung der Kompetenzüberschneidungen 

anderes beigetragen würde, als die Verpflichtung zu „engster Füh lung" und 

„vertrauensvoller Zusammenarbeit". 

Einen ersten Schritt über die bestehenden Regelungen hinaus bedeutete der 

Passus, in dem sich Göring mit dem Recht der Beschwerde gegen staatspolizeiliche 

Verfügungen - wohl gewollt unscharf — beschäftigt; da er lediglich die Beschwerde 

dem Instanzenzug der Geheimen Staatspolizei zuwies, die Frage der Anfechtbarkeit 

im Verwaltungsstreitverfahren aber gar nicht ansprach, bot er eine weitere Hand­

habe zum Abbau der Barriere, durch welche die Gestapo an - wenn auch noch so 

formale — Normen gebunden wurde. 

Nur einen Tag später unterzeichnete Frick in seiner Eigenschaft als Reichs­

minister des Innern einen Erlaß an alle Landesregierungen, in Preußen an den 

Ministerpräsidenten und den Preußischen Innenminister (Dokument 2). Der RMdl 

betonte, daß trotz „Errichtung einer politischen Spezialpolizei" die „politische Ver­

antwortung" der inneren Verwaltung fortdauere, strich die Bedeutung einer poli­

tischen Berichterstattung durch die innere Verwaltung für die Arbeit der Reichs­

regierung heraus und ordnete die monatliche Anfertigung politischer Lage­

berichte durch die preußischen Regierungspräsidenten und die entsprechenden 

Behörden der übrigen deutschen Länder an25. Sichtlich war dieser Erlaß ein 

Versuch, der inneren Verwaltung in Preußen und insbesondere den Regierungs­

präsidenten politisches Terrain zurückzuerobern. Die Bemerkung, daß „die poli­

tische Spezialpolizei" ihre Existenz und die „Trennung von den Instanzenbehör­

den der inneren Verwaltung" den „besonderen Zeitumständen nach der Macht­

ergreifung" verdanke, war deutlich genug. Der Preußische Ministerpräsident be-

24 Siehe oben, S. 194. 
25 Zu diesem Erlaß ergingen hinsichtlich der Form eine Reihe von Abänderungserlassen, 

1. 8. u. 1. 11. 1934; 20. 7. u. 19. 11. 1935, die jedoch am Prinzip der Berichterstattung nichts 
änderten. 
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hauptete in seiner an den Preußischen Minister des Innern gerichteten Stellung­

nahme vom 9. Juli zu diesem Erlaß (Dokument 3) dann zwar, daß er mit dem 

RMdl voll übereinstimme, überging jedoch den Hinweis auf den Ausnahme­

charakter der Gestapo geflissentlich. U m so präziser formulierte Frick als Preußi­

scher Minister des Innern seine Auffassung in einem Runderlaß an die Ober- und 

Regierungspräsidenten vom 16. 7. 1934 (Dokument 4)26: die derzeitige selbständige 

Organisation der Gestapo könne als „Übergangsregelung" betrachtet werden, „die 

infolge der durch die Röhm-Revolte angespannten politischen Lage notwendig 

geworden" sei. Die Auffassung Fricks, daß man darin übereinstimme, dürfte je­

doch weder von Göring noch von Himmler geteilt worden sein. 

Anfang August 1934 veranschaulichte der Regierungspräsident des Regierungs­

bezirks Aachen, Eggert Reeder, bei der Vorlage seines erstmals fälligen politischen 

Lageberichts — angesichts der Ausführungen Fricks des Einverständnisses sicher —, 

daß noch die politische Verantwortlichkeit in seiner Hand lag. Statt eines eigenen 

Lageberichts legte er dem Reichsminister des Innern am 5. 8. den Monatsbericht 

der Staatspolizeistelle27 mit einem Zusatzbericht vor. In einem Begleitschreiben28 

führte er aus: 

„. . . 
Ich habe aus folgenden Gründen geglaubt, von einer getrennten selbständigen 

Sondervorlage vorläufig Abstand nehmen zu sollen 
1. Der Leiter der Staatspolizeistelle ist gleichzeitig der mir unterstehende poli­

tische Dezernent. Eine Trennung in materieller und personeller Hinsicht zwischen 
dem politischen Dezernat einschließlich Büro und der Staatspolizeistelle erscheint 
mit Rücksicht auf das hier stets vorhanden gewesene enge Einvernehmen nicht 
tunlich, im Interesse der notwendigen Sparsamkeit nicht notwendig und in tat­
sächlicher Beziehung kaum möglich, 

2. denn die Staatspolizeistelle ist zu ihrer Information vorwiegend auf die gleichen 
Berichte der der allgemeinen Verwaltung angehörenden und somit mir unterste­
henden Orts- und Kreispolizeibehörden angewiesen, deren Leiter nicht nur schrift­
lich, sondern auch bei den regelmäßig auf der Regierung unter meinem Vorsitz 
stattfindenden Besprechungen unter Hinzuziehung des politischen Dezernenten 
und Leiters der Staatspolizeistelle auch mündlich über die politischen und wirtschaft­
lichen Verhältnisse und Vorkommnisse berichten und entsprechende Anweisungen, 
auch soweit die Staatspolizeistelle in Frage kommt, entgegennehmen. Solange der 
Regierungspräsident die, tatsächlich unteilbare, politische Verantwortung für seinen 
Bezirk zu übernehmen hat, wird hierauf auch nicht verzichtet werden können. 

3. Weiterhin sind die Sachbearbeiter meiner Regierung schon seit jeher von mir 
angewiesen, dem politischen Dezernenten als Leiter der Staatspolizeistelle ein­
schlägiges Material aus ihren Dezernaten für die Berichterstattung zur Verfügung zu 
stellen. 

26 Zugleich wurden die beiden vorgenannten Erlasse den Ober- und Regierungspräsidenten 
abschriftlich zur Kenntnis gebracht. 

27 Auf Grund eines Erlasses des Chefs der Gestapo vom. 23. 12. 1933 hatten die Staats­
polizeistellen neben täglichen Ereignismeldungen monatlich einen Lagebericht vorzulegen. 
Vgl. Bracher, Sauer, Schulz, a.a.O., S. 543; Vollmer, a.a.O., S. 10. 

28 Staatsarchiv Düsseldorf; Regierung Aachen, Präsidialbüro II, 405/32 und 35. 
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5. Der Lagebericht selbst ist unter Berücksichtigung meiner Wünsche aufgestellt 
und mir im Entwurf vorgelegt worden. 

Nach Vorstehendem würde es m.E. für die unterstellten Verwaltungsbehörden, 
die sonst für eine Berichterstattung in Frage kommenden Köperschaften und Per­
sonen, auch für die Regierung eine nicht unerhebliche Mehrarbeit bedeuten, wenn 
für die parallelen und gewissermaßen konkurrierenden Berichterstattungen des 
Regierungspräsidenten und des Leiters der Staatspolizeistelle, meines politischen 
Dezernenten, besondere und getrennte Vorarbeiten über dieselbe aus den gleichen 
Informationsquellen stammende Materie des gleichen Berichtsbezirks erfolgen 
müßten. 

Ich bin überzeugt, daß ein derartiges Verfahren, das m.E. geeignet sein würde, 
die Staatsautorität zu schwächen, höheren Orts nicht gewünscht wird." 

Während so auf der Bezirksebene die Einheit der Verwaltung noch nicht 

durchbrochen sein mußte , da sich Wirklichkeit und Rechtslage längst nicht 

überall deckten, sofern nur ein starker Regierungspräsident die Dinge in der 

Schwebe zu halten verstand, bahnten sich in Berlin einschneidende Verände­

rungen an. Göring verlor im Herbst 1934 gegenüber den im Hinblick auf eine 

Zentralisierung der politischen Polizei im Deutschen Reich einigen Himmler und 

Frick29 immer mehr an Boden. Sein Ansehen und seine Macht in der Gestapo 

schwanden offenbar so sehr, daß sich der „Leiter des Geheimen Staatspolizeiamtes" 

im September genötigt sah, die „Dienststellen im Hause" darauf hinzuweisen, 

daß Schreiben, „die dem Herrn Ministerpräsidenten als höchster vorgesetzter 

Dienststelle vorgelegt" würden, dem „bestehenden dienstlichen Verhältnis [zu] 

entsprechen hät ten", und daß man beispielsweise den Ministerpräsidenten nicht 

„um Nachricht" vielmehr nur „um Weisung" bitten könne30. Am 20. November 

1934 schließlich betraute Göring „den Inspekteur der Geheimen Staatspolizei, 

Herrn Reichsführer SS-Himmler mit [seiner] Vertretung auch in den Angelegen­

heiten der Geheimen Staatspolizei . . ., deren War tung bisher unter Einschaltung 

des Preußischen Staatsministeriums" erfolgte. „Der Inspekteur der Geheimen 

Staatspolizei [werde] die Geschäfte der gesamten Preußischen Staatspolizei nun­

mehr unter alleiniger Verantwortung [ihm] gegenüber führen."31 Damit wurde 

Himmler, der nun den Titel „Der stellvertretende Chef und Inspekteur" führte, 

de facto Chef der Preußischen Gestapo32. 

So adressierte der Regierungspräsident von Köln, Rudolf Diels33, seinen Immediat-

29 Am 1. 11. 1934 wurden im Zuge der Reichsreform das Reichsministerium des Innern 
und das Preußische Ministerium des Innern zum Reichs- und Preußischen Ministerium des 
Innern vereinigt, womit Frick erhebliche Macht zuwuchs. 

3° IfZ, MA-435, 2767270. 
31 Erlaß des Pr.M.Präs. Chef der Gestapo v. 20. 11. 1934, vom Leiter des Gestapa den 

nachgeordneten Dienststellen „zur Kenntnisnahme und Beachtung" mitgeteilt am 30. 11. 
1934: IfZ MA-433, 2728736. Vgl. Buchheim a.a.O., S. 47. 

32 Die Ausführungen Buchheims zum Gewicht der unmittelbaren Unterstellung des Chefs 
der Deutschen Polizei unter den RuPr.Mdl nach dem 17. 6. 1936, ebenda, S. 60f., treffen in 
gewisser Weise auch auf die Machtverteilung zwischen Himmler und Göring zu. 

33 Nach seiner Entlassung als Inspekteur der Gestapo am 20. 4. 1934 wurde Diels zum 
Regierungspräsidenten von Köln ernannt. Zur Person siehe unten, S. 205. 
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bericht, in dem er deutlich und scharf die „Zerbröselung" der inneren Verwaltung 

nicht nur im Bereich der politischen Polizei aufzeigte, zu einem Zeitpunkt an den 

Preußischen Ministerpräsidenten, da dessen Machtfülle bereits spürbar abbröckelte 

(Dokument 5). 

I m Frühjahr 1935 trieb das Gestapa die Verselbständigung der Geheimen Staats­

polizei in der Mittelinstanz weiter voran. In einem von Dr. Best gezeichneten 

Rundschreiben des Stellvertretenden Chefs und Inspekteurs vom 3. 4. 1935 an alle 

nachgeordneten Dienststellen wurde ein Aufsatz des Greifswalder Dozenten Dr. 

Walter Hamel teilweise wiedergegeben. Darüber hinaus wurde angekündigt, daß 

auch „in Zukunft wesentliche und grundsätzliche Veröffentlichungen über die poli­

tische Polizei mit geeigneten Hinweisen zur Unterrichtung" mitgeteilt würden34. 

Hamel vertritt in diesem Aufsatz die Auffassung35, daß die Staatspolizeistellen 

den Regierungspräsidenten unterstellt sind. Best korrigiert diese Ansicht unter 

Berufung auf § 1 des Gesetzes vom 30. 11. 193336, von dem aber fraglich ist, ob die 

Unabhängigkeit der Staatspolizeistellen ohne die interpretierenden Runderlasse dar­

aus abgeleitet werden kann. Wollte man durch diese Erinnerung an die Rechtsstel­

lung der Staatspolizei den Leitern der Staatspolizeistellen den Rücken für die prak­

tische Herauslösung aus der Bezirksregierung stärken? Mit den Maßnahmen zur 

Unterbringung der Staatspolizei in eigenen Gebäuden verfolgte das Gestapa offen­

bar die Absicht, die dazu nötige räumliche Distanz zu schaffen (Dokument 6). 

Gleichzeitig aber unternahm das Gestapa einen in aridere Richtung zielenden 

und gut kalkulierten Schritt zur Entpolitisierung der Mittelinstanz, indem man 

die Oberpräsidenten aus dem Geflecht der wechselseitigen Unterrichtung über 

politische Ereignisse hinausdrängte (Dokument 6). Das Oberpräsidentengesetz 

vom 15. 12. 1933 sah allerdings für die Oberpräsidenten keine eigentlich polizei­

lichen Befugnisse mehr vor, doch war ihnen ein Weisungsrecht gegenüber den 

Verwaltungsbehörden und das Recht zu einstweiligen Anordnungen bei Gefahr im 

Verzug eingeräumt. In seinem Erlaß vom 6. Juli 1934 hatte Göring die Oberpräsi­

denten ersucht, von ihrem Weisungsrecht an die Staatspolizeistellen keinen Ge­

brauch zu machen. Indem man die Oberpräsidenten nicht mehr laufend und kurz­

fristig über die Ereignisse in der Provinz unterrichtete, beschnitt man jetzt auch 

ihr Recht, bei Gefahr im Verzug einstweilige Anordnungen zu erlassen. 

Folgenreiche und die Befreiung der politischen Polizei von hinderlichen Normen 

zumindest beschleunigende Schützenhilfe leistete der Gestapo in diesem Frühjahr 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Am 2. Mai 1935 entschied das Preußische Ober­

verwaltungsgericht37, daß das Gestapa durch das Gesetz vom 30. 11. 1933 als eine 

Sonderpolizeibehörde konstituiert worden sei, die den Bestimmungen des Polizei-

34 IfZ, MA-433, Bl. 728716. 
35 Die Polizei im nationalsozialistischen Staat, erschienen in der Deutschen Juristenzeitung, 

40. Jg., Nr. 6 v. 15. 3. 1933, Spalte 1 ff. 
36 „Die Geheime Staatspolizei bildet einen selbständigen Zweig der inneren Verwaltung. 

Ihr Chef ist der Ministerpräsident." 
37 Auszüge siehe unten S. 218, Anm. 19. 
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Verwaltungsgesetzes über den Rechtsmittelzug nicht unterliege; da andererseits 

Anfechtungsklage im genannten Gesetz nicht vorgesehen sei, bleibe den Betroffe­

nen „nur der allgemeine Rechtsbehelf der Beschwerde im Aufsichtsweg", die, so 

Göring (Dokument 1), „an letzter Stelle bei mi r " endet. Da sich die Entscheidung 

aus prozessualen Gründen nur auf das Geheime Staatspolizeiamt beziehen konnte, 

merkte das erkennende Gericht noch an, daß nach seiner Auffassung eine Einbe­

ziehung „der übrigen Organe der Geheimen Staatspolizei, insbesondere . . . der 

Staatspolizeistellen . . . durchaus folgerichtig erscheint". Der „Stellvertretende 

Chef" der Gestapo nahm denn auch in dem Begleitschreiben vom 5. 8. 1935, mit 

dem das Urteil den nachgeordneten Dienststellen überreicht wurde, die Zukunft 

vorweg, wenn er das Urteil lapidar in den Satz zusammendrängte, „daß Verfügun­

gen der Preußischen Geheimen Staatspolizei nicht im Wege des Verwaltungsstreit­

verfahrens anfechtbar sind"38. 

Eine so weitgehende Entscheidung traf das Oberverwaltungsgericht erst nach 

der Verkündung des Gesetzes über die Gestapo vom 10. Februar 193639, dessen 

§ 7 bestimmt, daß „Verfügungen in 40 Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei 

. . . der Nachprüfung durch die Verwaltungsgerichte" nicht unterliegen. In einem 

Beschluß führte das Oberverwaltungsgericht am 19. März 1936 aus41, daß also 

danach „nicht nur die von den einzelnen Dienststellen der Geheimen Staatspolizei 

selbst erlassenen Verfügungen, sondern auch diejenigen Anordnungen sachlichen 

Inhalts der ordentlichen (Kreis- und Orts-) Polizeibehörden der Anfechtung ent­

zogen (seien), die diese in ihrer Eigenschaft als Hilfsorgane der Geheimen Staats­

polizei getroffen haben". Durch die säuberliche Ausschöpfung nicht nur der im § 7 

enthaltenen verfahrensrechtlichen Vorschriften, sondern auch seines sachlichen 

Gehalts, waren damit alle polizeilichen Akte „als solche" der richterlichen Nach­

prüfung entzogen, „sofern [ihnen] ernsthafte Erwägungen staatspolizeilicher 

Natur" im Rahmen der staatspolizeilichen Aufgaben (§ 1, Erforschung und Be­

kämpfung staatsfeindlicher Bestrebungen) zugrunde lagen. In der Konsequenz 

dieser Scheidung in sachliche und formelle Gesichtspunkte grenzte das erkennende 

Gericht allerdings politisch-polizeiliche Handlungen der ordentlichen Polizeibe­

hörden durch das Gesetz v. 10. 2. 1936 sachlich ein und schloß somit die Nach­

prüfbarkeit politisch-polizeilicher Verfügungen und politischer Verwaltungsakte 

nicht grundsätzlich aus. Diese als liberalistisch verschriene Rechtsauffassung blieb 

freilich nicht unwidersprochen und deckte sich auch in keiner Weise mit den 

Intentionen der führenden Köpfe im Staatspolizeiamt. Zwar nahm man dort die 

angeführten Entscheide als willkommenen Geländegewinn an42, ging jedoch mit 

einer anderen Rechtsauffassung konform, die in einer Entscheidung des Verwal­
­­ Ifz, MA-433, 2728739. 
39 Pr.GS., S. 21. 
40 Im ursprünglichen Gesetzestext, Pr.GS., ebenda: „und". Die Berichtigung erfolgte 

kurze Zeit später Pr.GS., S. 28. 
41 Reichsverwaltungsblatt 1936, S. 339. 
42 Schreiben des Gestapa, mit dem das Urteil des OVG vom 19. 3. 1936 den Dienststellen 

der Gestapo zur Kenntnis gebracht wurde, IfZ, MA-433, 2728760. Vgl. auch Anm. 39. 
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tungsgerichts Hamburg4 3 ihren richterlichen Niederschlag und in einem Aufsatz 

von Ulrich Scheuner im Reichsverwaltungsblatt44 ihre rechtstheoretische Begrün­

dung fand. 

Das hamburgische Verwaltungsgericht hatte bereits in einem Urteil v. 7. Okto­

ber 1935 die beiden Rechtsstandpunkte diskutiert und die neuen Rechtsgrundsätze, 

denen es sich bei der Urteilsfindung anschloß, dahingehend umschrieben, „daß im 

nationalsozialistischen Staate Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz nicht gegen­

einander stehen, sondern nur verschiedene Tätigkeiten desselben Organismus seien 

und daß daher die Justiz nicht unter dem Blickpunkt einer anderen Betrachtungs­

weise verneinen könne, was der Staat als politische Handlung vornehme". Die 

Entscheidung, ob eine Handlung oder ein Sachgebiet politisch sei oder nicht, lag 

nach Ansicht des Gerichts bei der Behörde. Denn wenn man schon den Verwaltungs­

gerichten das Recht politischer Entscheidungen entziehen wolle, dann könne man 

sie konsequenterweise auch nicht „über den Grad der politischen Imprägnierung 

eines Verwaltungsaktes" urteilen lassen. Immerhin vertrat das Gericht — man 

möchte sagen, mit einem Rest von Logik und Unbehagen - doch noch den Stand­

punkt, daß eine „einfache Erklärung" Unpolitisches nicht politisch machen könne, 

in dieser Hinsicht müsse am Recht der Nachprüfbarkeit festgehalten werden. 

Scheuner geht gleichermaßen von der wesensmäßigen „Zusammengehörigkeit 

von Richteramt und politischer Gestaltung" als dem Grundprinzip des Führer­

staates aus und bekennt sich für den Gesamtbereich der politischen Staatshandlun­

gen zu dem Grundsatz, daß der Richter nur dann politische Fragen zu entscheiden 

hat, „wenn sie nicht schon von einer Verwaltungsstelle entschieden sind", letztlich 

also zur Unterordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit unter die politische Führung. 

Und Best kommentiert45: „Der Ansicht des Verfassers, daß die Nachprüfung von 

politischen Staats- und Verwaltungshandlungen den Gerichten im nationalsozia­

listischen Führerstaat in jedem Falle entzogen ist, ist beizutreten." Mit Recht 

wende sich der Verfasser gegen die Auffassung des preußischen Oberverwaltungs­

gerichts — Scheuner setzte sich mit dem Urteil vom 2. 5. 1935 auseinander46 —, daß 

an der gerichtlichen Nachprüfbarkeit politischer Verfügungen grundsätzlich fest­

zuhalten sei. 

Eben dieses Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 2. Mai 1935 hat den Regie­

rungspräsidenten des Bezirks Aachen, Eggert Reeder, mit dazu veranlaßt, seine 

grundsätzlichen Bedenken gegen die strukturelle Veränderung in der inneren Ver­

waltung in einer Eingabe an den Reichs- und Preußischen Minister des Innern 

niederzulegen (Dokument 7). An seinen Darlegungen zu dem ihm in den Einzel-
43 Abgedruckt bei Werner Spohr, Das Recht der Schutzhaft, Berlin 1937 (Stilkes Rechts­

bibliothek Nr. 157), S. 74ff. 
44 Die Gerichte und die Prüfung politischer Staatshandlungen, 23. Mai 1936. Den 

Dienststellen der Gestapo mit einem Begleitschreiben v. 12. 6. 1936 zur Kenntnisnahme 
übersandt. IfZ, MA-433, 2728818ff. und 2728840/41. 

45 A.a.O., 2728840/41. 
46 Am Gegensatz zwischen den Rechtsauffassungen Scheuners und des OVG hinsichtlich 

der Nachprüfbarkeit änderte sich auch durch den Beschluß v. 19. März 1936 nichts. 
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heiten noch nicht bekannten Urteil des Oberverwaltungsgerichts ist bemerkenswert, 

daß er einmal wie selbstverständlich davon ausgeht, das Urteil schließe auch die 

Hilfsorgane der Geheimen Staatspolizei (Kreis- und Ortspolizeibehörden) ein, wozu 

die unscharfen Ausführungen Görings im Erlaß vom 6. Juli 1934 (Dokument 1) 

verführt haben mögen, daß er zum anderen offenbar keine positivrechtliche, son­

dern eine ,,führerstaatliche" Begründung für dieses Urteil erwartet. 

Reeders Überzeugung, daß eine sinnvolle und effektive Staatsführung und Ver­

waltung nur dann möglich sein könne, wenn die politische Führung und Verant­

wortung in einer Hand liegen, ist Ausgangspunkt für seine Kritik. Die fast ausschließ­

liche Fixierung auf die Verwaltungsführung schärft und trübt ihm den Blick. So 

erläutert er bemerkenswert weitsichtig die aus der gegebenen Spaltung von innerer 

Verwaltung bzw. allgemeiner Polizei und politischer Polizei notwendig sich erge­

benden Entwicklungstendenzen, übersieht jedoch, daß hier Kräfte mit ganz anderen 

Vorstellungen von politischer Führung eine neue Exekutive aufbauen, und daß der 

sich auftuende Dualismus nicht mehr als Gegensatz konkurrierender Verwaltungs­

zweige begriffen werden kann. 

Eine Zustandsschilderung des Kräftespiels u m die politische Polizei in Deutsch­

land und die preußische Gestapo am Jahreswechsel 1935/36 wird festzuhalten haben: 

daß Himmler als eigentlicher Chef der Gestapo — Göring kann nur noch mit dem 

Strom schwimmen — und gleichzeitiger Kommandeur der politischen Polizei in 

allen deutschen Ländern über das koordinierende „Zentralbüro des politischen 

Polizeikommandeurs der Länder" im Geheimen Staatspolizeiamt Berlin die poli­

tische Polizei faktisch zentralisiert ha t ; 

daß eine höchstrichterliche Entscheidung der Gestapo einen begrenzt außernorma­

tiven Charakter zuerkannt hatte und andere Urteile den Spielraum erweiterten; 

daß in der Zentralinstanz die Selbständigkeit der Geheimen Staatspolizei organisa­

torisch und rechtlich erreicht war; in der Mittelinstanz dagegen weder die Bezie­

hung zwischen Regierungspräsident und Staatspolizeistellen gesetzlich eindeutig 

geklärt, noch die Loslösung überall praktisch durchgesetzt war. 

I m Gegenteil hatte das Ministerium des Innern Himmler und Heydrich in die 

Defensive drängen können. Gestützt auf Beschwerden aus der Mittelinstanz*7, 

konnten die Vertreter der inneren Verwaltung sie zu Verhandlungen über ein 

neues preußisches Gestapo-Gesetz drängen. Nach längeren Verhandlungen wurde 

es schließlich am 10. Februar 1936 erlassen48. 

I m großen und ganzen fixierte dieses Gesetz die bestehenden Zustände, so die 

Position des die Dienstgeschäfte führenden stellvertretenden Chefs (§ 2), so die 

Verneinung der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle (§ 7); dem entsprach auch § 5: 

„Die Staatspolizeistellen sind gleichzeitig den zuständigen Regierungspräsidenten 

unterstel l t . . .", womit das Gesetz die bestehenden Unklarheiten lediglich eindeutig 

formulierte. 
47 Vgl. Buchheim, a.a.O., S. 50. 
48 Siehe oben Anm. 39. 
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Zwei wichtige Positionen allerdings konnte das Innenministerium zurückerobern: 

die Mitwirkung bei der Ernennung und Entlassung von Beamten der Gestapo und 

beim Erlaß der Ausführungsvorschriften. Wie jedoch das Geheime Staatspolizeiamt 

die gesetzlich geforderte Zusammenarbeit mi t der inneren Verwaltung zu prakti­

zieren gedachte, lehrt eine Formulierung Best's: „Darüber hinaus ist nunmehr 

den Wünschen der Behörden der inneren Verwaltung auf E i n f ü g u n g 4 9 in die 

Tätigkeit der Geheimen Staatspolizei ausreichend Rechnung getragen."5 0 .Damit 

stellt Best die gesetzliche Bestimmung auf den Kopf. Der Vorgesetzte soll sich der 

nachgeordneten Dienststelle einfügen. 

Bereits zwei Wochen vorher war den Regierungspräsidenten ein wichtiges 

Instrument der politischen Verantwortlichkeit aus der Hand geschlagen worden. 

Durch Erlaß vom 2. April 1936 (Dokument 8) ersuchte der Preußische Minister­

präsident die Regierungspräsidenten, von der Erstattung politischer Lageberichte 

abzusehen. 

Es heißt sicher nicht, sich in Spekulationen ergehen, wenn man unterstellt, daß 

der Erlaß nicht ohne tatkräftige Mitwirkung des Gestapa entstand51. 

Daß zur Begründung dieser Maßnahme Initiativverlust der „Behörden im Lande" 

ins Feld geführt wurde, mag komisch anmuten angesichts der Tatsache, daß Eggert 

Reeder eine gleiche Wirkung der Abspaltung der politischen Polizei zuschrieb. Daß 

Lageberichte selbst zur Verschlechterung der Stimmung beitragen oder gar ins 

Ausland gelangen könnten, wirkt als Argument wenig überzeugend. Etwas aber 

vom wahren Grund läßt die Behauptung durchschimmern, „daß die Partei die 

Stimmung im Volke weit besser kennt und beurteilen kann, als dies der Bürokratie der 

Behörden möglich ist". I m Juli 1934 war Göring noch anderer Ansicht gewesen52. 

Die Reaktion Eggert Reeders v. 7. April (Dokument 9) spießt einige der Ungereimt­

heiten auf und ist im übrigen — soweit im Dienstverkehr möglich — ein „böser 

Brief". Reeder ahnte aber wohl auch, daß weder neue Initiativen freigesetzt, noch 

die Geheimhaltung erhöht werden sollte, daß man damit vielmehr einen entschei­

denden Schritt zur Entpolitisierung der Mittelinstanz getan hatte. 

Die Fronten waren wieder in Bewegung geraten und rollten unaufhaltsam der 

nächsten Etappe in der Entwicklung der Gestapo und der deutschen Polizei zu: 

der Ernennung Heinrich Himmlers zum Reichsführer-SS und Chef der Deutschen 

Polizei im Reichsministerium des Innern. 
49 Sperrung vom Verfasser. 
50 In „Deutsches Recht" v. 15. 4. 1936, zitiert nach Buchheim, a.a.O., S. 53. 
51 Der Erlaß wirft einige Kompetenzprobleme auf, denn der Preußische Ministerpräsident 

hebt hier einen Erlaß des RMdl (in diesem Zeitpunkt bereits in Personalunion Preußischer 
Ministerpräsident des Innern) v. 7. 7. 1934 (Dokument 2) auf, den dieser via Pr.Mdl und 
Pr.Min. Präs. an die Ober- und Regierungspräsidenten richtete (ebenso an die übrigen Länder­
regierungen). Der Erlaß des RMdl wurde vom Pr.Mdl als vorgesetzte Behörde den Ober-
und Regierungspräsidenten am 16. 7. 1934 (Dokument 4) weitergegeben. Eine Aufhebung 
hätte also eigentlich nur im Einverständnis mit dem Pr.Mdl (jetzt in Realunion RuPr.Mdl) 
erfolgen können. Göring hat hier offensichtlich die Kompetenzen durchbrochen. Unter dem 
14. 4. 1936 hob dann aber auch der RuPr.Mdl seinen Erlaß auf. 

52 Vgl. Dokument 1. 
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Die Bemühungen zweier hoher Verwaltungsbeamter, die Zersplitterung und Auf­

lösung der Verwaltung zu verhindern, insbesondere der inneren Verwaltung die 

politischen Exekutivorgane und die politische Verantwortlichkeit zu erhalten, -

wie das in einigen Dokumenten gezeigt wurde —, mögen zum Schluß noch den Blick 

auf die Persönlichkeit und die Motive der Opponierenden lenken. 

Rudolf Diels53, Jahrgang 1900, entstammte einer im Taunus ansässigen Groß­

bauernfamilie. Er besuchte ein humanistisches Gymnasium in Wiesbaden, meldete 

sich nach dem Abitur freiwillig zum Heer und gehörte von Februar bis Dezember 1918 

einer Fronteinheit an. Nach zweimonatigem Dienst im Freikorps von Selchow 

während der Aktionen gegen die aufständischen Kommunisten in Thüringen stu­

dierte er in Gießen und Marburg zuerst kurze Zeit Medizin, dann Rechtswissen­

schaft und Nationalökonomie und schloß das Studium 1922 mit der ersten juristi­

schen Prüfung ab. 1923 wurde er als Regierungsreferendar übernommen und 

durchlief nach der großen Staatsprüfung, 1925, als Assessor eine Reihe verschiedener 

Verwaltungsbehörden. 1931 trat er als Regierungsrat in das Preußische Ministe­

r ium des Innern ein und übernahm eine Tätigkeit in der für die politische Polizei 

zuständigen Abteilung. Obgleich dienstlich mit dem „Schutz der Republik" - nach 

der Darstellung in seinem Buch „Lucifer ante portas "54 mit der Abwehr kommu­

nistischer Umtriebe - befaßt, t rat er 1932 der SA als förderndes Mitglied bei. Bis 

dahin hatte er sich politisch nicht gebunden. Noch vor dem 30. Januar 1933 wurde 

er mit Göring doch offensichtlich so gut bekannt, daß dieser ihm im Februar 1933 

die Leitung der politischen Abteilung im Berliner Polizeipräsidium übertrug. Ein­

einhalb Jahre stand er an der Spitze der politischen Polizei, half sie zur Gestapo 

ausbauen und in eine unabhängige Behörde umwandeln. Dann mußte er vor 

Himmler in die „Provinz" weichen. I m April 1934 wurde er zum Regierungs­

präsidenten von Köln ernannt, 1936 ging er in der gleichen Eigenschaft nach 

Hannover. Es ist viel Seltsames in diesem Lebenslauf: Diels schuf das polizeiliche 

Machtinstrument des Nationalsozialismus und trat doch erst 1937 in die Partei ein. 

Er verhinderte mehr als ein Jahr das Eindringen der SS in die Gestapo, und binnen 

zweier Monate des gleichen Zeitraumes verlieh ihm Himmler einen SS-Rang und 

beförderte ihn. Er richtete im Anfang des Jahres 1933 mit Hilfe der SA Konzentra­

tionslager ein und schloß am Jahresende eine große Anzahl wieder - gegen den 

Willen der SA. Er löste die Gestapo als ihr Chef von der ordentlichen Polizei und 

der inneren Verwaltung und opponierte als Regierungspräsident gegen diesen Dua­

lismus. Ein solches schillerndes Spiel kann nur betrieben werden von einem Men­

schen, der sich für seine Überzeugung mit dem Teufel verbindet - oder von einem 

Opportunisten. In einem SS-Personalbericht wird Diels als gebildet, geistig beweg­

lich, gewandt und willensstark, zugleich aber als aalglatt, „nicht offen" und eigen­

nützig charakterisiert. Sicher urteilt so nur die Abneigung, aber doch nicht zu fern 

vom Grundzug seines Charakters. Dieser intelligente, auf die eigene Machtstellung 

53 Die Darstellung stützt sich auf Personalakten (Berlin Document Center) und den Personal­
bogen (Geheimes Staatsarchiv, Stiftung preußischer Kulturbesitz). 

54 Siehe oben Anm. 5. 
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bedachte und in vieler Beziehung faszinierende Opportunist mag feste Überzeugun­

gen gehabt haben, aber sie werden von den wechselnden, nur in der jeweiligen Situa­

tion konsequenten Überzeugungen verstellt. Mit dieser Einschränkung betrachtet, 

erweist sich der Immediatbericht vom 4. Nov. 1934 allerdings als bemerkenswerte 

Analyse, die zu schreiben es von Seiten Diels keines Mutes bedurfte, denn Göring 

blieb ihm wohlgesonnen, wohl aber eines kritischen Verstandes und der Absicht, 

die Macht und das Ansehen des eigenen Amtes zu erhalten. 

Eggert Reeder55 wurde 1894 in Holmhof, Kreis Eiderstedt in Schleswig, geboren. 

Sein Vater war Gutsbesitzer und zeitweilig Landrat des Kreises Eiderstedt. Reeder 

besuchte das Gymnasium in Husum, machte im August 1914 das Notabitur und 

ging als Kriegsfreiwilliger an die Front. Er wurde mehrfach ausgezeichnet (EK I 

u. II) , zweimal verwundet. Als Leutnant der Reserve wurde er 1918 entlassen. Noch 

im gleichen Jahr immatrikulierte er sich an der Universität Halle als Student der 

Rechte. Vorübergehend unterbrach er jedoch sein Studium und übernahm die 

Führung einer Zeitfreiwilligen-Abteilung im Landjägerkorps Märcker. 1920 wech­

selte er auf die Universität Kiel über, wo wir ihm als „Mitglied der Organisation C"56 

begegnen. 1921 legte er die erste juristische Staatsprüfung ab. Der Anstellung als 

Regierungsreferendar, 1922, folgte 1924 die große Staatsprüfung. Von da an arbei­

tete er mehrere Jahre im Rheinland, seit 1926 in Köln, zuerst als Assessor und seit 

1929 als Regierungsrat. Im November 1933 wurde er an das Landratsamt Flens­

burg versetzt und am 11. Mai 1933 zum Landrat ernannt. Fünf Tage später aber 

holte man ihn bereits als kommissarischen Regierungspräsidenten nach Aachen, 

und im Juli 1933 folgte die Bestallung. 1936 ging er als Regierungspräsident nach 

Köln. 

I m Gegensatz zu Diels engagierte sich Reeder bereits 1921 politisch. Bis 1926 

war er „Angehöriger der DNVP" und von 1926 bis Juli 1932 der Deutschen Volks­

partei. Danach näherte er sich wohl allmählich der NSDAP, der er am 1. Mai 1933 

beitrat; mit dem gleichen Datum wurde er förderndes Mitglied der SS-

Reeders Werdegang scheint dadurch besonders charakterisiert, daß er die Jahre 

der größten Bildbarkeit unter dem Einfluß starker Autorität zugebracht hat. Er 

wuchs in einer patriarchalisch-konservativen Umwelt auf, in der sein Vater als 

Familienoberhaupt, Gutsherr und Landrat „hohe Autorität genoß". Und das Bei­

spiel seiner Umgebung lehrte ihn, sie „als selbstverständlich" hinzunehmen und 

als „gesunde natürliche Ordnung" zu empfinden57. Auch die Jahre bis zum Eintritt 

in die Beamtenlaufbahn, die durch Militär, Freikorps und studentische Verbindung 

55 Der Darstellung des Reederschen Lebenslaufs liegen ebenfalls Personalakten aus dem 
Berlin Document Center und der Personalbogen (Geheimes Staatsarchiv) zugrunde. Darüber 
hinaus danke ich Herrn Dr. Dr. h. c. August Dresbach für eine Reihe wertvoller Mitteilungen 
über Eggert Reeder. Herr Staatssekretär a.D. Franz Thedieck stellte mir freundlicherweise 
den Text einer Ansprache zur Verfügung, die er 1960 zum Gedenken an Eggert Reeder ge­
halten hat. Auch dafür habe ich zu danken. 

56 Organisation Consul. Laut handgeschriebenem Lebenslauf in einem SS-Fragebogen, aus­
gefüllt am 25. 8. 1939 (Berlin Document Center). 

57 Ansprache Thedieck. 
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beherrscht wurden, haben ihn dieser Tradition nicht entfremdet. So nahm er ein 

stark entwickeltes Autoritätsgefühl, ausübend und sich unterwerfend, mit hinüber 

in den Beruf und die eigne Familie. 

Man schildert Reeder als einen hervorragenden Verwaltungsfachmann und „fast 

fanatischen Vertreter der Einheit der Verwaltung im altpreußischen Sinne "58, als 

Menschen mit vielen schönen Charakterzügen, wie der Bereitschaft, für Untergebene 

sich einzusetzen, aber auch mit mancherlei Schwächen jener Art, die man normaler­

weise belächelt: so seine übergroße Liebe zu Uniformen und sein Hang zum 

schneidigen „Auftreten und Formulieren", mit dem er wohl einen Sprachfehler zu 

kompensieren suchte. 

Otto Hintze schrieb einmal, daß „die ganze eigenartige Seelenverfassung des 

Beamtenstandes . . . ein Ergebnis langer Standeserziehung und selbst familienhafter 

Züchtung"5 9 sei. Auf den Sohn des neupreußischen Landrates wird man diesen 

Gedanken anwenden können, freilich mit der Einschränkung, daß die betont auto­

ritäre Verfassung der familiären Umwelt bei dem jungen Eggert Reeder die Gren­

zen zwischen Ordnungsprinzip und Ordnungsinstrument offenbar verwischt hat, 

denn der Verwaltungsmann Reeder, der mit großer — man möchte sagen patriar­

chalischer Hingabe der Sorgepflicht für die Menschen nachkam, die der Verwaltung 

unter- und eingeordnet waren, vermochte den formalen Charakter der Autorität 

und der von ihm bevorzugten Verwaltungsform nicht zu sehen. Da er es 1933 

unterließ, nach Prinzip und Zweck zu forschen, auf die hin eine neue Ordnung 

geschaffen werden sollte, konnte er sich dem Aufbau guten Glaubens zur Verfügung 

stellen. Reeder, der — sei es aus Gegnerschaft zum Parlamentarismus, sei es aus 

Nationalgefühl — Mitglied der Organisation Consul wurde, der militärisches Wesen 

schätzte bis zur fast kindlichen Freude an Äußerlichkeiten, der — von Haus aus 

evangelisch - kein Verhältnis zum Kirchlichen hatte, mit Ausnahme einer sehr 

bezeichnenden Hochachtung für die Organisation der Katholischen Kirche60, mußte 

dem Nationalsozialismus solange mit Sympathie begegnen, als er nicht im Formalen, 

im ureigensten Feld der Verwaltung davon überzeugt wurde, daß das Ordnungs­

instrument des Nationalsozialismus nicht das seine sein konnte. Reeder, der in den 

Jahren zwischen 1918 und 1933 die demokratische Staatsordnung kaum verstanden 

und noch weniger bejaht haben dürfte, trat 1933 nicht der NSDAP bei, weil er 

Nationalsozialist in einem objektiven Sinne gewesen wäre - vielmehr weil er 

glaubte, Nationalsozialist zu sein. Er war viel zu sehr statischem Denken verhaftet, 

als daß er eine „Bewegung" hätte begreifen können. Wenn er in den Jahren nach 

1933 der Katholischen Kirche oft genug im Namen des Nationalsozialismus hart 

entgegentrat, so zeigt das Maßvolle seines Handelns wie auch die Tatsache, daß er 

Übergriffe der Partei gleichermaßen abwies, daß er eigentlich als Repräsentant 

eines autoritären Verwaltungsstaates tätig wurde. Und wenn er den „jurisdiktio-

58 Für das Folgende: Mitteilung Dresbach. 
59 Otto Hintze, Der Beamtenstand, in: Soziologie und Geschichte, Ges. Abh., Bd. II, 2. Aufl. 

Göttingen 1964, S. 77. 
60 Mitteilung Dresbach. 
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nellen Staat" als mit dem Wesen des „Führerstaates" unvereinbar erklärte und 

ablehnte, so verbirgt sich dahinter nicht nationalsozialistische Überzeugung, sondern 

die Fehleinschätzung des „Führerstaates" als eines autoritären Verwaltungsstaates, 

dessen Sorgerecht und Sorgepflicht für das Wohlergehen der Allgemeinheit keine 

Schranken an individuellen Rechten finden dürfen. Das hinter den dualistischen 

Entwicklungen vor allem in der Polizei stehende Prinzip, die Politik zu entstaat­

lichen, die politische Exekutive von allen normativen Bindungen zu befreien und 

die Verwaltung ihrer politischen Aufgabe zu entkleiden, hat er wohl erst 1936 

ahnend erkannt. Günter Plum 

Dokument l 1 

Abschrift. 
Der Preußische Ministerpräsident Berlin, den 6. Juli 1934. 
Chef der Geheimen Staatspolizei. 

St. M. I. 7022 [handschr.:] I E Eing. 7. 7. 34 

In letzter Zeit sind mir über das Verhältnis, in dem die Geheime Staatspolizei zur 
inneren Verwaltung steht, eine Reihe von Zweifelsfragen vorgetragen worden. Sie 
betreffen die dienstlichen Beziehungen, in denen die Staatspolizeistellen zu den 
Behörden der allgemeinen Verwaltung, insbesondere zu den Regierungspräsidenten 
sowie zu den Kreis- und Ortspolizeibehörden stehen. Zur Klarstellung weise ich des­
halb auf folgendes hin: 

I. Nach § 1 des Gesetzes über die Geheime Staatspolizei vom 30. November 1933 
(Ges. S. S. 413) bildet die Geheime Staatspolizei einen selbständigen Zweig der inneren 
Verwaltung. Nach Ziff. 1 meines Runderlasses vom 14. März d.Js. — Insp. 11502 — 
über die Organisation der Geheimen Staatspolizei sind die Staatspolizeistellen aus 
ihrem bisherigen organischen Zusammenhang mit der Bezirksregierung oder einer 
staatlichen Polizeiverwaltung losgelöst und zu selbständigen Behörden der Geheimen 
Staatspolizei bestellt worden. 

Aus dieser Regelung ergibt sich, daß die Geheime Staatspolizei bewußt aus dem 
unmittelbaren Zusammenhange mit der sonstigen Polizei und verwandten Zweigen 
der inneren Verwaltung herausgenommen und zu einem selbständigen Teil der inneren 
Verwaltung erklärt worden ist. Ich habe seinerzeit diese Regelung getroffen und 
selbst die Führung der Geheimen Staatspolizei übernommen, weil ich diesem Ver­
waltungszweige eine für den Bestand des neuen Staates besonders große Bedeutung 
beigelegt habe. An dieser Beurteilung halte ich fest. Ich muß deshalb darauf bestehen, 
die Geheime Staatspolizei auch weiterhin mit dem von mir geschaffenen besonderen 
Behördenapparat (Inspekteur der Geheimen Staatspolizei, Geheimes Staatspolizeiamt — 
Staatspolizeistellen) zu verwalten, damit jederzeit eine schlagkräftige Handhabung der 
Geheimen Staatspolizei gesichert ist. Nur wenn in wichtigen Fällen meine Anordnun­
gen in kürzester Frist unmittelbar zu den zur Durchführung berufenen Behörden 
durchdringen und nur wenn ich von diesen wichtige Meldungen und Berichte in 
derselben Weise erhalten kann, ist in der Geheimen Staatspolizei ein Arbeiten mög­
lich, wie es die Lage erfordert. 

1 Das Dokument stammt — wie alle vorgelegten — aus dem Staatsarchiv Düsseldorf, Bestand: 
Regierung Aachen, Präsidialbüro II Nr. 405/44, zukünftig zitiert: St. D. Nr. 

2 MBliV., S. 471. 
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Aus der Tatsache, daß die Geheime Staatspolizei in einer besonderen Behörden­
organisation verwaltet wird, ergibt sich auch, daß Beschwerden in Sachen der Ge­
heimen Staatspolizei lediglich im Zuge der Geheimen Staatspolizei bearbeitet werden. 
Der Beschwerdeweg endet an letzter Stelle bei mir. 

II. Durch diese Regelung ist in der Zentralinstanz die Zuständigkeit auf dem 
Gebiete der Geheimen Staatspolizei eindeutig festgelegt. Sie wird von mir, dem 
Inspekteur und dem Geheimen Staatspolizeiamt ausgeübt. 

In der Mittelinstanz ist die organisatorische Selbständigkeit der Staatspolizeistellen 
durch meinen Erlaß vom 14. März 1934 (Min.Bl.i.V.S. 471) angeordnet. Dabei er­
geben sich Zuständigkeitsüberschneidungen dadurch, daß auch die Ober- und Regie­
rungspräsidenten zu gewissen Maßnahmen der politischen Polizei berechtigt sind 
(Zeitungsverbote, Schutzhaftanordnungen usw). Weiterhin werden aber die allgemeinen 
Verwaltungsbehörden (Regierungspräsident, Oberpräsident) nicht nur von der poli­
tischen Entwicklung in ihrem Verwaltungsbezirk aufs engste berührt, sondern sie 
verfügen auch durch ihren Behördenunterbau über besondere Möglichkeiten der 
Beobachtung dieser Entwicklung. Ihre Verantwortlichkeit für den ihnen anvertrauten 
Bezirk wird ihnen durch die Einrichtung der Staatspolizeistellen nicht abgenommen. 
Eine schlagkräftige Tätigkeit beider Verwaltungszweige setzt deshalb ein reibungs­
loses Zusammenarbeiten voraus. Aus diesem Grunde habe ich in dem Erlaß vom 
8. März 1934 (Min.Bl.i.V.S. 470) Ausführungen gemacht, die die Leiter der Staats­
polizeistellen ausdrücklich verpflichten, mit den Regierungspräsidenten engste Füh­
lung zu halten und sie über alle wichtigen Beobachtungen und Vorgänge laufend zu 
unterrichten. Ich wiederhole diese Aufforderung und erwarte, daß sowohl die Behör­
den der allgemeinen Landesverwaltung wie die Staatspolizeistellen durch laufende 
Fühlungnahme einen gegenseitigen Austausch der Erfahrungen und Beobachtungen 
sicherstellen. Die Staatspolizeistellen haben den Regierungs- und Oberpräsidenten 
von ihrem Lagebericht Abschriften zu übermitteln. Beide Behörden haben sich unter­
einander in Verbindung zu setzen, wenn wichtige Maßnahmen durchgeführt werden 
sollen, soweit nicht wegen Gefahr im Verzuge sofort gehandelt werden muß und 
soweit nicht für die Behörden der Geheimen Staatspolizei von mir oder dem Inspek­
teur der Geheimen Staatspolizei besondere Weisungen gegeben werden. 

Die Staatspolizeistellen haben Ersuchen der Regierungspräsidenten um Durch­
führung bestimmter Maßnahmen zu entsprechen, es sei denn, daß ausdrückliche 
Anweisungen von mir oder dem Inspekteur der Geheimen Staatspolizei der Erfüllung 
des Ersuchens entgegenstehen. Ist das nach Auffassung des Staatspolizeistellenleiters 
der Fall, so ist die Entscheidung des Inspekteurs und letzten Endes meine Entschei­
dung einzuholen. 

III. In der Kreis- und Ortsinstanz werden nur in beschränktem Umfange Außen­
stellen der Staatspolizeistellen eingerichtet werden. Soweit das nicht der Fall ist, 
bleibt die Zuständigkeit der Kreis- und Ortspolizeibehörden unberührt. Auf dem 
Gebiete der politischen Polizei sind sie allgemeine Hilfsorgane der Staatspolizeistellen. 
Außenstellen sind zu Anordnungen an Kreis- und Ortspolizeibehörden nicht berech­
tigt, sie haben sich gegebenenfalls an die Staatspolizeistellen zu wenden. 

Die Staatspolizeistellen haben über allgemeine Weisungen an Kreis- und Orts­
polizeibehörden die Regierungspräsidenten zu unterrichten. 

Wenn der Inspekteur der Geheimen Staatspolizei in Ausnahmefällen unmittelbar 
Weisungen an Kreis- oder Ortspolizeibehörden zu richten gezwungen ist, wird er die 
Regierungspräsidenten hiervon benachrichtigen. 

IV. Die Erwähnung der politischen Abteilungen bei den Polizeipräsidenten in den 
vorerwähnten Erlassen ist gelegentlich so aufgefaßt worden, als ob alle bei diesen 
bearbeiteten Sachen nunmehr Angelegenheit der Staatspolizeistellen bzw. ihrer 
Außenstellen sein würden. Zur Behebung von Zweifeln wird festgestellt, daß die 
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Staatspolizeistellen und Außenstellen nur die unmittelbar zur politischen Polizei 
gehörigen Aufgabengebiete übernehmen. Die anderen Dezernate der bisherigen 
politischen Abteilungen bei staatlichen Polizeiverwaltungen (z.B. Waffenschein­
sachen, Versammlungsgenehmigungen usw.) müssen anderen Abteilungen zuge­
wiesen werden. Naturgemäß werden auch bei diesen Angelegenheiten häufig Ge­
sichtspunkte der politischen Polizei zu beachten sein, wofür dann die Anweisungen 
der Behörden der Geheimen Staatspolizei verbindlich sind. 

V. Nach der Preußischen Verwaltungsorganisation ist der Oberpräsident im allge­
meinen keine Polizeibehörde. Insofern werden Zuständigkeitszweifel im Verhältnis 
zwischen Staatspolizeistelle und Oberpräsident nicht in Frage kommen. Die Stellung 
des Oberpräsidenten als des obersten Vertreters der Staatsregierung in der Provinz 
erfordert es aber, daß die Staatspolizeistellen auch mit dem Oberpräsidenten in stän­
digem Beobachtungsaustausch stehen und daß sie ihm die gewünschten Auskünfte 
jeweils beschleunigt erteilen. Die Oberpräsidenten ersuche ich, von ihrer Befugnis, 
den Behörden der inneren Verwaltung Weisungen zu erteilen (Art. 1 des Gesetzes 
vom 15. Dezember 1933, Ges.S.S. 477), den Staatspolizeistellen gegenüber abzusehen, 
um die eindeutige Befehlsgewalt des Chefs der Geheimen Staatspolizei nicht zu durch­
brechen. Unberührt bleibt davon das Recht, bei Gefahr im Verzuge einstweilige 
Anordnungen zu treffen, die sofort dem Inspekteur der Geheimen Staatspolizei mit­
zuteilen sind. 

VI. Das scharfe Instrument der Geheimen Staatspolizei, welches ich für den neuen 
Staat geschaffen habe, hat gewisse Eingriffe in den Behördenaufbau erfordert. Durch 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit können aber bürokratische Reibungen ver­
mieden werden. Ich erwarte von allen beteiligten Behörden, daß sie in Erkenntnis 
der bestehenden sachlichen Notwendigkeiten alles daran setzen, um eine solche 
reibungslose Zusammenarbeit zu erzielen. 

gez. G ö r i n g 
(L. S.) 

An die 
Herren Ober- und Regierungspräsidenten 

Dokument 23 

Abschrift zu IG 1280.III. 
Der Reichsminister des Innern. Berlin, den 7. 7. 1934 

I. 3600 A./7.7. 

Geheim ! 

Betrifft: Berichterstattung in politischen Angelegenheiten. 
Die Gestaltung der innerpolitischen Lage, für deren Beobachtung und Beurteilung 

das Reichsministerium des Innern als oberste Reichsbehörde dem Herrn Reichs­
kanzler wie der gesamten Reichsregierung verantwortlich ist, erfordert eine sorg­
fältige Pflege der Berichterstattung in allen Angelegenheiten von politischer Bedeu­
tung. Die bisherige Unterrichtung des Reichsministeriums des Innern über Angele­
genheiten der inneren Politik wird den Erfordernissen einer schleunigen und erschöp­
fenden Berichterstattung nicht gerecht. Die auf den besonderen Zeitumständen nach 
der Machtergreifung beruhende Errichtung einer politischen Spezialpolizei und ihre 

3 St. D. 405/44. 
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Trennung von den Instanzbehörden der inneren Verwaltung befreit indes diese weder 
von der politischen Verantwortlichkeit für ihren Verwaltungsbereich, noch sind sie 
damit ihrer Aufgabe der politischen Berichterstattung enthoben. Mit der pflicht­
mäßigen Wahrnehmung der Geschäfte der Landespolizeibehörden ist es daher nicht 
zu vereinbaren, wenn ausdrücklich um Bericht ersucht wird oder aus besonderen 
Gründen eine Entscheidung der zuständigen Reichszentralbehörde eingeholt werden 
soll. In zahlreichen Fällen habe ich von innerpolitischen Vorgängen, selbst von Ereig­
nissen von großer politischer Bedeutung, erst durch die ausländische Presse erfahren. 
Durch eine derartige Unterlassung wird nicht nur die Arbeit des Reichsministeriums 
des Innern, sondern auch die Tätigkeit der übrigen obersten Reichsbehörden, so 
namentlich des Auswärtigen Amtes und des Reichsministeriums für Volksaufklärung 
und Propaganda erschwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht. 

Zur Behebung der gerügten Mißstände ordne ich daher folgendes an: 
I. Die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten — und der Polizeipräsident in 

Berlin — in Preußen sowie die diesen hinsichtlich ihres Aufgabenkreises und des 
Umfangs der Verwaltungsbezirke entsprechenden Behörden der übrigen Länder 
haben künftig, unbeschadet der besonderen Berichterstattung der Staatspolizeibe­
hörden, monatliche Gesamtübersichten über die politische Lage (Lageberichte) ein­
zureichen, die mir, auf Verlangen auch abschriftlich der zuständigen Landesregierung, 
unmittelbar zuzuleiten sind. Die Berichte, die jeweils bis zum 1. des auf den Berichts­
monat folgenden Monats, erstmalig zum 1. August 1934, bei mir vorzulegen sind, 
müssen ein erschöpfendes und wahrheitsgemäßes Bild der politischen Gesamtlage 
enthalten. Unbedeutende Einzelheiten sind außer acht zu lassen. Besonderer Wert 
ist darauf zu legen, daß im Interesse einer ungeschminkten Unterrichtung der 
Reichsregierung alle persönlichen und sonstigen Rücksichten ausgeschaltet werden 
und über alle politisch wesentlichen und für die Stimmung im Lande maßgeblichen 
Ereignisse und Zustände rückhaltslos berichtet wird. Die Berichte, für deren Voll­
ständigkeit und Wahrhaftigkeit ich die berichtenden Behördenleiter persönlich ver­
antwortlich mache, sind geheim zu halten und anderen als den von mir bestimmten 
Stellen nicht zugänglich zu machen. 

4 

gez. F r i c k . 
An alle Landesregierungen 
(für Preußen: den Herrn Pr. Ministerpräsidenten und 

den Herrn Pr. Minister des Innern). 

Dokument 35 

Abschrift! 
Abschrift zu I G 1280 III. Berlin, den 9. Juli 1934. 
Der Preußische Ministerpräsident 

St.M.I. 7097 
Geheim! 

Der Herr Reichsminister des Innern hat durch Rundschreiben vom 7. Juli 1934 — 
I 3600 A/7. 7. - Anordnungen über die Berichterstattung in politischen Angelegen­
heiten gegeben. Diese Anordnungen decken sich in ihren Grundzügen mit meinem 
Erlaß vom 6. Juli 1934 - St.M.I. 7022 - , der Ihnen auch zugegangen ist. Auch ich 

4 Es folgen Anweisungen über Form und Gesichtspunkte der Berichte sowie darüber, 
wann Einzelmeldungen zu erfolgen haben. 

5 St. D. 405/44. 
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hatte betont, daß durch die Einrichtung der Geheimen Staatspolizei die politische 
Verantwortung der Ober- und Regierungspräsidenten nicht berührt wird. Ich hatte 
dem Wunsche nach enger Zusammenarbeit zwischen den Behörden der Geheimen 
Staatspolizei und den Behörden der allgemeinen Verwaltung Ausdruck, gegeben und 
schließlich angeordnet, daß die Lageberichte der Staatspolizeistellen den Regierungs­
präsidenten abschriftlich zu übermitteln sind. 

Ich begrüße es, daß nunmehr auch eine regelmäßige Berichterstattung der Ober-
und Regierungspräsidenten erneut eingeführt worden ist. Ich bitte Sie, Herr Minister, 
anzuordnen, daß mir Abschriften dieser regelmäßigen Lageberichte laufend unmittel­
bar vorgelegt werden. Ebenso muß ich Wert darauf legen, daß auch mir die Einzel­
berichte über besonders wichtige Ereignisse auf schnellstem Wege zugeleitet werden. 

gez. G ö r i n g 
An den Herrn Preußischen Minister des Innern. 

Dokument 46 

Abschrift. Berlin, den 16. Juli 1934. 
Der Pr. Minister des Innern. 
I G. 1280 III 

Mit dem Erlaß des Herrn Preußischen Ministerpräsidenten, Chef der Geheimen 
Staatspolizei — St.M.I. 7022 —, habe ich mich einverstanden erklärt, da Übereinstim­
mung darüber besteht, daß es sich lediglich um eine Übergangsregelung handeln soll, 
die infolge der durch die Röhm-Revolte angespannten politischen Lage notwendig 
geworden ist. Ich erwarte, daß die von dem Chef der Geheimen Staatspolizei ange­
ordnete engste Zusammenarbeit zwischen Staatspolizeistellen und Regierungspräsi­
denten sowie die fortlaufende Berichterstattung der Staatspolizeistellen an die Herren 
Ober- und Regierungspräsidenten gesichert ist. In jedem Falle einer lückenhaften 
politischen Unterrichtung der Herren Ober- und Regierungspräsidenten oder bei 
etwaigen sonstigen Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit der Geheimen Staats­
polizei sehe ich einem umgehenden Bericht entgegen. 

Die Berichterstattungspflicht an mich über alle wichtigen politischen Ereignisse 
bleibt durch den Erlaß vom 6. Juli unberührt. 

Gleichzeitig übersende ich in Abschrift zwei Erlasse — Reichsminister des Innern 
I 3600 A/7.7. - und Pr. Min. Präs. - St.M.I. 7097 - betr. politische Berichterstattung 
an mich in meiner Eigenschaft als Reichsminister des Innern. Entsprechend der Bitte 
des Herrn Ministerpräsidenten ersuche ich, diesem jeweilig eine Abschrift direkt zu­
gehen zu lassen. Gleichfalls ist eine Abschrift unmittelbar an mich (Preuß.M.d.I.) 
vorzulegen. Die Kurz- und Funkmeldungen sind sowohl an das Reichsinnenministe­
rium wie an das Preußische Ministerium des Innern und (soweit nicht bereits Meldung 
durch die Staatspolizeistellen erfolgt) an den Herrn Pr. Ministerpräsidenten, Geheime 
Staatspolizei, zu richten. 

gez. F r i c k . 
An die Herren Ober- und Regierungspräsidenten. 

6 St. D. 405/44. 
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Dokument 57 

Der Regierungspräsident. Köln, den 4. Nov. 1934 
Immediatbericht über die politische Lage. 

V. Was ist der Grund der sogenannten Vertrauenskrise? 

Die wirtschaftliche Lage ist gut; die Steigerung der Lebensmittelpreise ist, wenn 
ihr jetzt Einhalt geboten wird, nicht so besorgniserregend, daß sie die Liebe zum 
nationalsozialistischen Staat ernsthaft beeinflussen könnte; und dennoch ist die 
Stimmung gedrückt. Was ist der Grund? 

Der Grund liegt in dem fühlbaren Mangel einer einheitlichen Staatsführung. Man 
sagt, daß zwar ein Befehlshaber da sei und handele, daß aber der Chef des Stabes 
fehle, der die auseinanderstrebenden Tendenzen des Staatsgefüges zusammenfasse 
und nach einheitlichen Zielsetzungen dirigiere. Es fehlt in der Tat auf den wichtigsten 
Gebieten des innerpolitischen Lebens an einheitlichen Richtlinien, nach denen sich 
Behörden, Verwaltung und letzten Endes das Volk richten können. Nur in zwei 
Ressorts fühlt man die Einheit und die Richtung des zentralen Willens, bei der 
Reichswehr und im Aufgabenkreis des Reichswirtschaftsministeriums und der Wäh­
rungspolitik. Ob man einen General oder Reichsbankleiter in Stuttgart oder in Köln 
nach seinen Weisungen befragt, sie geben einheitliche Antworten. Nicht so auf den 
anderen Gebieten des öffentlichen Lebens. Man versucht bestenfalls aus den gelegent­
lichen Reden führender Partei- und Staatspolitiker Richtung und Weisung heraus­
zuhören. Aber sei es das katholische Problem, sei es der Dualismus von Partei und 
Staat, die Politik des Reichsnährstandes oder eine sonstige das staatliche und öffentliche 
Leben beherrschende Frage, es fehlt an der klaren und einheitlichen Linie. 

In der Bezirksinstanz gibt es einen für die Bevölkerung erkennbaren Hoheitsträger 
nicht mehr. Die Bezirksregierungen mit den Regierungspräsidenten an der Spitze 
haben in der Tat eine instanzenmäßige Zuständigkeit auf irgend einem brennenden 
Gebiet des öffentlichen Lebens nicht mehr. Ist ihnen schon Einblick und Einfluß­
nahme auf die wirtschaftlichen, steuerlichen und Arbeitsverhältnisse des Bezirks 
durch die Abtrennung der Landesfinanzämter und Landesarbeitsämter genommen, 
so sind sie nunmehr auch auf dem wichtigen Gebiete der landwirtschaftlichen Markt­
regelung völlig ausgeschlossen durch die zahlreichen „Gebietsbeauftragten" des 
Reichsnährstandes und des Reichsernährungsministers. Sie haben nur einen negativen 
und völlig unzureichenden Einfluß als Preispolizeibehörden. 

Hatte der preußische Landrat in früherer Zeit seine beispielslose Autorität gerade 
durch seine Tätigkeit für die Landwirtschaft, so hat er heute dieses Aufgabengebiet 
völlig verloren. Das Forst- und Jagdwesen ist ihm im wesentlichen entzogen worden. 

Durch die Organisation der Gewerbekammern ist Regierungspräsidenten und 
Landräten der Einfluß auf Handwerk und Innungen entzogen. Die Abtrennung der 
politischen Polizei führt auf die Dauer zu Schwierigkeiten, die Ihnen, Herr Minister­
präsident, bekannt sein dürften. 

Zu dieser „Zerbröselung"8 der inneren Verwaltung kommen alle die Schwierig­
keiten, die durch die Herrschaft der Partei über den Staat heraufbeschworen worden 
sind. Welche Auswirkungen im einzelnen die Devise „Die Partei regiert den Staat" 
bereits gezeigt hat, werde ich in einem besonderen Bericht vortragen. 

Gerade in Zeiten einer Krise braucht die Bevölkerung einen sichtbaren Blickpunkt, 

7 St. D. 405/6-9. 
8 Vgl. Rudolf Diels, a.a.O., S. 83. D. berichtet von einem Gespräch mit Hitler im Som­

mer 1935, dem er „die ,Zerbröselung' der Behörden" vor Augen geführt habe. 
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an den sie sich seelisch und tatsächlich halten kann. Sie hat ihn ohne Zweifel in dem 
Führer, dem sie nach wie vor unbegrenztes Vertrauen entgegenbringt. Dieser Blick­
punkt fehlt ihr aber für ihre täglichen Sorgen. Wenn sie sich auch in der Regel noch 
an die ordentliche Verwaltungsbehörde hält, und diese in der Regel aus Pflichtbe­
wußtsein „so tut, als ob sie zuständig wäre", so steht sie dann im Großen und Ganzen 
hoffnungslos vor einer Überorganisierung, Verbürokratisierung und einem nicht mehr 
zu übersehenden Wirrwarr des Staats- und parteipolitischen Lebens. 

Dazu die ständige Klage, daß die Parteidienststellen, zu denen sie geschickt werden, 
sachdienliche Auskünfte vielfach nicht geben können. 

Wenn die Regierungspräsidenten „Bürokraten" wären, müßten sie wohl 9 0 % der 
an sie herantretenden Bittsteller und Beschwerdeführer als unzuständig abweisen. 

Dies ist der Grund der „Vertrauenskrise". Hier kann nur ein Mann dem Führer die 
notwendige Arbeit tun. Als bekannt wurde, daß Sie, Herr Ministerpräsident, angeb­
lich als Reichsinnenminister mit der endgültigen Durchführung der Reichsreform, 
der Konzentration der Verwaltung und in diesem Zusammenhange mit einem Kampf 
gegen die „Bürokratie" beauftragt wurden, haben die preußischen Beamten am 
meisten eine derartige Lösung begrüßt. 

VI. Zum Schluß. 

Es muß einmal Schluß gemacht werden mit dem Begriff der „politischen Zuver­
lässigkeit" als alleinigem Ausleseprinzip für die Stellenbesetzung. Dieser Begriff ist 
der Tummelplatz für das hündische Mißtrauen geworden, das der Staatsverwaltung 
die Arbeit erschwert. Er ist die magna charta für die Auslese von Bonzen an Stelle 
von Männern, die ihre Pflicht tun wollen und die neben der selbstverständlichen 
politischen Zuverlässigkeit nur den Anspruch erheben, sachlich einwandfrei zu 
arbeiten. 

gez. Diels.9 

Dokument 610 

20. April 1935. 
An den 
Herrn Oberpräsidenten der Rheinprovinz, 
I.P. 
K o b l e n z . 

Betrifft: Ereignismeldungen. 

ohne Erlaß. [handschr.:] 
ab 24. 4. 35 

Berichterstatter: Der Unterzeichnete. 

Wie ich erfahre, hat das Geheime Staatspolizeiamt angeordnet, daß mit Rücksicht 
darauf, daß die Oberpräsidenten keine polizeilichen Funktionen mehr hätten, ihnen 
die Tagesmeldungen der Staatspolizeistellen nicht mehr vorzulegen sind. Bezüglich 
der wichtigen Ereignismeldungen, die auf Grund des Erlasses des Herrn Reichs- und 
Preußischen Ministers des Innern vom 7. 7. 1934 — I. 3600 A./7. 7. - vorzulegen 
sind, bedarf es keiner weiteren Regelung. 

Ich bitte jedoch um Anweisung, ob Wert darauf gelegt wird, wissenswerte Gescheh­
nisse, deren Tragweite und Wichtigkeit nicht zu Ereignismeldungen im Sinne des 
oben angezogenen Erlasses hinreichen, Kenntnis zu erhalten. 
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Im übrigen scheint mir aus dem hier fraglichen Geheimerlaß hervorzugehen, daß 
die wiederholt in Aussicht gestellte Regelung der Zusammenarbeit der Staatspolizei­
stellen mit der allgemeinen Verwaltung, deren Notwendigkeit außer allem Zweifel 
steht, vorläufig nicht zu erwarten ist. Hierfür spricht auch die Tatsache, daß die 
Leiter der Staatspolizeistellen durch eine Geheimverfügung des Geheimen Staats­
polizeiamtes ersucht worden sind, Vorschläge zu machen für eine Unterbringung der 
Staatspolizeistellen außerhalb der Regierung in Gebäuden, die keinerlei direkte 
Beziehungen zu Reichs- oder Staatsbehörden haben. 
[handschr.:] gez. Reeder 
ges. erl. 22/4 [handschr.:] R 

Dokument 711 

Der Regierungspräsident Aachen, den 21. Juni 1935 
I.P. 

[handschriftlich:] Geheim! 
An den 

Herrn Reichs- und Preußischen Minister d. Innern, 
B e r l i n N.W. 40. 

Betrifft: Staatspolizeistelle und allgemeine Verwaltung. 

Ohne Erlaß 

Berichterstatter: Der Unterzeichnete. 

In mehrfachen Berichten (14. Okt. 1933, 8. Okt. 1934 - I. 12 - und 21. März 1935 
— I. 12 —)12 habe ich versucht, darzulegen, daß der durch die Verselbständigung der 
Staatspolizei geschaffene Zustand eines Nebeneinanderbestehens zweier für dieselbe 
Angelegenheit im gleichen Bezirk zuständigen politischen Behörden für die Dauer 
untragbar ist, schon weil die politische Verantwortung innerhalb eines Gebietes im 
Interesse der Einheitlichkeit der Staatsführung unteilbar in einer Hand liegen muß 
und ein Dualismus in der Handhabung der politischen Polizei die Sicherheit und 
Ordnung, der sie dienen soll, nicht verstärkt, sondern schwächt. 

9 Das nachstehende Schreiben war dem Immediatbericht beigefügt: 
Der Regierungspräsident [handschr.:] Reeder Aachen, den 8. Nov. 1934 
An 
Herrn Regierungspräsidenten Diels [handschr.:] 
Köln I KR erl. 
Sehr geehrter Herr Diels! 

Die mir in Berlin freundlicherweise zur Kenntnis übergebene Abschrift Ihres Berichtes an 
den Herrn Ministerpräsidenten sende ich hiermit zurück. Ich habe den Bericht mit großem 
Interesse gelesen und festgestellt, daß wir in allen Punkten konform gehen. Hoffentlich wird 
die am Montag stattgefundene Besprechung bald ein im Sinne unserer Berichterstattung 
erwünschtes Ergebnis haben. 

Mit verbindlichem Gruß und Hitler Heil 
Ihr 

[handschr.:] R 
10 St. D. 405/44. 
11 St. D. 405/50. 
12 Nicht überliefert. 
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F ü r die B e g r ü n d u n g dieses S tandpunktes dür f ten die an sich er ledigten Vorgänge; 
die du rch die A n o r d n u n g der Re ichs jugendführung übe r die E i n r i c h t u n g von HJ -
Streifen1 3 für die Pfingsttage en t s t anden sind, ein m . E. überzeugendes Beispiel sein. 

1. A m 3. 6. d .J . te i l te ich i n e iner Diens tbesprechung den L a n d r ä t e n mi t , d a ß die 
m i r von d e m Gebietsführer angezeigten, zu Pfingsten gep lan ten HJ-Streifen lediglich 
für die Beaufs icht igung der H J selbst zuständig, u n t e r ke inen U m s t ä n d e n aber befugt 
seien, da rübe r h inaus bei ande ren Jugend- u n d W a n d e r g r u p p e n Fests te l lungen zu 
machen , da solche M a ß n a h m e n lediglich den Polizeibehörden überlassen ble iben 
m ü ß t e n . Diese Anweisung s tand i m E ink lang m i t d e m Er laß des H e r r n Oberpräsi­
d e n t e n der Rhe inprovinz vom 4. 6. ds. Js.14 übe r die ausschließliche Zuständigkei t der 
Exeku t ivbehörden i n polizeilichen Ange legenhe i ten , sodaß i rgendwelche U n k l a r h e i t e n 
i m Zuge der a l lgemeinen V e r w a l t u n g n i ch t bes tanden. 

13 Dabei handelt es sich noch nicht um den späteren HJ-Streifendienst (SRD), dessen 
organisatorischer Aufbau erst nach dem Erlaß des Staatsjugendgesetzes vom 1. 12. 1936 
begann. Von der Machtergreifung leitete die Reichsjugendführung jedoch das Recht zur 
Beaufsichtigung aller Jugendverbände, vor allem „der noch aus der Systemzeit stammenden 
Cliquen und Bünde" her, dazu sei „der damals noch aus Führern bestehende Streifendienst 
[also keine Sonderformation] geschaffen" worden. So: Stoffsammlung, Anlage zu den An­
weisungen für die Durchführung des Dienstes in den Reichslehrgängen und Reichsstreifen­
dienstlehrgängen der Hitler-Jugend, Herausgegeben: Reichsstreifendienstlehrgänge, o.O., 
o. J., S. 125; Vgl. auch: Arbeitsrichtlinien der Hitler-Jugend, Richtlinien für den HJ-Streifen­
dienst Teil I—IV vom 1. 6. 1938, Herausgegeben von der Reichsjugendführung Personalamt-
Überwachung; Vorschriftenhandbuch der Hitler-Jugend, 1. Ausgabe v. 1. 1. 1942, Bd. II , 
S. 877 ff. 

14 (St. D. 405/49): 
Der k. Oberpräsident der Rheinprovinz Koblenz, d. 4. 6. 1935 
D. 860. 

Geheim! 
Einige Vorfälle der letzten Zeit geben mir Veranlassung, mit aller Eindeutigkeit darauf 

hinzuweisen, daß zur Durchführung der von den Staatsbehörden erlassenen Gesetze und Ver­
ordnungen nur die dafür bestimmten staatlichen Organe befugt sind. 

Eigenmächtiges Eingreifen unzuständiger Stellen muß in der Bevölkerung den Eindruck 
einer Rechtsunsicherheit erwecken, der die allgemeine politische Stimmung nur ungünstig 
beeinflussen muß. Darüber hinaus sind solche Maßnahmen geeignet, dem Ansehen des 
Staates und der Staatsautorität zu schaden. 

Ich werde in Zukunft gegen solch' eigenmächtige Maßnahmen unnachsichtig vorgehen. 
Ich ersuche daher, die nachgeordneten Staats- und Polizeibehörden anzuweisen, mit Einsatz 
aller vorhandenen Kräfte jedes Anmaßen polizeilicher Funktionen von unbefugten Personen 
zu verhindern, die Personalien der betreffenden Leute festzustellen, Anzeige zu erstatten und 
sie erforderlichenfalls zu verhaften. 

Die Gauleitungen, die SA-Gruppen, SS-Oberabschnitte und Gebietsführer der HJ. haben 
von dem Erlaß mit nachfolgendem Zusatz Kenntnis erhalten. 

Ich bitte, die nachgeordneten Dienststellen anzuweisen, daß sie von Übertretungen der 
Staatsgesetze und Polizeiverordnungen den örtlich zuständigen Polizeibehörden Kenntnis 
geben und erforderlichenfalls mit ihnen zusammen die notwendigen Feststellungen treffen. Mir 
liegt daran, daß die Partei und ihre Gliederungen, besonders bei Durchführung der zu ihrem 
Schutz erlassenen Maßnahmen mit den entsprechenden staatlichen Stellen aufs engste zu­
sammenarbeiten. Nur in diesem Zusammenwirken wird es möglich sein, die in der Rhein­
provinz noch besonders stark vorhandenen Widerstände gegen die Bewegung wirksam zu 
bekämpfen. 

gez. Terboven. 
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2. A m nächs ten Tage , d e m 4. 6., wurde jedoch vom G e h e i m e n Staatspolizeiamt 
e ine A n o r d n u n g der Re ichs jugendführung durchgegeben 1 5 , derzufolge die HJ-
Streifen n e b e n der Ü b e r w a c h u n g der H J auch berecht ig t sein sollten, n ich t zur NS-
Jugend gehörende W a n d e r g r u p p e n anzuha l ten , Ziel, Zahl u n d Al ter i h r e r T e i l n e h m e r 
sowie die Ar t der Organisat ion festzustellen.16 Von der Staatspolizeistelle w u r d e n 
die L a n d r ä t e entsprechend vers tändigt , die a n n e h m e n m u ß t e n , daß die A n o r d n u n g 
be im G e h e i m e n Staatspolizeiamt auf i h re Unbedenkl ichkei t geprüf t sei u n d für sie 
als Hilfsorgane der Staatspolizeistelle n u n m e h r als Ver fügung zu ge l ten hä t t e . Ver­
schiedene L a n d r ä t e f ragten dahe r bei m i r an, w e m sie n u n zu folgen hä t t en , der von 
m i r gegebenen m ü n d l i c h e n Anwei sung oder der von der Staatspolizeistelle durch­
gegebenen A n o r d n u n g der Re ichs jugendführung . D a ich eine D u r c h f ü h r u n g der 
A n o r d n u n g der Re ichs jugendführung auf G r u n d gemach te r E r f a h r u n g e n ausgerechne t 
zu Pfingsten schon grenzpolit isch für u n t r a g b a r hielt17 , habe ich die L a n d r ä t e ange­
wiesen, diese A n o r d n u n g bis auf wei tere Ver fügung meinersei ts n ich t wei te rzugeben 
u n d sodann fe rnmündl i ch u n d schriftlich d e m H e r r n Oberpräs identen ber ichte t . 

Nach d e m i m B e n e h m e n m i t d e m H e r r n Minis te r e rgangenen Er l aß des H e r r n 
Oberpräs identen vom 6. 6. ds. Js.18 w u r d e sodann e indeu t ig be s t immt , daß die An­
o r d n u n g der Re ichs jugendführung gee ignet sei, e r n e u t V e r w i r r u n g zu schaffen u n d 
die H J sich lediglich auf e ine Ü b e r w a c h u n g der sich e inwandfrei durch ih re Unifor­
m i e r u n g als zur NS-Jugend gehörend ausweisenden W a n d e r g r u p p e n zu beschränken 
habe . I m Sinne dieses Erlasses erfolgte e ine en tsprechende U n t e r r i c h t u n g der L a n d ­
rä te u n d somit e ine an sich h in re ichende Wiederk lars te l lung der Angelegenhei t . 

A m gleichen T a g e g ing aber seitens des G e h e i m e n Staatspolizeiamtes eine den 
Funksp ruch v o m 4. 6. abändernde n e u e Anweisung ein, die in der abschriftlich bei­
gefügten F o r m von der hiesigen Staatspolizeistelle an die L a n d r ä t e wei tergelei te t 
w u r d e . Diese Ver fügung ist in sich stark widerspruchsvoll . Nach d e m ersten Absatz 
wi rd m i t e iner W e i g e r u n g nichtnationalsozialist ischer Gruppen , den HJ-Streifen 
gegenüber Angaben zu machen , gerechnet , in Absatz 2 dagegen angeordnet , daß die 
HJ-Streifen nichtnationalsozialistische J u g e n d g r u p p e n ü b e r h a u p t n ich t anha l t en 
dürfen . Die L a n d r ä t e haben , da die We i t e rgabe an die Polizeibehörden n u r „soweit 
erforder l ich" i h n e n aufge t ragen war , h ie rvon m . E . m i t R e c h t Abstand g e n o m m e n , 
da e ine A n w e i s u n g dieser Ar t , die zweifellos der no twend igen E indeu t igke i t u n d 
Klarhe i t en tbeh r t e , gee ignet war , die Exeku t ivbeamten , die für i h re M a ß n a h m e n 
klare Befehle haben müssen , i n V e r w i r r u n g zu b r ingen . 

An die Herren Regierungspräsidenten der Provinz. 
Der Regierungspräsident. Aachen, den 7. Juni 1935. 
I . 1 2 . 
Abschrift übersende ich unter Bezugnahme auf meine Ausführungen in der Dienstbesprechung 
am 3. ds. Mts. 

In Vertretung. 
[handschr.:] v. Eynern 

An den 
Herrn Polizeipräsidenten, 
die Herren Landräte des Bezirks und 
den Herrn Oberbürgermeister, hier. 

15 Nicht nachweisbar. 
16 Vgl. Bernhard Vollmer, Volksopposition im Polizeistaat, Gestapo- und Regierungs­

berichte 1934-1936, Stuttgart 1957, S. 236. 
17 Siehe dazu Vollmer, a .a .O., S. 66, 145, 236. 
18 Gemeint ist wahrscheinlich der oben genannte Erlaß vom 4. 6. 
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Während ich auf Grund des Erlasses des Herrn Oberpräsidenten den Landräten als 
Berichtstermin über etwaige Vorfälle den 11. 6. bestimmte, sieht in der gleichen 
Sache die vorgenannte Verfügung der Staatspolizeistelle eine Berichterstattung zum 
15. 6. vor. Wenn in abschriftlich beigefügtem Bericht ein Landrat bittet, daß in 
Zukunft derartige Angelegenheiten zur Ersparung einer doppelten Berichterstattung 
von einem Dezernat bearbeitet werden möchten, so beweist auch diese Anregung, wie 
schwer selbst den Kreispolizeibehörden das Verhältnis der Staatspolizei als selbständigen 
Dienststellen zur allgemeinen Verwaltung klarzumachen ist. 

Zur Sache selbst sei kurz bemerkt, daß die ohne Eingreifen der allgemeinen Ver­
waltung zur Durchführung gelangte Anordnung der Reichsjugendführung in Anbe­
tracht des außerordentlich starken Pfingstverkehrs voraussichtlich zu zahlreichen 
Zusammenstößen geführt hätte, die schon wegen der Anwesenheit vieler Ausländer 
jenseits der nahen Grenze die Autorität der sich entsprechend der Anweisung passiv 
zu verhaltenden [sic] Staatsbehörden zu schwächen und der im hiesigen Gebiet aus 
staatspolitischen Gründen notwendigen Förderung der HJ stark zu schaden geeignet 
gewesen wären. 

In grundsätzlicher Beziehung beweist der Vorgang m.E. eindeutig, wie bedenklich 
und störend schon in ruhigen Zeiten, geradezu gefährlich aber in innen- und außen­
politisch gespannten Verhältnissen eine auf Grund der jetzigen Regelung und nach 
der bisherigen Erfahrung noch öfters zu erwartende Wiederholung derartiger sich 
widersprechenden [sic] und überschneidenden [sic] Befehlserteilungen sein muß. 
Besonders nachteilig wirkt sich natürlich der an diesem Zustand schuldige Dualismus 
in der Handhabung der politischen Polizei bei den z. Zt. bestehenden kulturpolitischen 
Spannungen aus, schon weil er von den kirchenpolitischen Gegnern als Schwäche der 
nicht einheitlich empfundenen Staatsführung ausgelegt und ausgenutzt wird. 

Die Geschichte der nunmehr genau 100 Jahre zurückliegenden Auseinandersetzun­
gen zwischen dem Preußischen Staat und der Kirche im Rheinland sowie des Kultur­
kampfes zu Beginn des 2. Reiches lehren m.E. hinreichend, daß die Behandlung 
dieser hochpolitischen Frage, deren Beherrschung vor allem eine genaue, auf lang­
jährige Anschauung beruhende Kenntnis der Mentalität der Bevölkerung und ihres 
Verhältnisses zur Kirche voraussetzt, eine unbedingte Zusammenfassung aller kultur­
politischen, den Staat angehenden Angelegenheiten in der Bezirksinstanz verlangt. Es 
besteht jedoch Veranlassung, anzunehmen, daß gerade auf diesem Gebiet sich zu­
künftig der Dualismus durch eine weit stärkere Einschaltung der Staatspolizeibehör­
den zuungunsten der allgemeinen Verwaltung (Oberpräsident und Regierungspräsi­
dent) verstärken wird. Das Oberverwaltungsgericht hat nämlich dem Vernehmen 
nach entschieden19, daß gegen die Verfügung der Organe der Staatspolizei, auch so-

19 Urteil des Preußischen Oberverwaltungsgerichts vom 2. Mai 1935, III C 43/35, Reichs-
verwaltungsblatt 1935, S. 577 (Hervorhebungen vom Herausgeber): 

Der im Polizeiverwaltungsgesetz geordnete Rechtsmittelzug betrifft nach dem Wortlaut des Gesetzes 
nur die von den ordentlichen Polizeibehörden, d.h. den Orts-, Kreis- oder Landespolizeibehörden, 
erlassenen polizeilichen Verfügungen. Von einer ordentlichen Polizeibehörde war die hier streitige 
Beschlagnahmeverfügung nicht erlassen; sie ging vielmehr aus von dem Geh. Staatspolizeiamt, so 
wie dessen rechtlicher Aufbau durch das Gesetz vom 30. November 1933 geregelt worden war. 

Mit diesem Gesetz wurde dem Geh. Staatspolizeiamt ein behördlicher Charakter aufge­
prägt, der sich grundsätzlich von dem ihm bei seiner Errichtung durch Gesetz vom 26. April 
verliehenen unterscheidet. Nach dem letztgenannten Gesetz sollte das Geh. Staatspolizeiamt 
auf politischem Gebiete „neben den oder an Stelle der ordentlichen Polizeibehörden" tätig 
werden und „die Stellung einer Landespolizeibehörde" besitzen . . . 
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we i t sich diese auf Pol ize iverordnungen der Ober- u n d Regie rungspräs iden ten z .B. 
be t r . Verbot des öffentlichen Auft re tens der kathol ischen Jugendorganisa t ionen usw. 
b e g r ü n d e n , n u r die Dienstaufsichtsbeschwerde, n i ch t dagegen der für die gleichen 
M a ß n a h m e n der ordent l ichen Polizeibehörden vorgesehene Rechtsweg vor den Ver­
wal tungsger ich ten zulässig ist. 

Ich ve rkenne nicht , daß die Möglichkei t verwal tungsger icht l icher A u fh eb u n g von 
Ver fügungen politisch-polizeilicher Ar t m i t d e m Wesen des Führers taa tes n ich t ver­
e inbar erscheint u n d uns in die Zus tände des jur isdikt ionel len Staates zurückführen 
könn te . Auch dürf te die En t sche idung juristisch unanfech tba r sein. Diese außero rden t ­
l iche Auswe i tung der staatspolizeilichen Machtbefugnisse bedarf aber, insbesondere 
da die Bevölkerung vielfach noch in den Gedanken des u n b e d i n g t e n Schutzes sub­
jekt iver Rech te der Al lgemeinhe i t gegenüber befangen ist, e iner besonders vorsich­
t i gen u n d v e r a n t w o r t u n g s b e w u ß t e n H a n d h a b u n g . 

I n diesem Z u s a m m e n h a n g e darf ich darauf aufmerksam machen , daß die Verord­
n u n g des H e r r n Minis te rpräs identen - Chef der G e h e i m e n Staatspolizei — vom 7 . 1 2 . 
1934 auch h e u t e noch n ich t ve rkünde t w o r d e n ist, dahe r der Rechtswirksamkei t 
e n t b e h r t u n d n i ch t als Ve ro rdnung , sondern n u r als E r l aß zu v e r w e r t e n ist.20 

I n der Praxis wi rd die En t sche idung des Oberverwal tungsger ichts zur Folge haben , 
daß die Ortspolizeibehörden u n d L a n d r ä t e i n Zukunf t möglichst alle nach M a ß g a b e 
de r §§ 47ff, 55ff des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1. J u n i 1931 zu er lassenden 

Dieser Rechtszustand änderte sich, wie das Bezirksverwaltungsgericht ebenfalls zutreffend 
erkannt hat, mit der Schaffung der „Geheimen Staatspolizei". Mit ihr entstand eine Behörden­
organisation, die zufolge ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung eine Stellung außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs des für die Wahrnehmung der Polizei regelmäßig zuständigen Mini­
sters des Innern einnahm. § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes vom 30. November 1933 
besagen: „Die Geh. Staatspolizei bildet einen selbständigen Zweig der inneren Verwaltung. 
Ihr Chef ist der Ministerpräsident." 

Nach allem ergibt sich für die rechtliche Natur des Geh. Staatspolizeiamts seit Inkraft­
treten des Gesetzes vom 30. November 1933 folgendes: Das Amt ist Glied einer besonderen 
Behördenorganisation, der „Geh. Staatspolizei", welche einen selbständigen Zweig der preußi­
schen Staatsverwaltung bildet. Es hat, wie die Geh. Staatspolizei als Ganzes, ein besonderes 
sachliches Aufgabengebiet: die Wahrnehmung von Geschäften der politischen Polizei. Damit 
sind die Kennzeichen einer „Sonderpolizeibehörde" im Sinne der §§ 2 Abs. 2, 8 PolVerwG.: 

eine aus der Organisation der ordentlichen Polizeibehörden herausgelöste behördliche Stellung, 
verbunden mit einer polizeilichen Sonderaufgabe, gegeben. 

Aus der so gekennzeichneten Eigenschaft des Geh. Staatspolizeiamts, das sich nunmehr zweifelsfrei 
als eine Sonderpolizeibehörde darstellt, ergibt sich, daß seine Verfügungen, wie oben ausgeführt, den 
Bestimmungen des Polizeiverwaltungsgesetzes über den Rechtsmittelzug nicht unterliegen. Da auch 
das Gesetz vom 30. November 1933 eine Anfechtung durch Klage im Verwaltungsstreitver­
fahren nicht vorsieht, so ist dem Betroffenen nur der allgemeine Rechtsbehelf der Beschwerde 
im Aufsichtswege gegeben. 

Wie weit auch die Verfügungen der übrigen Organe der Geh. Staatspolizei, insbesondere diejenigen 
der dem Geh. Staatspolizeiamt unterstellten Staatspolizeistellen, weil gleichfalls Sonderpolizeibehörden 
von der Anfechtung im Verwaltungsstreitverfahren ausgenommen sind, steht hier nicht zur Entschei­
dung; doch sei bemerkt, daß die Verneinung einer solchen Anfechtbarkeit in dem angefochtenen 
Bescheide durchaus folgerichtig erscheint . . . 

20 Nicht ermittelt. 
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Verfügungen nicht mehr selbständig unter eigener Verantwortung, sondern als 
Hilfsorgan der Staatspolizei erlassen werden ( § 1 Ziff. 6 der Verordnung zur Durch­
führung des Gesetzes über die Geheime Staatspolizei vom 30.11. 1933 (Ges. S., S. 413) 
vom 8. 4. 1934). Es wird allerdings kaum möglich sein, in der Bevölkerung Verständ­
nis dafür zu erwecken, daß die gleichen, sich auf dieselben Rechtsbestimmungen 
stützenden politischen Maßnahmen mit den bekannten Rechtsmitteln angreifbar 
sind, wenn die verfügende Stelle sich nur als Ortspolizei- oder als Kreispolizeibehörde 
bezeichnet, jedoch formell unantastbar bleibt, falls die gleiche Kreis- oder Ortspolizei­
behörde mit dem Zusatz „als Hilfsorgan der Staatspolizei" dieselbe Maßnahme durch­
führt. Zwar ist in letzterem Falle die formlose Dienstaufsichtsbeschwerde zulässig, 
für die Entscheidung über sie sind jedoch nicht etwa die Dienstaufsichtsbehörden der 
Bürgermeister und Landräte, nämlich Regierungspräsident, Oberpräsident oder 
Reichsminister des Innern, sondern die nebengeschaltete Staatspolizeistelle zuständig. 
Diese Tatsache dürfte in den Bezirken kaum als eine Vereinfachung des Verwaltungs­
oder Rechtsweges begrüßt werden, im übrigen aber geeignet sein, den seit mehr als 
100 Jahren bewährten, sich auf den Autoritätsgedanken stützenden Aufbau der 
Preußischen Verwaltung grundlegend zu erschüttern. 

Die unausbleibliche bürokratische Auswirkung dieser höchstrichterlichen Verwal­
tungsentscheidung muß unter Berücksichtigung des universellen Charakters und 
unselbständigen Aufgabengebietes der mit der allgemeinen Verwaltung nun einmal 
unlösbar verbundenen politischen Polizei zwangsläufig dahin führen, daß in stets 
wachsendem Umfange Einzelmaßnahmen, um sie aus mehr oder weniger politischen 
Gründen der Rechtsmittelkontrolle zu entziehen, in den Arbeitsgang der Staatspolizei 
hineingezogen, die Landräte und Ortspolizeibehörden sich zunehmend ihrer Eigen­
schaft als Hilfsorgan der Staatspolizei hierbei bedienen und des Gefühls einer selbst­
verantwortlichen politischen Behörde entwöhnt werden. 

Es ist schon jetzt leider nicht selten festzustellen, daß sowohl die Ortspolizeibehörden 
wie auch die Landräte alle Angelegenheiten irgendwelchen politischen Einschlages 
zunächst, ohne sie überhaupt zu untersuchen, der Staatspolizeistelle übersenden und 
sich von dieser Anweisung geben lassen, statt von amtswegen aus eigener Initiative 
heraus insbesondere in Sachen, soweit sie rein örtlicher und nicht grundsätzlicher 
Bedeutung sind, zu entscheiden und selbständig Entschlüsse zu fassen. 

Die somit immer mehr zu erwartende Konzentrierung der Einzelmaßnahmen 
politischen Inhaltes im weitesten Sinne des Wortes auf die Staatspolizeistellen fördert 
entsprechend deren zur Zeit nicht zu übersehenden Ausdehnungsanspruch sowie das 
Bestreben nach der Schaffung eines eigenen Unterbaues durch Vermehrung der 
Außenstellen. Die im hiesigen Regierungsgebäude untergebrachte Staatspolizeistelle 
hat bereits ohne Berücksichtigung der Außenstellen mehr als 60 Mitarbeiter. Dabei 
ist die Schaffung weiterer 23 Stellen beantragt. 

Eine wenn auch nur gutachtliche Äußerung der allgemeinen Verwaltung, die 
selber die Einstellung auch des kleinsten Angestellten auf das eingehendste begründen 
muß und dann des öfteren abschlägig beschieden wird, ist auch soweit die Einrichtung 
der Grenzaußenstellen, die auf eine Zusammenarbeit mit den mir zur Zt. noch unter­
stellten Organen (Ortspolizei, Gendarmerie usw.) besonders angewiesen sind, ist bisher 
nicht angeordnet und auch nicht erfolgt. 

Wenn auch höheren Orts wiederholt auf die Notwendigkeit einer gemeinsamen, 
auf gegenseitigem Vertrauen beruhenden Zusammenarbeit der Staatspolizei mit 
der allgemeinen Verwaltung, die beide dem Volke und nicht einem Selbstzweck zu 
dienen haben, hingewiesen worden ist, wird dennoch der Dualismus niemals beseitigt, 
höchstens abgemildert werden können, wenn Regierungspräsident und Leiter der 
Staatspolizeistelle persönlich in einem unter Hintanstellung aller Prestigefragen 
besonders engen kollegialen Einvernehmen miteinander arbeiten. Auch die Mög-
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lichkeit, daß durch die Personalunion in der Leitung der Staatspolizeistelle und 
dem politischen Dezernenten der Regierung eine enge Verbindung geschaffen wird, 
ist praktisch nur dann von Wert, wenn die Tätigkeit des politischen Sachbearbeiters 
nicht überwiegend receptiv aufgefaßt wird, vielmehr der Leiter der Staatspolizeistelle 
als politischer Dezernent befugt ist, den Chef der allgemeinen Verwaltung laufend 
über die Arbeit, auch insbesondere über Erlasse des Geheimen Staatspolizeiamtes, die 
„Dritten nicht bekannt zu geben sind", zu unterrichten. Es scheint mir jedoch 
neuerdings in zunehmendem Umfange die Tendenz innerhalb des Geheimen Staats­
polizeiamtes dahin zu gehen, sich möglichst gegen die allgemeine Verwaltung zu­
mindest in der Bezirksinstanz abzuschließen und die Maßnahmen selbständig unter 
Benutzung der Landräte bis zur untersten Instanz durchzuführen. Je mehr diesem 
Selbständigkeitsdrang nachgegeben wird, umso weniger wird — auch wenn die allge­
meine Verwaltung noch so sehr auf eine Zusammenarbeit im Interesse des Gesamt­
wohles hinwirkt — der Dualismus der politischen Polizei tragbar. 

So muß festgestellt werden, daß bei einer weiteren Entwicklung des Dualismus es 
dem Regierungspräsidenten insbesondere in einem Grenzgebiet kaum noch ermöglicht 
wird, die politische Verantwortung für Geschehnisse innerhalb seines Bezirks, deren 
Beobachtung und damit Abstellung ihm immer mehr entzogen werden, zu übernehmen. 

Während der Leiter der Staatspolizeistelle, der ein meist jüngerer und einer um­
fassenden Verwaltungserfahrung und -kenntnis entbehrender Beamter ist, eine 
unbegrenzte Fülle von Machtbefugnissen erhält, insbesondere unter Auswirkung der 
oben erwähnten Oberverwaltungsgerichtsentscheidung über zahlreiche politische 
Maßnahmen der Ortspolizeibehörden (Bürgermeister, Polizeipräsident) und Landräte 
selbständig und nach eigenem Ermessen von amtswegen zu entscheiden hat, bleibt 
der Regierungspräsident als Landespolizeibehörde bezüglich der gleichen Maßnahmen 
nach wie vor einer scharfen Verwaltungsgerichtskontrolle unterstellt. Der hierin 
liegende Widersinn bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Die Bekämpfung der politischen Gefahren, die nicht nur in der Abwehr kommu­
nistischer und marxistischer Angriffe besteht, läßt sich von den Aufgaben der allge­
meinen Verwaltung, so wie sich dieser Begriff im preußischen Verwaltungsrecht 
herausgebildet hat, nicht trennen. Man mag Sonderbehörden für die innerpolitische 
Beobachtung und Aufdeckung kommunistischer und marxistischer Bestrebungen 
sowie für die Abwehr außenpolitischer Spionage begründen, irgendwie aber müssen 
auch solche Sonderbehörden in den Bau der allgemeinen Verwaltung eingegliedert 
sein. Die Staatsautorität und -Sicherheit verlangt eine einheitliche Führung und 
hiermit unlösbar verbunden Verantwortung einer Bezirksstelle; es gibt hier nur ein 
Entweder-Oder :21 Regierungspräsident oder Staatspolizeistelle. Hält man die Ersteren 
für nicht geeignet, Träger der politischen Polizei zu sein, so muß man sie der poli­
tischen Stellung entkleiden und ihnen die Verantwortung abnehmen und statt ihrer 
die Leiter der Staatspolizeistellen damit beauftragen. Beide Stellen werden mit Rück­
sicht auf die notwendige politische Zuverlässigkeit, die die parteipolitisch in der Regel 
ebenso wenig erprobten Leiter der Staatspolizeistellen wohl kaum in einem höheren 
Grade für sich in Anspruch nehmen können als die Verwaltungserfahrenden Regie­
rungspräsidenten, im engen Einvernehmen mit der NSDAP besetzt. 

Es handelt sich daher m.E. weniger um ein parteipolitisch bedeutsames Problem, 
als vielmehr um eine Frage des verwaltungstechnisch richtigen Aufbaues zur Besei­
tigung des für die Dauer untragbaren Dualismus in der Mittelinstanz, dessen Wachsen 
sich immer mehr zum Schaden des Ansehens des Staates und der Bewegung auszu­
wirken droht. 

[handschr.:] Reeder 

21 Zeichen unleserlich, wahrscheinlich Doppelpunkt. 
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Dokument 822 

Der Preußische Ministerpräsident. Berlin, d. 2. April 1936. 
St.M.I. 3490. 

[Stempel;] TP 

[Stempel:] Regierung 
3. April 1936 
Aachen 

Die terminmäßig zu erstattenden Lageberichte haben mir schon früher Anlaß zur 
Kritik gegeben. Ich erinnere an die entsprechenden Ausführungen, die ich in der 
Konferenz der Ober- und Regierungspräsidenten vor Weihnachten 1935 gemacht 
habe. Die weitere Beobachtung der Entwicklung hat ergeben, daß ein Eingreifen 
nicht länger vermeidbar ist. 

Mit der Einreichung terminmäßig zu erstattender Berichte über die allgemeine 
politische Lage ist vor allem die Gefahr verbunden, daß das Verantwortungsgefühl 
der örtlich zuständigen Stellen geschwächt und ihre Entschluß- und Tatkraft ge­
hemmt wird. In der Tat habe ich immer mehr den Eindruck gewonnen, daß sich die 
Behörden im Lande darauf beschränken, Übelstände, die sie feststellen, weiter nach 
oben zu berichten, statt zunächst einmal selbst einzugreifen und alles zu tun. was 
möglich und notwendig ist, um eine Besserung herbeizuführen. Hierin liegt eine 
Gefährdung der Schlagkraft der Verwaltung, der unbedingt Einhalt geboten werden 
muß. 

Hinzu kommt, daß in der Berichterstattung vielfach vereinzelte Unzuträglichkeiten 
oder örtliche Schwierigkeiten unnötig in den Vordergrund gestellt oder auch örtlich 
begrenzte Erscheinungen verallgemeinert werden. Hieraus wird den berichterstatten­
den Dienststellen, die nur ein begrenztes Gebiet übersehen, nicht einmal immer ein 
Vorwurf gemacht werden können. Da aber schon die Herstellung und die Bearbeitung 
der Lageberichte es mit sich bringt, daß diese einem größeren Kreis von Personen 
bekannt werden, entsteht so die Gefahr, daß die Lageberichte selbst zur Verschlechte­
rung der Stimmung beitragen. Was es schließlich bedeuten würde, wenn betont 
pessimistische Lageberichte, wie ich sie in der letzten Zeit öfter gesehen habe, in 
falsche Hände, insbesondere in dem uns gegenüber noch feindlich eingestellten Aus­
lande, geraten sollten, braucht nicht näher dargelegt zu werden. 

Hiernach erscheint mir die Erstattung von Lageberichten nicht länger möglich. 
Die weitere Erstattung ausführlicher schriftlicher Berichte über die allgemeine Stim­
mung im Lande erscheint mir einstweilen aber auch nicht mehr erforderlich. Die 
von mir in dem soeben durchgeführten Wahlkampf23 gesammelten Erfahrungen 
haben mich die Stimmung der Bevölkerung klar erkennen lassen. Alle hierbei ge­
machten Einzelbeobachtungen, vor allem aber auch das grandiose Wahlergebnis24 

selbst, beweisen, daß das deutsche Volk die Grundgedanken der Politik des Führers 
und Reichskanzlers durchaus erfaßt hat, sie restlos bejaht und in keiner Weise geneigt 
ist, sich durch die großenteils unvermeidbaren Unannehmlichkeiten des täglichen 
Lebens in seinem Vertrauen zum Führer erschüttern zu lassen. Hinzu kommt, daß 
die Partei die Stimmung im Volke weit besser kennt und beurteilen kann, als dies der 
Bürokratie der Behörden möglich ist. Es muß daher Sache der Partei sein, für die 
Unterrichtung der Führer zu sorgen. 

22 St. D. 405/44. 
23 Den Auftakt zum „Wahlkampf" bildete der Einmarsch deutscher Truppen ins Rheinland. 
24 Wahl vom 29. März 1936. 
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Ich ersuche daher, Lageberichte in Zukunft nicht mehr zu erstatten. Die für die 
Zentralstellen erforderliche Unterrichtung über die Entwicklung der Verhältnisse im 
Lande wird darunter nicht leiden, zumal ich in Aussicht nehme, auf regelmäßig 
wiederkehrenden Konferenzen der Ober- und Regierungspräsidenten Gelegenheit zu 
geben, eine vollständige und ungeschminkte Unterrichtung der in Betracht kommen­
den Dienststellen künftig im Wege einer offenen und rückhaltlosen Aussprache statt­
finden zu lassen. 

Es ist dafür Sorge zu tragen, daß auch innerhalb der Provinz die entsprechende 
Berichterstattung in Zukunft fortfällt. 

gez. Göring. 
Beglaubigt: 

Siegel: Preußisches gez. Unterschrift 
Staatsministerium Min. Kanzl. Ob. Sekr. 

An 
Herren Ober- und Regierungspräsidenten 
Herrn Staatskommissar der Hauptstadt Berlin 
Herrn Polizeipräsidenten in Berlin 

— Eigenhändig ! — 

Dokument 925 

Regierungspräsident. 7. April 1936. 
Entwurf 

[Stempel:] 
G e h e i m 8. April 1936 

An den 
Herrn Preußischen Ministerpräsidenten 
z. Hd. d. Herrn Ministerialrat Marotzke, 
Berlin W. 8. 
Betrifft: Politische Lageberichte. 

Erlaß vom 2. 4. 1936 - St.M.I. 3490 - . 

Berichterstatter: Der Unterzeichnete 

Unter Bezugnahme auf oben angezogenen Erlaß darf ich berichten, daß ich die von 
mir persönlich verfaßten Lageberichte entsprechend dem Erlaß des Reichs- und 
Preußischen Ministers des Innern vom 7. 7. 1934 - I. 3600 A. 7/7 - , der die Ober-
und Regierungspräsidenten anweist, im Interesse einer ungeschminkten Unterrich­
tung der Reichsregierung Lageberichte [anzufertigen], für deren Vollständigkeit und 
Wahrhaftigkeit die Behördenleiter verantwortlich seien, pflichtgemäß vorgelegt habe. 
Durch Verfügung des Herrn Preußischen Ministerpräsidenten als Chef der Staats­
polizei vom 20. 2. 1936 sind die Regierungspräsidenten angewiesen worden, das Ge­
heime Staatspolizeiamt über die politische Lage durch einen zweimonatigen Lage­
bericht und Ereignismeldungen zu unterrichten. Auch dieser Erlaß dürfte seine 
Erledigung gefunden haben. 

25 St. D. 405/44. 
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In Durchführung des letzten Absatzes des Erlasses vom 2. April ds. Js. habe ich die 
mir unterstellten Landräte und Ortspolizeibehörden angewiesen, mir keine Lage­
berichte mehr vorzulegen. Diese Behörden hatten jedoch bisher auch dem Leiter der 
Staatspolizeistelle die gleichen Unterlagen einzureichen. Da aber die in dem ange­
zogenen Erlaß ausgesprochene Befürchtung hinsichtlich einer Bekanntgabe der Lage­
berichte im Auslande bei einer Fortsetzung dieser Berichterstattung durch die zahl­
reichen Kreis- und Ortspolizeibehörden kaum vermindert wird, im übrigen die Staats­
polizeistelle wohl ebenso wie die Regierungspräsidenten bürokratische Behörden im 
Sinne des dortigen Erlasses sind, ist m.E. auch Weisung an die Landräte zu geben, 
ebenfalls die Unterrichtung der Staatspolizeistelle einzustellen. 

Sollte jedoch nach Ansicht des Herrn Ministerpräsidenten als Chef des Geheimen 
Staatspolizeiamtes die in dem Erlaß zum Ausdruck gebrachte Bewertung der Bericht­
erstattung der Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten für deren politische Re­
ferenten, als die Leiter der Staatspolizeistellen, nicht zutreffen, diese vielmehr weiter­
hin Lageberichte vorzulegen haben, dürfte auch kaum auf eine Berichterstattung der 
Landräte und Ortspolizeibehörden verzichtet werden können. 

gez. Reeder 

Abschrift überreiche ich mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

An den [Stempel:] 9. April 1936 
Herrn Reichs- u. Preuß. Minister d. Innern, 
z. Hd. d. Herrn Min. Rat Dr. Ermert, 
Berlin N.W. 40 
An den [Stempel:] 9. April 1936 
Herrn Oberpräsidenten d. Rheinprov. 
z. Hd. d. Herrn Reg.Rat Dr. Nockemann 
Koblenz 

[handschr.:] R Fr. 
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